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Unser konservativ soziali-
sierter Pino hat kein Problem 
damit als Katze bezeichnet 
zu werden und er erachtet 
es als Privileg, dass bei der 
weiblichen Form, die männ-
liche mitgedacht wird. War-
um bei Arzt nicht gleich die 
Medizinerin mitgemeint sein 
kann und über andere ge-
genderte Unplausibilitäten, 
denkt er auf Seite 15 nach. r

Bayerns Städtetagsvorsitzender 
Markus Pannermayr; einer der 
stellvertretenden Vorsitzenden 
im Deutschen Städtetag.  r

Hauptversammlung des Deutschen Städtetags:

Den Wandel  
lebenswert  
gestalten

Im Zeichen von Neuwahlen und gesellschaftlichen Trans-
formationsprozessen stand die Hauptversammlung des 
Deutschen Städtetags in Erfurt. Unter dem Motto „Was 
das Leben ausmacht. Die Städte in Deutschland“ rief der 
Verband die Ampel-Parteien in Berlin dazu auf, in der ent-
scheidenden Phase der Koalitionsverhandlungen bei es-
senziellen Themen wie Klima, Wohnen und Verkehr die 
Rolle der Städte zu beachten und zu stärken. Rund 800 De-
legierte und Gäste aus dem gesamten Bundesgebiet nah-
men an der alle zwei Jahre stattfindenden Tagung teil.

Zum neuen Präsidenten des 
Deutschen Städtetags wählten 
die Delegierten Markus Lewe, 
Oberbürgermeister der Stadt 

renmitglied des Kommunalver-
bandes gewählt.

Die Lebensqualität  
vor Ort verbessern

Lebenswerte Städte, klima- 
freundlich, digital, mit bezahl-
baren Wohnungen, guten Bil-
dungsangeboten, bürgernahen 
Verwaltungen und vernetzt in 
Europa: Diesen Zielen und den 
laufenden Transformationspro-
zessen wollen sich die Städte 
stellen. Nötig ist aus Sicht des 
Deutschen Städtetags dafür die 
Unterstützung durch die künfti-
ge Bundesregierung und die Län-
der. In einer „Erfurter Erklärung“ 
wurden die wichtigsten Positio-
nen verabschiedet.

Kommunalverbände zum Koalitionsvertrag: 

Gemischte  
Gefühle

Der Koalitionsvertrag von SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und FDP bietet nach Auffassung von Deutschem Land-
kreistag und DStGB zwar gute Ansätze, jedoch haben die 
Kommunalverbände Bedenken, was die Umsetzung der 
Vorhaben anbelangt. „Zahlreiche positive Impulse für zu-
kunftsfähige Städte“ sieht dagegen der Deutsche Städte-
tag. Im Koalitionsvertrag seien mehrere Forderungen des 
Verbandes aufgegriffen worden.

Mit gemischten Gefühlen be-
trachtet der Deutsche Land-
kreistag den Koalitionsvertrag. 
Präsident Landrat Reinhard Sa-
ger hob positiv hervor, dass die 
Gleichwertigkeit der Lebens-
verhältnisse weiterhin im Fokus 
bleibt und die drängenden Zu-
kunftsthemen wie Klimaschutz 
und Digitalisierung unter Einbe-
ziehung der Landkreise, Städ-
te und Gemeinden angegangen 
werden sollen. 

Zahlreiche Förderprogramme,  
zentrale Steuerung  
und Projektfinanzierungen

Generell leide das Vertrags-
werk aber darunter, dass statt 
einer Kräftigung kommunaler 
Selbstgestaltung und finanziel-
len Stärkung der Kommunen er-
neut zahlreiche weitere Förder-
programme, zentrale Steuerung 
und Projektfinanzierungen an-
gekündigt werden. „Stattdessen 
sollte die neue Bundesregierung 
die Kommunen befähigen, ihre 
Aufgaben und Herausforderun-
gen aus eigener Kraft und mit ei-
genen Mitteln zu bewältigen.“

Es fehlten die nicht erkennbare 
politische Priorisierung der Vor-
haben sowie fehlende Aussagen 
zum Finanztableau. „Das ist aber 
wichtig, wenn es um die Umsetz-
barkeit der einzelnen Projekte 
geht. Denn die Mittel des Bun-
deshaushalts sind begrenzt. Die-
ses Koordinatensystem fehlt zum 
jetzigen Zeitpunkt noch.“

Kostenträchtige Vorhaben

So würden im Sozialbereich 
kostenträchtige Vorhaben an-
gekündigt, bei denen die Finan-
zierung geklärt und kommunale 
Mehrbelastungen wirksam aus-
geschlossen werden müssten. 
„Das betrifft zum einen das Bür-
gergeld, das das Arbeitslosen-
geld II ablösen soll und zwei Jah-
re lang ohne Anrechnung von 

Vermögen jegliche Unterkunfts-
kosten übernehmen soll. Wenn 
die Jobcenter jede noch so ho-
he Miete übernehmen, ist zu be-
fürchten, dass es für untere Ein-
kommensgruppen noch schwie-
riger wird, bezahlbaren Wohn-
raum zu finden“, machte Sager 
deutlich.

Skepsis bei der 
Kindergrundsicherung

Zum andern sehe der DLT die 
Kindergrundsicherung skeptisch, 
„an der hat sich schon die Vor-
gängerregierung konzeptionell 
die Zähne ausgebissen“, betonte 
der Präsident. Die Grundsiche-
rung von Kindern werde schon 
heute sichergestellt. „Wichtig 
ist es, Kinder nicht isoliert von 
ihren Eltern und ihrer Familie zu 
betrachten, in der sie leben.“ Zu 
begrüßen sei hingegen, dass die 
Belastungen für pflegebedürfti- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

V.l.: Oberbürgermeister Markus Lewe, Vizepräsident des Deutschen 
Städtetages und Oberbürgermeister Burkhard Jung, Präsident des 
Deutschen Städtetages während der Auftakt-Pressekonferenz.
 Bild: Stadtverwaltung Erfurt/Vitalik Gürtler

Münster. Als Vizepräsident fun-
giert nun der Leipziger Oberbür-
germeister Burkhard Jung, der 
seit Juni 2019 das Präsidenten-
amt innehatte und turnusgemäß 
abgab. Zum ersten Stellvertreter 
des Präsidenten wurde Heidel-
bergs Oberbürgermeister Prof. 
Dr. Eckart Würzner bestimmt. 
Zu den weiteren Stellvertretern 
zählt der Straubinger Oberbür-
germeister Markus Pannermayr. 
Außerdem wurde der ehemalige 
Präsident des Deutschen Städte-
tags und langjährige Nürnberger 
Oberbürgermeister Dr. Ulrich 
Maly einstimmig zum neuen Eh-

Präsident Lewe zufolge wol-
len die Städte in Deutschland 
zunächst die Lebensqualität vor 
Ort verbessern. Nur die Städte 
können mit ihrer gestaltenden 
Politik Orte schaffen, an denen 
sich die Menschen zu Hause füh-
len. Sie wollen sichern und leis-
ten, was das Leben ausmacht: 
Begegnung und Teilhabe im All-
tag, im öffentlichen Raum, auf 
dem Spielplatz, im Stadion, im 
Verein, in kulturellen und sozia-
len Einrichtungen. 

Das Lebensgefühl entscheidet

Das Lebensgefühl der Men-
schen entscheidet über Identi-
fikation und Teilhabe. Die Städ-
te sind Impulsgeber und strah-
len weit in die Region aus. Hier 
zeigt sich Veränderungsdruck, 
aber auch die kreative Kraft der 
Städte. „Diese kreative Kraft  

wollen wir einbringen“, so Lewe. 
Auch gilt es, den gesellschaft-

lichen Zusammenhalt zu si-
chern. Die Städte stehen ein 
für demokratische Werte, offe-
nen Diskurs, Beteiligung, Vielfalt 
und Toleranz sowie Gleichstel-
lung aller Geschlechter. Sie stel-
len sich ausdrücklich gegen Hal-
tungen, die diese Werte nicht 
anerkennen und unterminieren, 
und damit gegen gruppenbezo-
gene Menschenfeindlichkeit. 
Stadtpolitik ist nah dran, kann 
Konflikte lösen und verhindern 
helfen. Die Gemeinwohlorien-
tierung zeichnet die Städte aus, 
sie ist sinnstiftend, schafft die  
Grundlagen für ein gesellschaft-
liches Zusammenleben und die 
eigene Entfaltung. Stabile Stadt-
gesellschaften entstehen durch 
die Kraft aller und im gegensei-
tigen Respekt. Sie sind unab- 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Haushaltentwurf 2022 der Bayerischen Staatsregierung:

Zufriedene Kommunen
Trotz der unabsehbaren Folgen der vierten Corona-Welle 
will die Bayerische Staatsregierung den Kreditrahmen zur 
Bewältigung der Pandemie von maximal 20 Milliarden Eu-
ro einhalten. Allerdings sollen davon 5,9 Milliarden Euro 
als „finanzieller Puffer“ in das neue Jahr geschoben wer-
den. Darauf verständigte sich der Ministerrat in München. 
Insgesamt umfasst der Etatplan für 2022 knapp 71 Milliar-
den Euro. Finanzminister Albert Füracker hofft, dass durch 
die Ausgabendisziplin der Ressorts und die sich verbes-
sernde Steuerschätzung die wegfallenden Steuereinnah-
men ohne neue Kredite ausgeglichen werden können. 

Die in der Verfassung veran-
kerte Schuldenbremse wird da-
mit auch im kommenden Jahr 
wegen Corona ausgesetzt. Die 
Sonderbelastungen für den 
Staatshaushalt im neuen Jahr 
resultieren insbesondere aus 
Kosten für die laufende Test- 
und Impfstrategie.

2.800 neue Stellen

Insgesamt sind für den Haus-
halt 2022 rund 2.800 neue Stel-
len vorgesehen. Darin enthalten 
sind insbesondere 1.250 zusätz-
liche Stellen für die Schulen, 500 
zusätzliche Stellen für die Po-
lizei, 100 neue Stellen für den 
Aufbau der Technischen Uni-
versität Nürnberg und 84 zu-
sätzliche Stellen für das Klini-
kum Augsburg sowie 425 neue 
Stellen für den Öffentlichen Ge-
sundheitsdienst.

Größter Posten im Etatplan ist 

wie in jedem Jahr der Bereich 
Bildung - insgesamt sind hier-
für 24,7 Milliarden Euro vorge-
sehen. Für die innere Sicher-
heit und Rechtsschutz sind ins-
gesamt Ausgaben in Höhe von 
rund 7,5 Mrd. Euro eingeplant. 
Die Ausgaben für Gesundheit 
betragen insgesamt rund 5,6 
Mrd. Euro. Die Investitionsaus-
gaben belaufen sich auf 11,3 
Milliarden Euro, damit liegt die 
Investitionsquote bei 15,9 Pro-
zent. Mit insgesamt rund 10,5 
Mrd. Euro erreicht der Kommu-
nale Finanzausgleich 2022 trotz 
anhaltender Corona-Krise ein 
Spitzenniveau.

Mindereinnahmen der  
Gewerbesteuer  
werden hälftig finanziert

Im Rahmen seiner Klausur be-
schloss der Ministerrat zudem, 
dass der Freistaat Bayern sei- 

nen hälftigen Finanzierungsan-
teil zum Ausgleich der prognosti-
zierten Gewerbesteuerminder- 
einnahmen für das Jahr 2021 er-
bringen wird. Damit können die 
Städte, Märkte und Gemeinden 
mit einer Kompensation des Ge-
werbesteuerausfalls in Höhe 
von 330 Mio. Euro rechnen. 

Ausdrücklicher Dank

Der Vorsitzende des Bayeri-
schen Städtetags, Straubings 
Oberbürgermeister Markus Pan-
nermayr, begrüßt dieses Sig-
nal: „Viele Städte und Gemein-
den müssen bei der Aufstellung 
der Haushaltspläne mit Ausfäl-
len der Gewerbesteuer kalkulie-
ren. Ihnen wäre ohne die Hilfe 
der Staatsregierung finanziell die 
Luft abgedrückt worden. Dafür 
bedanke ich mich ausdrücklich. 
Mit der Zusage der Staatsregie-
rung können drohende Schief- 
lagen in vielen kommunalen 
Haushalten korrigiert werden. 
Der vollständige Ausgleich der 
Ausfälle bei der Gewerbesteuer 
würde den betroffenen Kommu-
nen, wie bereits im Haushalts-
jahr 2020, eine wichtige Atem-
pause verschaffen. Deshalb ist 
der Bund jetzt gefordert, seinen 
Anteil ebenso zu leisten.“

„Wir bedanken uns, dass der 
Freistaat Bayern zu seinem 
 (Fortsetzung auf Seite 4)

http://www.gemeindezeitung.de


Wir gratulieren
ZUM 75. GEBURTSTAG

Bürgermeister Ludwig Wallinger 
93488 Schönthal 

am 5.12.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Reinhard Streng 

91474 Langenfeld 
am 15.12.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Wolfgang Walter  
87743 Gemeinde Egg a.d.Günz 

am 6.12.

Bürgermeister Stefan Paulus 
97478 Knetzgau 

am 6.12.

Bürgermeister  
Benedikt Pössenbacher 

83673 Bichl 
am 9.12.

Bürgermeister Alois Schiegg 
86688 Marxheim 

am 14.12.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Oberbürgermeister 

 Dr. Christian Hümmer 
83278 Traunstein 

am 2.12.

Landrat Sebastian Gruber 
94078 Freyung 

am 4.12.

ZUM 35. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin  

Nicole Weissenseel-Brendler 
97497 Dingolshausen 

am 2.12.

Bürgermeister Tobias Ehrlicher 
96476 Bad Rodach 

am 11.12.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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Kinder- und Jugendhilfe: 

Personalmangel  
und 2G in der Kritik

Die Situation in der Kinder- und Jugendhilfe in Bayern steht vor 
großen Herausforderungen – das stellten verschiedene Experten 
im Rahmen einer Anhörung im Ausschuss für Arbeit und Soziales,  
Jugend und Familie im Bayerischen Landtag heraus. Neben der  
hohen Personalfluktuation stand vor allem die bayernweit gelten-
den Infektionsschutzmaßnahmen, darunter die 2G-Regel, in mas-
siver Kritik. Denn gerade ungeimpften Jugendlichen werde so die 
Teilhabe verwehrt und der Zugang zur Jugendarbeit eingeschränkt.

Der Personalmangel ist vor al-
lem in sozialen Berufen beson-
ders hoch. Sabine Ahlers-Rei-
mann, Direktorin der Abteilung 
Kinder- und Jugendhilfe, Auslän-
der und Integration beim Baye-
rischen Landkreistag, empfahl 
deshalb eine Imagekampagne 
und eine wissenschaftliche Erhe-
bung zu Studiengängen und Aus-
bildungsangeboten. „Wir müs-
sen mehr Leute ins System brin-
gen“, sagte Michael Eibl, Direktor 
der Katholischen Jugendfürsorge 
der Diözese Regensburg. Er be-
tonte, dass die Ausbildung in die-
sem Bereich deshalb nicht nied-
rigschwelliger sein solle, sondern 
höherwertig. 

Fluktuation gehört zum Alltag

Personalfluktuation gehöre 
mittlerweile zum Alltag, sagte 
Siegmund Hammel, Leiter des Ju-
gendamts Eichstätt und Sprecher 
der Arbeitsgemeinschaft der 
oberbayerischen Jugendamtslei-
tungen. „Den Sozialarbeiter, der 
eine Familie ein Leben lang be-
gleitet, gibt es nicht mehr.“ „Es 
wird nicht die eine Lösung ge-
ben“, so Sabine Lindau, Vorstän-
din Verbandsvertretung, Integra-
tion und Familie bei der Diako-
nie Bayern. Um den Mangel zu 
beheben, müsse unter anderem 
Quereinsteigern der Zugang er-
möglicht und das Studium staat-
lich finanziert werden.

Auf heftige Kritik stieß die Mit-
te November verkündete 15. Bay-
erische Infektionsschutzmaßnah-
menverordnung. Vorgaben wie 
3G und 3G plus sind darin nicht 
mehr enthalten – es gibt nur 
noch 2G und 2G plus in Bayern. 
Die 2G-Regel schreibt vor, dass 
Menschen entweder geimpft 
oder von Corona genesen sein 
müssen, um Zutritt zu bestimm-
ten Innenräumen oder Veran-
staltungen zu erhalten. Ein nega-
tiver Corona-Test von Ungeimpf-
ten reicht nicht mehr aus. Kinder 
bis 12 Jahre und 3 Monate ohne 
Impfung sind zwar zu 2G zugelas-
sen. Und auch ungeimpften 12- 
bis 17-jährigen, die in der Schu-
le regelmäßig negativ getestet 
werden, bleibt der Zutritt zu 2G 
übergangsweise bis Ende Dezem-
ber zur eigenen Ausübung sport-
licher, musikalischer oder schau-
spielerischer Aktivitäten, in der 
Gastronomie und dem Beher-
bergungswesen möglich. Dieser 
letztmalige Übergangszeitraum 
bis Ende Dezember sollte für eine 
Impfung genutzt werden. 

Doch daraus ergeben sich Kon-
sequenzen, die Matthias Fack, 
Präsident des Bayerischen Ju-
gendrings BJR, stark kritisierte. 
Kinder und Jugendliche müss-
ten in ihren Bedürfnissen wahr-
genommen werden, forderte er 
und bemängelt, dass die Anord-
nung 2G ungeimpften Kindern 
und Jugendlichen den Zugang zur 
Jugendarbeit verwehre. 

Ausbau der  
Hilfsmöglichkeiten

Für Heranwachsende seien 
andere Jugendliche wichtig, um 
sich in der Welt zu positionie-
ren, so Dr. Christian Lüders, Vor-
sitzender des Bayerischen Lan-
desjugendhilfeausschusses. Das 
werde mit einer 2G-Regel ver-
hindert. Gerade die Ungeimpf-
ten wolle man ja erreichen. Ei-
ne Stellungnahme dazu kam aus 
dem Sozialministerium von Peter 
Nitschke, zuständig für Jugendar-
beit und -politik. Er fügte an, dass 
auch ungeimpften Jugendlichen 
immerhin eine gewisse Teilha-
be, etwa beim Sport oder Schau-
spiel, möglich sei. Susann Enders, 
Sprecherin für Soziales und Fa-
milie der Freie Wähler-Landtags-
fraktion, forderte einen Ausbau 
ergänzender Hilfs- und Unter-
stützungsmöglichkeiten im Be-
reich der Kinder- und Jugendhil-
fe im Rahmen der Krisenbewäl-
tigung: „Die notwendigen Maß-
nahmen zur Eindämmung des 
Corona-Infektionsgeschehens 
haben insbesondere Kinder und 
Jugendliche stark in ihren Sozi-
alkontakten und Kontaktmög-
lichkeiten zu Gleichaltrigen ein-
geschränkt. Dabei gilt es die In-
teressen und Meinungen von 
Kindern zu erfragen und zu be-
rücksichtigen, um Informationen 
altersgerecht aufzubereiten und 
Unterstützungsangebote dem 
Einzelfall entsprechend anpas-
sen zu können.“

Kritik an Digitalisierung

Neben den Infektionsschutz-
maßnahmen schränken auch 
weitere Aspekte die Teilhabe von 
Kindern und Jugendlichen ein. So 
waren sich die Experten einig, 
dass es bei den Themen Digitali-
sierung, bei der technischen Aus-
stattung und der Qualifizierung 
Nachholbedarf gäbe. Digitale 
Endgeräte zum Homeschooling 

seien erst mit Spendengeldern 
angeschafft worden, berichtete 
Luca Müller, 1. Vorsitzender des 
Bayerischen Landesheimrats aus 
seinen Erfahrungen während der 
Pandemie. Das WLAN sei nicht 
stabil gewesen und die Betreu-
er hätten sich mit der EDV nicht 
ausgekannt, so der Jugendliche. 
Zwar habe Corona einen Schub 
gebracht, doch noch immer wer-
de nicht gesehen, dass die Digita-
lisierung institutionalisiert wer-
den müsse, so Josef Parstorfer, 
Geschäftsführer des Sozialpäd-
agogischen Zentrums St. Leon-
hard in Regensburg.

Corona  
verstärkt Strukturmängel

Das größte Problem: Wenn Ge-
räte fehlten, könnten Kinder und 
Jugendliche ihrer Schulpflicht 
nicht nachkommen, so Dr. Me-
lanie Mönnich, Referentin Kin-
der, Jugend, Bildung beim Paritä-
tischen Wohlfahrtsverband. Die 
fehlenden Teilhabemöglichkei-
ten für Schülerinnen und Schü-
ler seien enorm. Dass Ungleich-
heit und Teilhabechancen sich 
verschlechtert haben, beobach-
tete auch Elisabeth Ries, Mitglied 
des Sozialausschusses im Baye-
rischen Städtetag. Strukturmän-
gel seien durch Corona noch ver-
stärkt worden, sagte auch Pro-
fessor Mechthild Wolff, die an 
der Hochschule Landshut den 
Studiengang Kinder- und Jugend-
hilfe leitet. Fehlende Beteiligung 
junger Menschen führe zu einem 

Gefühl der Marginalisierung.
Die Auswirkungen von Coro-

na-Pandemie und Lockdown auf 
die Kinder und Jugendlichen sei-
en massiv unterschätzt worden, 
beteuerte abschließend Holger 
Kiesel, Behindertenbeauftragter 
der Bayerischen Staatsregierung. 
Kinder und Jugendliche mit Be-
hinderung seien besonders vul-
nerabel. Er forderte, ihnen mehr 
Möglichkeiten zu geben, ihre Be-
dürfnisse zu artikulieren. In Be-
zug auf die Reform des Kinder- 
und Jugendstärkungsgesetzes(K-
JSG) und des SGB VIII sowie de-
ren Auswirkungen auf Inklusion 
und das bayerische AGSG wur-
de der Wunsch nach mehr Klar-
heit laut: „Der Gesetzgeber lässt 
uns in der Luftleere hängen“, so 
Julia Neumann-Redlin, Referen-
tin für Soziales beim Bayerischen 
Bezirketag. Dabei gäbe es vie-
le Schnittstellen – bei Volljährig-
keit etwa zu Leistungen der Ein-
gliederungshilfe oder der Pflege 
– an denen man ansetzen könne. 
Der stellvertretenden Fraktions-
vorsitzenden der Freien Wähler, 
Johann Häusler, hingegen beton-
te: „Das KJSG zielt auch außer-
halb von Krisenzeiten darauf ab, 
mit einer modernen Kinder- und 
Jugendhilfe vor allem diejenigen 
Kinder, Jugendlichen und jungen 
Volljährigen zu stärken, die be-
sonderen Unterstützungsbedarf 
haben. Allerdings benötigen wir 
bessere Präventions- und Beteili-
gungsmöglichkeiten junger Men-
schen, Eltern und Familien vor 
Ort.“ red

Bayerischer Gemeindetag:

Beschädigtes Vertrauen
Geht es nach dem Willen des Bayerischen Gemeindetags, muss der 
Freistaat Bayern gemeindliche Investitionen in Kita-Einrichtungen 
finanziell stärker unterstützen. „Die Förderquote sollte unbedingt 
wieder das Niveau erreichen, das sie bis vor kurzem aufgrund der 
Sonderinvestitionsprogramme des Bundes hatte“, hob Verbands- 
präsident Dr. Uwe Brandl in München hervor.

Er verwies darauf, dass derzeit 
die Gemeinden und Städte ledig-
lich 50 Prozent der zuwendungs-
fähigen Investitionskosten für Ki-
ta-Plätze erhalten, weil sämtliche 
Sonderinvestitionsprogramme 
des Bundes ausgeschöpft sind. 
Zahlreiche Kommunen hätten 
fristgerecht Anträge auf erhöh-
te staatliche Zuwendungen ge-
stellt; nunmehr erhielten sie Mit-
teilungen der Förderstellen, dass 
nun nur noch geringere Zuschüs-
se gewährt werden können. Dies 
stelle viele Kommunen vor finan-
zielle Probleme und frustriere 
die Kommunalpolitiker. Brandl: 
„Der Staat hat das Vertrauen der 
Akteure vor Ort beschädigt. Jetzt 
sollte die Staatsregierung dieses 
Vertrauen wiederherstellen, in-
dem sie mit eigenen Mitteln die 
fehlenden Zuschüsse des Bundes 
ausgleicht.“

Wie Brandl zudem beton-
te, werde ab 2026 aufgrund des 
dann geltenden Rechtsanspruchs 
auf einen ganztägigen Betreu-
ungsplatz für Grundschulkinder 
ein hoher Investitionsbedarf bei 
den Kommunen bestehen. Vom 
Bund seien bundesweit 3,5 Milli-
arden Euro zu erwarten, 15 Pro-
zent davon für den Freistaat. 
„Wann kommt das Geld? Legt 
Bayern dann von sich aus noch 
etwas drauf? Es droht ein Investi-
tionsstau, bis klar ist, mit wie viel 
Geld die Gemeinden und Städte 
rechnen und planen können“, so 
der Verbandschef.

Steuern und Abgaben  
bei Benzin über 60 Prozent

Entlastung für den ländlichen 
Raum fordert der Bayerische Ge-
meindetag mit Blick auf die ste-
tig steigenden Treibstoffpreise. 
Betroffen seien vor allem Bür-
gerinnen und Bürger in ländli-
chen Gegenden des Freistaats, 
die beruflich auf ihr Fahrzeug an-
gewiesen sind, erklärte Brandl. 
„So kann das nicht weitergehen“, 
machte er deutlich. „Das Gesche-
hen auf dem Weltmarkt können 
wir nicht beeinflussen. Die hohe 
Nachfrage an Treibstoff weltweit 
ist der wirtschaftlichen Erholung 
in vielen Ländern geschuldet. In 
Deutschland kann der Bund aber 
durchaus für Entlastung sorgen. 
Bekanntlich beträgt der Anteil 
an Steuern und sonstigen Abga-
ben beim Benzin über 60 Pro-
zent. Hier könnte der Bund teil-
weise auf die auf Benzin entfal-
lende Umsatzsteuer zumindest 
befristet verzichten.“

Dieses Instrument hat sich 
Brandl zufolge in der Pandemie 
bei der vorübergehenden Re-
duzierung der Mehrwertsteu-
er bewährt. Andere Länder, wie 
zum Beispiel Frankreich, hätten 
es vorgemacht und beispielswei-
se Energiekosten gedeckelt. Sein 
Appell: „Wir fordern den Bund 
auf, zugunsten der Bevölkerung, 
die das Auto täglich braucht, auf 
einen Teil der Steuern und Abga-
ben befristet zu verzichten.“ DK

Auch für Kommunen in Bayern:

Bayerischer Eine Welt-Preis 2022
Überall in Bayern setzen sich Menschen auf vielfältige Wei-
se für globale Gerechtigkeit, Menschenrechte, Solidarität, 
Frieden und weltweite Bewahrung der Natur ein. Sie enga-
gieren sich für Eine Welt: zum Beispiel im Rahmen partner-
schaftlicher Zusammenarbeit (mit Schulen, Kirchengemein-
den, Nichtregierungsorganisationen), bei der Förderung des 
Fairen Handels oder im Bereich entwicklungspolitischer Bil-
dung / Globalen Lernens. 

Sie wollen Globalisierung 
gerechter gestalten und al-
len Menschen ein menschen-
würdiges Leben ermögli-
chen. Dieses bürgerschaftli-
che Engagement zu stärken 
und in das Bewusstsein der 
Öffentlichkeit zu tragen ist 

das Ziel des Bayerischen Eine Welt-Preises. Am 30.4.2022 wird 
er zum sechsten Mal vom Freistaat Bayern, vertreten durch die 
Bayerische Staatskanzlei, gemeinsam mit dem Eine Welt Netz-
werk Bayern e.V. verliehen. 

Vereine, Schulen, Kirchengemeinden, Initiativen sowie Kom-
munen können sich bis 11.3.2022 online bewerben. Als Preis-
geld winken den Vereinen, Schulen, Kirchengemeinden 3.000, 
2.000 und 1.000 Euro. Kommunen können ein Preisgeld in Hö-
he von 1.000 Euro erhalten. Weitere Informationen siehe www.
eineweltpreis.de. r

DStGB-Diskussionspapier: 

Inklusion vor Ort
Spätestens seit Inkrafttreten der UN-Behindertenrechtskonventi-
on haben sich die Kommunen auf den Weg gemacht, das Thema 
der Inklusion in der Stadtpolitik umzusetzen. Der DStGB unter-
stützt deshalb unter anderem die Initiative „Kommune Inklusiv“ 
der Aktion Mensch, die Modellansätze, wie lokale Inklusionsar-
beit effektiv gestaltet werden kann, erproben und weiterentwi-
ckeln soll. Mit dem Diskussionspapier „Inklusion in den Fokus der 
Städte und Gemeinden rücken“ will man das Thema nun noch 
stärker in das gemeinsame Blickfeld rücken. 

Als Gründe für die Inklusion 
werden die Stärkung des Zusam-
menhalts, die Verbesserung der 
Lebensqualität und die Stärkung 
der Demokratie genannt. Darü-
ber hinaus beinhaltet Inklusion 
Barrierefreiheit, bringt Kreativi-
tät, verringert den Fachkräfte-
mangel und spart Ressourcen. 

Für die Umsetzung von Inklu-
sion vor Ort bedarf es unter-
schiedlicher Rahmen- und Ge-
lingensbedingungen. Die Erfah-
rung aus der Modellinitiative 
Kommune Inklusiv der Aktion 
Mensch zeigt, dass es vier Be-
dingungen für das Gelingen gibt, 
von denen der Erfolg der Um-
setzung abhängt:  

1. Inklusion vor Ort gelingt nur, 
wenn die kommunale Verwal-
tung sie mitträgt. Sie muss sich 
mit dem Vorhaben identifizieren 
und davon überzeugt sein, dass 
mehr Inklusion die Gesellschaft 
voranbringt. Wenn die Kommu-
nalverwaltung den Inklusionspro-
zess von oben stützt, motiviert 
und aktiviert sie damit auch die 
Menschen vor Ort. Die Verwal-
tung kann sich auf unterschied-
liche Weise beteiligen: mit Per-
sonal, Ideen oder Geld. Sie kann 
auch Räume oder Plätze für Ver-
anstaltungen zur Verfügung stel-
len. Wichtig ist auch, dass sich die 
Verwaltung zu einem weiten In-
klusionsbegriff bekennt. 

2. Erfolgreiche Inklusion ist 
auf starke lokale Akteure ange-
wiesen. Beispielsweise Vertre-
ter von gemeinnützigen Verei-
nen, Wohlfahrtsverbänden oder 
Wirtschaftsunternehmen, enga- 
gierte Bürger, Menschen aus 
den Zielgruppen als Experten in 
eigener Sache. Sie kommunizie-
ren idealerweise auf Augenhö-
he miteinander, artikulieren sich 
deutlich und formulieren ihre In-
teressen und Ideen mit Mut und 
Selbstvertrauen. Doch nicht alle 
Menschen fühlen sich stark ge-
nug, um ihre Meinung zu sagen 
oder ihr Recht zu fordern. Damit 

Inklusion gelingen kann, müssen 
mehr Menschen für Partizipati-
on gestärkt, das heißt „empow-
ert“ werden. 

3. Um Inklusion zu erreichen, 
müssen Vertreter von Zivilge-
sellschaft, Wirtschaft, Wissen-
schaft und kommunaler Ver-
waltung in einem professio-
nellen Netzwerk an gemeinsa-
men Zielen arbeiten. Das heißt: 
Menschen aus allen Bereichen 
der Gesellschaft sollten auf Au-
genhöhe und gleichberechtigt 
kooperieren, in einem Netzwerk 
mit klaren Strukturen, festen 
Gremien und eindeutig verteil-
ten Rollen. 

Netzwerkkoordination

Ein wichtiger Bestandteil des 
Netzwerks ist nach den Erfah-
rungen der Aktion Mensch eine 
hauptamtliche Netzwerkkoordi-
nation, die den Austausch orga-
nisiert. Eine entscheidende Rol-
le spielt auch die Qualifizierung 
der Netzwerkpartner. Denn er-
folgreiche Arbeit im Netzwerk 
lässt sich lernen: beispielsweise 
wie die Partner gut nach innen 
und nach außen kommunizie-
ren, wie sie echte Partizipation 
organisieren oder wie sie wirk-
sam Fördermittel beantragen. 

4. Inklusion beginnt im Kopf. 
Sie gelingt, wenn Alt und Jung, 
Menschen mit und ohne Be-
hinderung, Einheimische und 
Menschen mit Migrationshin-
tergrund sich mit ihrer Lebens-
welt auseinandersetzen. Sie 
merken dann, was in der Stadt-
gesellschaft und in der Gemein-
de schon gut läuft. Sie mer-
ken auch, was noch nicht funk-
tioniert. Diese Wahrnehmung 
kann ein Anstoß für große Ver-
änderungen sein. Ziel ist: Die 
Mehrheit der Bürger weiß, wie 
wichtig Inklusion ist und dass sie 
ihnen nützt. Denn jede und je-
der ist für eine solidarische Ge-
sellschaft wichtig.  DK 

Kreative Projekte für 
regionale Identität

Staatliche Förderung  
für ländliche Entwicklung 

Ganz gleich, ob ein „Bücherheis-
la“ oder ein Pavillon mit Infos zu 
regionalen Lebensmitteln unter 
dem Motto „Derf’s a weng mehr 
sei?“ – schon an den Namen vie-
ler kleiner Projekte im ländli-
chen Raum kann man erkennen, 
wie sie die regionale Identität 
stärken. Solche kleinen Vorha-
ben werden auch im kommen-
den Jahr wieder gefördert. 

Wie Agrarministerin Michaela 
Kaniber mitteilte, können sie wie-
der durch das sogenannte „Regio- 
nalbudget“ gefördert werden, zu-
dem gibt es ab 2022 Geld aus ei-
nem neuen „Verfügungsrahmen 
Ökoprojekte“. Das Regionalbud-
get steht für alle Zusammen-
schlüsse der Integrierten Länd-
lichen Entwicklungen (ILE) zur 
Verfügung. Die kommunalen Al-
lianzen können sich ab sofort für 
die Förderung im kommenden 
Jahr bewerben. 

In diesem Jahr wurden für 106 
Zusammenschlüsse der Integrier-
ten Ländlichen Entwicklung Zu-
wendungen in Höhe von mehr als 
9,5 Millionen Euro für die Umset-
zung von weit über 1.000 Klein-
projekten bewilligt. Mit dem 
„Verfügungsrahmen Ökoprojek-
te“ erstmalig ein vergleichba-
res Instrument für die 27 baye- 
rischen Öko-Modellregionen be-
reit. Damit können gezielt Klein-
projekte umgesetzt werden, die 
die regionale Bioland- und Ernäh-
rungswirtschaft und bio-regiona-
le Wirtschaftskreisläufe stärken. 

Anträge müssen bis 31.12.2021 
beim zuständigen Amt für Länd-
liche Entwicklung gestellt wer-
den. Über die Förderung der 
einzelnen Kleinprojekte ent-
scheiden die Regionen in eige-
ner Verantwortung. Infos: www.
stmelf.bayern.de/foerderweg-
weiser.  r
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in den vergangenen zwei 
Jahren konnte die KPV viel für 
Bayern und seine Kommunen 
erreichen. Die erfreuliche Bi-
lanz der KPV durfte ich vor kur-
zem auf unserer diesjährigen 
Landesversammlung im Bei-
sein unseres Kommunalminis-
ters Joachim Herrmann, MdL 
in Erding vorstellen. 

Ein dauerhaftes Anliegen 
der KPV ist eine stabile und si-
chere Finanzlage für unsere 
bayerischen Kommunen. Für 
die Aufgaben vor Ort brauchen alle kommuna-
len Ebenen eine mehr als ausreichende finanzi-
elle Grundausstattung. Das haben wir im dies-
jährigen Vorgespräch zum kommunalen Finan-

zausgleich mit den beiden Bayerischen Staats-
ministern deutlich gemacht. Das Ergebnis: Trotz 
herausfordernderer Zeiten wurde ein Rekordfi-
nanzausgleich für 2022 beschlossen.

Eine weitere KPV-Forderung ist die Kompen-
sation der Gewerbesteuerausfälle der Kommu-
nen. Zahlreiche Städte und Gemeinden hatten 
enorme Corona-bedingte Mindereinnahmen. 
Das Ergebnis: Die Staatsregierung hat kürzlich 
ihre Bereitschaft für den hälftigen Ausgleich der 
Gewerbesteuermindereinnahmen für 2021 er-
klärt. Jetzt ist die neue Ampel-Koalition gefor-
dert, ihren Beitrag für die bayerischen Kommu-
nen zu leisten. Die KPV steht ebenso für die Stär-
kung der kommunalen Investitionskraft statt 
für die von Olaf Scholz geplante Altschuldentil-
gung von Kommunen.  

Die KPV setzt sich ebenso für die Entbürokra-
tisierung und Vereinfachung der zahlreichen 
Förderprogramme ein. So begrüßenswert die 
finanzielle Unterstützung ist, müssen wir trotz-

dem überlegen, wie wir die 
landes- und bundesweite För-
derlandschaft neu strukturie-
ren, vereinfachen und entbü-
rokratisieren können. Die auf-
wendige Bearbeitung ist für 
die Kommunalverwaltungen 
kaum mehr leistbar, insbeson-
dere für kleinere Kommunen. 
Nicht selten gibt es paralle-
le Fördertöpfe von Bund und 
Land, aber mit unterschiedli-
chen Voraussetzungen.

Ein weiterer Schwerpunkt 
der KPV war das Engagement 
gegen Hass und Gewalt gegen 
unsere Kommunalpolitiker. In 

einer Umfrage unter den KPV-Mitgliedern gab 
die Hälfte der Befragten an, schon einmal im 
Rahmen ihrer politischen Tätigkeit beleidigt, 
bedroht oder beschimpft worden zu sein. Auf-
grund der Übergriffe hat ein Viertel der Betrof-
fenen bereits darüber nachgedacht, ihr kom-
munales Engagement aufzugeben. Die KPV 
wird sich verstärkt für den Schutz unserer Kom-
munalpolitiker vor Hass und Gewalt einsetzen. 
Wir müssen uns ebenso für den Ausbau der An-
laufstellen für Mandatsträger in Krisensituatio-
nen einsetzen und aktiv Hilfsangebote für das 
Krisen- und Konfliktmanagement schaffen.

Neben zahlreichen weiteren kommunalpoliti-
schen Themen wurde auch ein neuer KPV-Lan-
desvorstand gewählt. So darf ich mich auf die-
sem Wege für die einstimmige Wiederwahl als 
Landesvorsitzender der KPV bedanken. 

Ich freue mich, zusammen mit meinen Stell-
vertretern Landrat Christoph Göbel, Oberbür-
germeisterin Eva Weber und Bürgermeisterin 
Carmen Pepiuk sowie dem gesamten neuge-
wählten Landesvorstand und Hauptausschuss 
die nächsten zwei Jahre gemeinsam über die 
KPV für starke bayerische Kommunen einzuset-
zen.

Mit kommunalpolitischen Grüßen

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

Die KPV – Garantin für  
erfolgreiche Kommunalpolitik

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

» … mit Gewinn, weil sie mir 
einen fundierten Überblick über 
das Geschehen in kleinen wie auch 
großen Kommunen verschafft   und 
mir damit wertvolle Anregungen 
für meine Arbeit gibt. «
Dr. Michael Fraas
Berufsmäßiger Stadtrat und Wirtschaft s- und 
Wissenschaft sreferent der Stadt Nürnberg

Ich lese die GZ
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Stellungnahme des Sachverständigenrats Ländliche Entwicklung:

Für gleichwertige  
Lebensverhältnisse

Mit konkreten Vorschlägen zur Stärkung ländlicher Räume war-
tet der Sachverständigenrat Ländliche Entwicklung (SRLE), dem 
u.a. der DStGB angehört, in einer aktuellen Stellungnahme auf. 
Zentrale Herausforderung für die 20. Legislaturperiode sei es, 
gleichwertige Lebensverhältnisse zu schaffen und die Digitalisie-
rung ländlicher Räume voranzutreiben. Stärker als bisher sollen 
die Gemeinden dabei unterstützt werden, ihren Beitrag zum Er-
reichen der Klimaziele zu leisten.

Konkret reichen die Vorschlä-
ge des Sachverständigenrates 
von einer Verbesserung der Ver-
kehrsanbindung mit nachhalti-
gen Verkehrsträgern über die 
Stärkung der Gesundheitsver-
sorgung durch eine sektorüber-
greifende Versorgungsplanung 
bis zur Vitalisierung von Orts-
kernen durch die Förderung der 
Innenentwicklung.

Wertschöpfungsbeteiligung 
für Kommunen ausweiten

Mit Blick auf die Energiewen-
de empfiehlt der SRLE, die durch 
die EEG-Novelle 2020 für Wind- 
energie geschaffene Wertschöp-
fungsbeteiligung für Kommunen 
verpflichtend auf alle überregio-
nal betriebenen Anlagen für er-
neuerbare Energien auszuwei-
ten, unabhängig von der Erzeu-
gungsart und der Förderung 
durch das EEG. Auch sollte die 
Nationale Wasserstoffstrategie 
dezentral ausgerichtet werden, 
um Wertschöpfung und Innova-
tion in der Fläche zu halten bzw. 
zu erzeugen. Lastenausgleiche 
müssten die Belange der ländli-
chen Räume berücksichtigen. 

Was deren Stärkung als nach-
haltigen Wirtschaftsstandort an-
belangt, müssten die politischen 
Rahmenbedingungen gerade fa-
miliengeführten Unternehmen 
helfen, sich weiterzuentwickeln 
– „auch als Perspektiven-, Rück-
kehr-, und Dableibe-Gestalter 
für Menschen aller Altersgrup-
pen in ländlichen Räumen“. Ne-
ben einer bundesweit adäqua-
ten Infrastruktur-, Wirtschafts-, 
Arbeitsmarkt- und Einwande-

rungspolitik sollte ein attrakti-
ves Wohn- und Lebensumfeld 
im Vordergrund stehen.

Fachkräftemangel  
im Dienstleistungssektor

Erforderlich sei auch eine fi-
nanziell hinterlegte Nationale 
Tourismusstrategie, die die be-
sonderen Bedürfnisse der länd-
lichen Räume fokussiert und die 
Akteure vor Ort einbindet. Ne-
ben der Verbesserung der ver-
kehrlichen und digitalen Er-
reichbarkeit sei besonders der 
Fachkräftemangel im Dienstleis-
tungssektor ins Zentrum politi-
scher Maßnahmen zu rücken. 

Des Weiteren sollten Vor-
schläge für eine flächendecken-
de Gesundheitsversorgung erar-
beitet werden, bei der ambulan-
te wie stationäre Angebote im 
Gesundheits-, Pflege- und The-
rapiebereich besser miteinan-
der verzahnt sind. Möglichkei-
ten der Digitalisierung im Ge-
sundheitswesen seien stärker 
zu nutzen. Die klassische Kran-
kenhausplanung durch die Län-
der sollte durch eine sektoren-
übergreifende Versorgungspla-
nung ersetzt werden. Es wird 
empfohlen, Lösungen für die 
Planung und Sicherstellung der 
medizinischen Versorgung da-
bei möglichst kleinräumig und 
unter Einbeziehung der Kommu-
nen gemeinsam zu entwickeln. 

Da der motorisierte Indivi-
dualverkehr in ländlichen Räu-
men für die Mobilität von Pend-
lern, Familien und Wirtschaft 
auch absehbar eine wesentliche 
Rolle spielen wird, ist aus Sicht 

des Sachverständigenrats der 
flächendeckende Ausbau der 
(Schnell-)Ladeinfrastruktur im 
Bereich der Elektromobilität er-
forderlich. Durch die Förderung 
emissionsarmer Fahrzeuge sei 
zudem im öffentlichen wie pri-
vaten Bereich dafür zu sorgen, 
dass die Antriebswende auch in 
den ländlichen Räumen gelingt. 
Durch einen Förderschwer-
punkt autonomes Fahren soll-
ten perspektivisch eine Anbin-
dung an die Zentren bzw. der 
Übergang zum ÖPNV und SPNV 
verbessert werden. Eine intelli-
gente digitale Verknüpfung vor-
handener wie neuer Mobilitäts-
elemente könne effizienzstei-
gernd eingesetzt werden. 

Sanierung vor Neubau

Stichwort Wohnraumpolitik: 
„Die Sanierung von Altgebäu-
den ist dem Neubau hinsicht-
lich des Ressourcenverbrauchs 
(unversiegelte Fläche, Energie, 
Rohstoffe) weit überlegen, ei-
ne Grundsanierung spart gegen-
über dem Neubau bis zu 80 % an 
Ressourcen ein“, heißt es. 

Sanierung sollte im Sinne ei-
ner nachhaltigen Entwicklung 
und des Klimaschutzes Priori-
tät haben. Deshalb sei ein um-
fassendes Bauförderprogramm 
„Sanierung vor Neubau“ not-
wendig, um die Sanierung im 
Bestand zu stärken und gegen-
über der bedarfsgerechten Ent-
wicklung von Neubaugebieten 
am Stadt- oder Dorfrand attrak-
tiver zu machen. 

Daneben müsse das Ge-
bäudeenergiegesetz eine flexi-
ble Anpassung an eine sinnvolle 
Umsetzung von Wärmeschutz-
maßnahmen ermöglichen. Zu-
gleich bedürfe es einer öffentli-
chen Diskussion über eine flexi-
blere Anwendung des Denkmal-
schutzes unter Berücksichtigung 
lokaler Gegebenheiten.

Fakt ist, dass die pandemie-
bedingten Beschränkungen den 
Rückzug des (Einzel-)Handels, 
der Gastronomie und kleine-
rer Gewerbebetriebe aus den 
Zentren der Dörfer, Klein- und 
Mittelstädte noch einmal be-
schleunigt haben. Entsprechen-
der Leerstand von Gewerbeim-
mobilien vermindert die Attrak-
tivität dieser Kommunen, die 
als Ankerpunkte der ländlichen 
Räume eine wichtige Bedeutung 
haben, dramatisch. Die finan-
zielle Förderung der Sanierung 
im Bestand müsse deshalb auch 
für Gewerbeimmobilien nutz-
bar sein und mit weiteren Maß-
nahmen zur Attraktivitätssteige-

rung der Innenbereiche kleiner 
Städte und der Dorfkerne flanki-
ert werden. 

Hierzu sollten die bestehen-
den Förderansätze gestärkt 
und für entsprechende Maß-
nahmen weiter geöffnet wer-
den. Anknüpfungspunkt hierfür 
sei neben dem nationalen Stra-
tegieplan zur Gemeinsamen Ag-
rarpolitik (GAP), mit dem der 
Europäische Landwirtschafts-
fonds für die ländliche Entwick-
lung (ELER) umgesetzt wird, ei-
ne Weiterentwicklung der Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes“ (GAK) mit dem 
Ziel, Grundversorgungsstruktu-
ren in ländlichen Räumen um-
fassender als bisher fördern zu 
können.

Zudem sei im Rahmen der 
Förderung über die Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschafts-

struktur“ (GRW) sicherzustel-
len, dass mehr Mittel für die Sa-
nierung von Gewerbeimmobili-
en von Handwerkbetrieben be-
reitstehen. Im Übrigen sollten 
Städte und Gemeinden auf leer-
stehende Immobilien in Orts-
kernen mit ungeklärter Eigen-
tumslage sowie bei Schlüssel- 
immobilien einen verbesser-
ten Zugriff bekommen. Dies um-
fasst auch die Möglichkeit des 
Grunderwerbs oder der Anmie-
tung dieser Immobilien im Inte-
resse der Vitalisierung von Orts-
kernen und Zentren. Neben ei-
ner Stärkung der kommuna-
len Vorkaufsrechte könnten ein 
von Bund und Ländern aufge-
legter Ortskernfonds, eine Erhö-
hung der Mittel für die Dorfent-
wicklung im Rahmen der Integ-
rierten Ländlichen Entwicklung 
(ILE) sowie eine Aufstockung der 
Städtebaufördermittel des Bun-
des weitere Impulse setzen. 

Oft hat der SRLE betont, dass 
die Stärkung der Handlungsfä-
higkeit ländlicher Räume einer 
Verbesserung der kommunalen 
Steuerausstattung bedarf. Kon-
kret spricht sich der Sachver-
ständigenrat gegenüber dem 
Bund – neben einem Appell an 
die Länder zur Gewährleistung 
einer auskömmlichen kommu-
nalen Finanzausstattung – für ei-
ne Erhöhung des kommunalen 
Umsatzsteueranteils und eine 
Verteilung dieser zusätzlichen 
Mittel nach Einwohnern aus.

Außerdem sei es dringend 
angezeigt, dass die Standort-
gemeinden von Erneuerba-
ren- Energie- Anlagen, die fast 
alle in ländlichen Räumen lie-
gen, endlich verpflichtend an 
der Wertschöpfung dieser An-
lagen beteiligt werden. Dies gel-
te insbesondere für On-Sho-
re-Windkraftanlagen sowie Pho-
tovoltaikanlagen.  DK

Sozialministerium startet neue Veranstaltungsreihe:

„Radikalisierung  
hat kein Geschlecht“

Das Schlagwort „Gender“ ist seit Jahren in aller Munde – auch im 
Bereich der Radikalisierungsprävention. Doch was verbirgt sich da-
hinter, oder genauer: Wie hängen Geschlecht und Radikalisierung 
überhaupt zusammen? Und wie kann uns das Wissen darüber in 
der Präventionsarbeit unterstützen? Diesen Fragen widmet sich die 
neue Veranstaltungsreihe „Radikalisierung hat kein Geschlecht“ des 
Bayerischen Sozialministeriums, die insbesondere den Fachkräften 
des Sozialressorts als Wissens- und Bedarfsaustausch dienen soll.

Bayerns Sozialministerin Caro-
lina Trautner: „Als Frauenbeauf-
tragte der Bayerischen Staats-
regierung weiß ich: Unsere Vor-
stellungen von Geschlechtern 
können den Blick auf die Wirk-
lichkeit verzerren, sie unsicht-
bar machen. Gemeinsam mit Ex-
pertinnen und Experten wollen 
wir daher Antworten darauf fin-
den, welche Rollenbilder radi-
kale Ideologien vermitteln, wor-
an sie in unserer Gesellschaft an-
knüpfen, wieso sie auch gerade 
bei Jugendlichen immer wieder 
Anklang finden und viele Fragen 
mehr. Ich lade Sie ein, an diesem 
Austausch teilzunehmen. Lassen 
Sie uns gemeinsam die Jugend so 
stark machen, dass sie den fal-
schen Versprechungen der Ext-
remistinnen und Extremisten wi-
dersteht.“

Die Veranstaltungsreihe star-
tet digital und ist auf der Web-
seite https://t1p.de/ee2b aufruf-
bar. Dort stehen weiterführen-
de Informationen und Hinwei-
se zu Anlaufstellen in Bayern zur 
Verfügung. Ab dem 29. Novem-
ber stehen dann die ersten Bei-
träge der Expertinnen und Ex-
perten online zur Verfügung. Da-
rüber hinaus sind die Fachkräfte 

und interessierten Besucherin-
nen und Besucher der Websei-
te dazu eingeladen, ihre persön-
lichen Erfahrungen, Berührungs-
punkte und Bedarfe mitzuteilen. 
Eine Fortführung der Reihe im 
Jahr 2022 ist in Planung. Um kei-
ne neuen Beiträge zu verpassen, 
können sich interessierte Bürge-
rinnen und Bürger für die Veran-
staltungsreihe anmelden.

Präventionsprojekte

Das Sozialministerium fördert 
im Rahmen der Radikalisierungs-
prävention seit 2015 eine Reihe 
von Präventionsprojekten ge-
gen Rechts- wie Linksextremis-
mus, Salafismus und Antisemi-
tismus. Dazu stehen Landes- und 
Bundesmittel zur Verfügung. Ein 
Überblick aller Maßnahmen der 
Radikalisierungsprävention ist 
zu finden unter www.radikalisie-
rungspraevention.bayern.de. 

Die Maßnahme „Radikalisie-
rung hat kein Geschlecht“ des 
Landesdemokratiezentrums 
wird gefördert vom Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend im Rahmen 
des Bundesprogramms „Demo-
kratie leben!“. r

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/service/abo-newsletter
https://t1p.de/ee2b
http://www.radikalisierungspraevention.bayern.de
http://www.radikalisierungspraevention.bayern.de
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dingbar für ein stabiles Land. 
„Die Stadt als Raum von Zusam-
menhalt steht und fällt mit der 
Glaubwürdigkeit der lokalen Po-
litik. Das ist und bleibt unser An-
spruch.“ 

Zudem soll der Klimaschutz 
noch stärker vorangetrieben 
werden. Die Weltklimakonferenz 
ist Aufforderung für die Städte, 
noch mehr und schneller Maß-
nahmen für den Klimaschutz an-
zugehen. Klimaschutz ist eine 
dringliche Aufgabe für alle. Die 
Städte investieren in erneuer-
bare Energien und die energe-
tische Gebäudesanierung, för-
dern Ressourcen- und Energie-
effizienz und mildern die Fol-
gen des Klimawandels vor Ort. 
Sie haben mit den Stadtwer-
ken starke Partner und dezen-
trale Strukturen, um etwa bei 
den Wärmenetzen schneller 
CO2-neutral zu werden und die 
Energiewende voranzutreiben. 
Der CO2-Preis muss schnell auf 
mehr als 50 Euro pro Tonne Koh-
lendioxid angehoben und die 
Einnahmen müssen konsequent 
in den Klimaschutz gesteckt 
werden. Der höhere CO2-Preis 
darf die Verbraucherinnen und 
Verbraucher sowie Wirtschaft 
und Gewerbe nicht über Gebühr 
belasten; Klimaschutz muss so-
zial gerecht ausgestaltet sein. 

Umsteuern  
in der Verkehrspolitik

Des Weiteren will der Deut-
sche Städtetag in der Verkehrs- 
politik stärker umsteuern. Der 
ÖPNV ist Motor und Taktge-
ber für eine nachhaltige Mobi-
lität. Wir müssen mehr Anreize 
und wo nötig auch Regeln set-
zen, das Auto stehenzulassen. 
Das geht nur mit einem gut aus-
gebauten Netz von Bussen und 
Bahnen mit emissionsfreien An-
trieben, einer engeren Taktung, 
attraktiven Angeboten sowie 
guten Verbindungen ins Um-
land. Fuß- und Radwege müs-
sen einen höheren Stellenwert 
erhalten. Benötigt werden mehr 
Handlungsspielräume für auto-
nome verkehrspolitische Ent-
scheidungen vor Ort, z. B. bei 
Tempo 30. Der Güterverkehr 
muss nachhaltig abgewickelt 
werden. Für all das ist eine nie 
dagewesene gemeinsame In-
vestitionsoffensive und das Er-
weitern von nachhaltigen Mobi-
litätsangeboten von Bund, Län-
dern und Kommunen nötig. Da-
für braucht es einen Ausgleich 
der coronabedingten Einnah-

meausfälle und eine Erhöhung 
der Regionalisierungsmittel um 
mindestens 1,7 Milliarden Euro. 

„Wir wollen die Rahmenbe-
dingungen für lebendige Zen-
tren setzen“, heißt es zudem. 
Wohnen, Leben, Arbeiten und 
Erleben ist die Vision für die In-
nenstädte. Die Städte gestalten 
Plätze und Orte, an denen sich 
die Menschen gerne aufhalten 
und begegnen. Sie bringen die 
Akteure zusammen, schieben 
nachhaltige Investitionen in die 
Vielfalt von Nutzungen an, hel-
fen dem Einzelhandel bei der Di-
gitalisierung, fördern Koopera-
tionen und schaffen Raum für 
kreative Lösungen. Über das 
Bundesprogramm Zukunftsfähi-
ge Innenstädte und Zentren hi-
naus braucht es in den nächs-
ten fünf Jahren Fördermittel von 
jährlich 500 Millionen Euro. 

Bezahlbaren Wohnraum 
schaffen

Auch liegt das Augenmerk da-
rauf, mehr bezahlbaren Wohn-
raum zu schaffen. Die Städte 
wollen steuern, was wann und 
wo gebaut wird. Kommunale 
Bodenfonds, in die auch Bund 
und Länder nicht mehr benötig-
te Grundstücke einbringen, hel-
fen ebenso wie erleichterte Pla-
nungsverfahren. Grundstücke 
der öffentlichen Hand sind Teil 
des Gemeinwohls. Sie sollten an 
die Kommunen nur vergünstigt 
verkauft werden. Eine Zielmarke 
von 400.000 neuen Wohnungen 
jährlich ist richtig und ambitio-
niert. Von den 300.000 Wohnun-
gen ohne Sozialbindung müssen 
mindestens 20 Prozent im preis-
günstigen Bereich liegen. 

Bildungschancen und  
Chancengerechtigkeit sichern

„Bildungschancen und Chan-
cengerechtigkeit sichern“ lau-
tet eine weitere Maxime. Von 
der Kita und schulischen Ganz-
tagsangeboten über die Volks-
hochschulen bis hin zum Job-
center schaffen die Städte die 
Voraussetzungen für individu-
elle Zukunftschancen, Integrati-
on und lebenslanges Lernen. Als 
Schulträger treiben sie die Digi-
talisierung in der Bildung voran. 
Ein Masterplan muss Zustän-
digkeiten und Finanzierung zwi-
schen Bund, Ländern und Schul-
trägern neu festlegen und alle 
Bildungseinrichtungen einbezie-
hen. Medienkompetenz zu ver-
mitteln und digitale Teilhabe si-
cherzustellen, ist eine Zukunfts-

aufgabe, die nur gemeinsam ge-
lingen kann. 

Darüber hinaus wollen die 
Städte innovative und moderne 
Dienstleister sein. Wie Gesetze 
wirken, zeigt sich, wenn sie um-
gesetzt werden. Dabei kommt 
es auf Strukturen und Abläufe 
an, noch wichtiger aber ist die 
Kultur der Verwaltung. Werte 
und Tugenden der öffentlichen 
Verwaltung müssen neu disku-
tiert werden. Erforderlich sind 
Stabilität und Kontinuität eben-
so wie Neugier und Offenheit. 
Verwaltungsprozesse müssen 
durchgängig digitalisiert wer-
den. Für einheitliche Bundesan-
gelegenheiten sollte der Bund 
auch zentrale technische Pro-
zesse und IT zur Verfügung stel-
len, zum Beispiel beim Führer-
schein, dem Personalausweis, 
Elterngeld und Wohngeld. 

Rolle der Städte würdigen

„Wir wollen unserer Rolle in Eu-
ropa und der Welt gerecht wer-
den“, heißt es weiter. Entschei-
dungen vor Ort wirken schon 
längst nicht mehr nur lokal. Wir 
alle tragen Verantwortung für 
unseren Planeten und ein friedli-
ches Zusammenleben. Die Nach-
haltigkeitsziele der Vereinten 
Nationen und die Leipzig Charta 
2.0 sind dabei Richtschnur und 
Verpflichtung. Ohne die Städte 
im europäischen und globalen 
Schulterschluss ist die Jahrhun-
dertaufgabe Klimaschutz nicht 
zu meistern. Die Städte leben 
Völkerverständigung und globale 
Solidarität vor. Ihre Rolle muss im 
europäischen Gesetzgebungs- 
prozess und in der außenpoliti-
schen Arbeit der Bundesregie-
rung stärker gewürdigt werden. 

Stabile Finanzen und  
Entscheidungsspielräume

Für all diese Ziele sind stabi-
le Finanzen und Entscheidungs-
spielräume unverzichtbar. Der 
Bedarf an Investitionen ist rie-
sig. Die Städte sind unverän-
dert größter öffentlicher Inves-
tor. Benötigt werden ein höhe-
rer Anteil am Steueraufkommen 
und ein Ausgleich der Einnah-
meverluste durch Corona. Al-
lein in den Jahren 2021 bis 2023 
fehlen den Kommunen knapp 
8 Milliarden Euro an Steuerein-
nahmen. Ein Einbruch der kom-
munalen Investitionen muss un-
bedingt verhindert werden. Die 
Finanzpolitik von Bund und Län-
dern muss der zentralen Rol-
le der Städte Rechnung tragen. 
Es darf keine neuen Aufgaben 
zu Lasten der Städte ohne Aus-
gleich mehr geben. Altschulden 
dürfen die Gestaltungsmöglich-
keiten der betroffenen Städte 
nicht länger erdrücken. Förder-
programme müssen praktika-
bel ausgestaltet werden. Auch 
sind weitaus größere Spielräu-
me notwendig, selbst entschei-
den zu können, was vor Ort er-
forderlich und gewünscht ist – 
etwa für nachhaltige Mobilität 
und Klimaschutz.

Gemeinwohl und Einzelwohl

In seiner Abschiedsrede hatte 
der scheidende Städtetagschef 
Burkhard Jung zuvor dazu aufge-
rufen, der Kommunalpolitik den 
Rücken zu stärken. In der Coro-
na-Pandemie sei das friedliche, 
soziale Miteinander auf die Pro-
be gestellt worden. Immer wie-
der entstehe der Eindruck, Ge-
meinwohl und Einzelwohl wi-
dersprächen einander. „Das hal-
te ich für ein fatales Signal. Das 
Gemeinwohl und das Wohl des 
Einzelnen dürfen nicht gegen-
einander ausgespielt werden. 
Das Wohl der Gemeinschaft sei 
nicht der Gegenspieler des Ein-
zelwohls, sondern seine Basis. 
„Ohne ein ‚Wir‘ kann es in un-
serer Gesellschaft kein ‚Ich‘ ge-
ben“, unterstrich Jung.

Jung äußerte Verständnis da-
für, dass Menschen im Zuge 
der Pandemie erschöpft seien, 
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ge Menschen weiter reduziert 
werden sollen. Dies greife drän-
gende Zukunftsfragen auf und 
werde auch der kommunalen 
Hilfe zur Pflege zugutekommen.

Laut DStGB-Hauptgeschäfts-
führer Dr. Gerd Landsberg wer-
den viele richtige Ziele beschrie-
ben, allerdings sei die konkrete 
Umsetzung – insbesondere die 
nachhaltige Finanzierung – teil-
weise vage. Es bleibe zu hoffen, 
dass die Ampel die Leistungsfä-
higkeit von Staat und Wirtschaft 
nicht überschätzt hat. 

Insbesondere im Sozialbereich 
sei eine Reform mit dem Ziel 
„Finanzierung des Sozialstaats 
dauerhaft sichern, Überforde-
rung vermeiden“ kaum erkenn-
bar. Im Gegenteil: Die geplante 
Einführung einer Kindergrundsi-
cherung, das Bürgergeld (Ersatz 
für Hartz-IV), die Rentengaran-
tie, die fehlende Positionierung, 
dass in einer älterwerdenden 
Gesellschaft auch eine Verlänge-
rung der Lebensarbeitszeit kein 
Tabu sein darf, seien Indizien da-
für, dass der Sozialbereich wei-
ter ausgedehnt werden wird. 
In diesem Zusammenhang fehlt 
aus Landsbergs Sicht bedauer-
licherweise auch ein klares Be-
kenntnis zum Grundsatz: Wer 
bestellt, bezahlt.

Für die Kommunen sei posi-
tiv zu bewerten, „dass sich der 
Koalitionsvertrag zum Ziel von 
Zukunftsinvestitionen bekennt 
und dabei auch den hohen kom-

munalen Investitionsbedarf be-
rücksichtigt und Kommunen 
bei notwendigen Anpassungen 
für Klima Resilienz unterstützen 
wird. Gut ist auch, dass sich der 
Bund zur dauerhaften Mitfinan-
zierung der Ganztagsbetreuung 
im Grundschulbereich bekennt. 
Anzuerkennen ist zudem, dass 
man sich zur Stärkung der Da-
seinsvorsorge in ländlichen Räu-
men bekennt. Dazu gehört auch 
die Schaffung des Amtes eines 
Staatsministers für gleichwerti-
ge Lebensverhältnisse und die 
neuen Länder.“ 

Altschuldenproblematik 
soll gelöst werden

„Der Koalitionsvertrag er-
kennt an, dass wir in Deutsch-
land leistungsstarke und hand-
lungsfähige Kommunen brau-
chen. Deshalb ist es ein gutes 
Signal, dass die Altschuldenpro-
blematik der Kommunen ge-
meinsam mit den Ländern nach-
haltig gelöst werden soll“, un-
terstrich Landsberg. Seit Jahren 
fordert der DStGB, den Förder- 
dschungel zu entwirren und so-
mit den Zugang zu Fördermit-
teln auch für kleinere Verwal-
tungseinheiten zu vereinfachen. 
Vor diesem Hintergrund sei es 
zu begrüßen, dass hier eine 
neue Förderstruktur die Über-
sichtlichkeit und damit auch die 
Umsetzbarkeit erleichtern soll. 
Die Eigenverantwortung und 
damit die kommunale Selbst-
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Wort steht und in dieser schwie-
rigen Zeit bereit ist, den Gewer-
besteuerausfall bei bayerischen 
Kommunen zu kompensieren. 
Damit wird nicht nur die Hand-
lungsfähigkeit von Kommunen, 
sondern auch das Gesamtsys-
tem des Finanzausgleichs und 
der Umlagen stabilisiert. Auch 
wenn der Bund zu einer solchen 
Maßnahme unverständlicher-
weise nicht bereit ist, danken wir 
der Staatsregierung für ihre zu-
verlässige und belastbare Part-
nerschaft“, unterstrich Gemein-
detagspräsident Dr. Uwe Brandl. 

Zukunftsfähigkeit Bayerns

Bereits bei Abschluss des Fi-
nanzausgleichs hätten die bay-
erischen Kommunen ihren Bei-
trag auch zur Stabilisierung des 
Staatshaushalts geleistet und 
würden hierfür mit einer antei-
ligen Kompensation der Gewer-
besteuerausfälle im Jahr 2021 
belohnt. Brandl: „Dies hilft un-
seren Gemeinden und dient den 
Bürgerinnen und Bürgern Bay-
erns. Für die Zukunftsfähigkeit 
Bayerns sind handlungsfähige 
Kommunen eine wichtige Vor-

aussetzung. Mit den Entschei-
dungen wird ein weiterer Bei-
trag hierfür geleistet.“ 

Auch für die Landkreise und 
Bezirke in Bayern als Umlage-
nehmer ist die Kompensati-
on des Gewerbesteuerausfalls 
ein wichtiges Signal. Schließlich 
übernehmen sie, so die Präsi-
denten Christian Bernreiter und 
Franz Löffler, auch in Zeiten der 
Pandemie wichtige Aufgaben im 
Bereich der sozialen Daseins-
vorsorge. Der zugesagte Aus-
gleich der Gewerbesteueraus-
fälle wirke sich für die Umlage-
nehmer zwar erst mit zeitlicher 
Verzögerung in der Umlagekraft 
2023 aus. Jedoch stünden gera-
de auch Landkreise und Bezir-
ke in den kommenden Jahren 
vor großen Herausforderungen, 
sei es im Bereich der Pflege, der 
Kinder- und Jugendhilfe, der Al-
tenhilfe oder der Teilhabeleis-
tungen für Menschen mit Be-
hinderungen. 

„Wir danken Finanzminister 
Füracker, dass er Wort gehalten 
hat. Gleichzeitig fordern wir den 
Bund auf, jetzt Gleiches zu tun 
und die Kommunen nicht finan-
ziell im Regen stehen zu lassen“, 
betonten die Verbandschefs. DK

Zufriedene Kommunen ...

wenn der Alltag und ganze Exis-
tenzen wegbrächen. Nicht hin-
zunehmen sei aber, wenn be-
wusst falsche Tatsachen und 
Lügen verbreitet und Demons-
trationen genutzt würden, um 
zu spalten und Tausende ohne 
Maske andere und das Wohl der 
Gemeinschaft gefährdeten. 

Gemeinwohl ist in Gefahr

Immer häufiger richteten 
sich antidemokratische, antise-
mitische, ausländerfeindliche, 
menschenverachtende Anfein-
dungen auch gegen kommunal-
politisch Engagierte und Ehren-
amtliche in den Städten, fuhr 
Jung fort: „Wer Menschen an-
greift, die sich für unser Ge-
meinwesen einsetzen, greift 
immer auch unsere freiheitli-
che und demokratische Gesell-
schaft an. Das dürfen wir nicht 
zulassen! Unser Gemeinwohl ist 
in Gefahr, wenn sich die Bürge-
rinnen und Bürger nicht mehr 
engagieren wollen im Rat, bei 
der Freiwilligen Feuerwehr, im 
Eltern-Café für Migranten oder 
im Verein.“ Mehr denn je kom-
me es darauf an, Anstand vor-
zuleben, Haltung zu beziehen, 
Solidarität zu leben und der 
Kommunalpolitik und dem eh-
renamtlichen Engagement den 
Rücken zu stärken.

Merkel:  
Menschenleben schützen

Den Städten und Gemein-
den für ihre Arbeit in der Co-
rona-Pandemie dankte Dr. An-
gela Merkel, die als geschäfts-
führende Bundeskanzlerin per 
Videokonferenz an der Haupt-
versammlung teilnahm. Gera-
de in diesen „sehr schwierigen 
Wochen“ seien die Kommunen 
enorm gefordert. Ihre Gesund-
heitsämter seien „die Schaltstel-
len der Pandemiebekämpfung 
vor Ort“. Merkel zeigte sich be-
sorgt über die Lage in einigen 
Bundesländern. Oberstes Ziel 
sei, eine Überbelastung des Ge-
sundheitssystems zu vermei-
den und so Menschenleben zu 
schützen. Dazu gehöre, dass Co-
rona-Patienten, aber auch alle 
anderen eine bestmögliche Be-
handlung bekommen könnten.

Jenseits der Pandemie über-
nähmen Bund, Länder und Ge-
meinden auch in anderer Weise 

Den Wandel ... Internationaler Tag zur Beseitigung 
der Gewalt gegen Frauen

„Der Internationale Tag zur Beseitigung der Gewalt gegen 
Frauen am 25. November ist eine gute Gelegenheit, auf die 
Gewalt gegen Frauen, die mittels digitaler Medien, auf sozia-
len Plattformen, in Chats oder Foren stattfindet, hinzuweisen. 
Wer informiert ist, kann sich wehren und Hilfe finden. Es ist 
mir ein großes Anliegen, dass die bestehenden Angebote und 
Hilfestellungen gut sichtbar und zugänglich sind!“, sagt Bay-
erns Sozialministerin Carolina Trautner.

Geschlechtsspezifische Gewalt gegen Frauen und Mädchen 
hat viele Gesichter. Oft findet die Gewalt, die im Alltag statt-
findet, eine Fortsetzung im digitalen Raum. Digitale Herabset-
zungen, Belästigungen und Bedrohungen und Nachstellungen 
können genauso verletzend sein wie analoge Gewalt, und auch 
die Grenzen verlaufen oft fließend, da die Täter und Täterin-
nen ihre Opfer oftmals auf unterschiedliche Art und Weise und 
über verschiedene Kanäle hinweg verfolgen. Auf der Website 
www.bayern-gegen-gewalt.de wurden nun neue Informatio-
nen, praktische Tipps und Tricks sowie Unterstützungsangebo-
te und konkrete Handlungsempfehlungen zum Themenfeld der 
digitalen Gewalt eingestellt.

Am 25. November war das Bayerische Sozialministerium an-
lässlich des Internationalen Tags gegen Gewalt an Frauen, wie 
auch in den vergangenen Jahren, in Orange angestrahlt. Seit 
2008 ist die Aktion „Orange The World“ von UN Women Teil der 
„UNITE to End Violence against Women“ Kampagne der Verein-
ten Nationen. Jahr für Jahr wird weltweit vom 25. November bis 
zum 10. Dezember mit Aktionen auf das Problem der Gewalt 
gegen Frauen und seine verheerenden Auswirkungen aufmerk-
sam gemacht. Dieser Zeitraum ist bewusst gewählt: So hat die 
Generalversammlung der Vereinten Nationen den 25. Novem-
ber als Tag zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen ausgeru-
fen. Der 10. Dezember wurde von den Vereinten Nationen zum 
Tag der Menschenrechte deklariert. Mit rund 1.200 Zonta Clubs 
in 63 Ländern weltweit unterstützt Zonta International die glo-
bale Kampagne.

Die Website www.bayern-gegen-gewalt.de bietet umfassen-
de Informationen zu häuslicher und sexualisierter Gewalt, Fra-
gen zu Corona und Gewalt sowie hilfreiche Links zu Beratungs- 
und Hilfeangeboten in Bayern.  r

Verantwortung für Leben und 
Zusammenleben, fuhr Merkel 
fort. Dies gelte ganz besonders 
auch für die Aufgabe, gleichwer-
tige Lebensbedingungen her-
zustellen, und betreffe zahllose 
Bereiche unseres Lebens. „Die 
Herausforderungen, denen wir 
auf kommunaler Ebene begeg-
nen, sind und bleiben komplex 
und anspruchsvoll.“ Digitalisie-
rung, Attraktivität der Innen-
städte, solide Kommunalfinan-
zen, Sicherheit für alle Bürgerin-
nen und Bürger sowohl auf den 
Straßen, in ihren Wohnungen 
als auch im Netz: Dies seien nur 
wenige Beispiele, die zeigten, 
wie wichtig ein enger Schulter-
schluss zwischen Bund, Ländern 
und Kommunen sei.  DK

Gemischte Gefühle ...

verwaltung würden so deutlich 
gestärkt. Ein gutes Signal sei da-
rüber hinaus, dass bei finanz-
schwachen Kommunen die Ei-
genanteile reduziert oder durch 
andere Leistungen ersetzt wer-
den können. 

Auch das Bekenntnis zu 
schnelleren Verwaltungs-, Pla-
nungs- und Genehmigungsver-
fahren, die Digitalisierung der 
Verwaltung sowie die Stärkung 
des öffentlichen Wohnungsbaus 
seien wichtige Ziele. „Positiv ist 
die Ankündigung, die dringend 
notwendige Finanzierung des 
Onlinezugangsgesetzes über das 
Jahr 2022 sicherzustellen.“ 

„Die ehrgeizigen Ziele beim 
Ausbau der alternativen Ener-
gien deutlich zu beschleuni-
gen, so dass bis zum Jahr 2030 
Wind und Sonne 80 Prozent des 
Stromverbrauchs in Deutsch-
land decken, ist richtig“, erklär-
te Landsberg. Es bleibe aber im 
Hinblick auf die großen Wider-
stände in der Bevölkerung abzu-
warten, ob die Umsetzung tat-
sächlich gelingt. Unverzichtbar 
seien zuverlässige und belastba-
re Planungsperspektiven auch 
für die Stadtwerke und kommu-
nalen Unternehmen. 

In einer ersten Bewertung 
stellte der Präsident des Deut-
schen Städtetags, Oberbürger-
meister Markus Lewe fest: „Es 
ist ein gutes Signal, dass die neue 
Koalition für wichtige Zukunfts-
fragen der Städte Verantwor-
tung übernimmt. Mehr Investiti-
onen in bezahlbare Wohnungen 
und für den Klimaschutz sind ge-
plant. Die Ampel bekennt sich 
zu einem starken öffentlichen 
Nahverkehr als Herzstück einer 
nachhaltigen Mobilität. Die Koa- 
litionäre wollen dauerhaft die 
Digitalisierung von Schulen un-
terstützen und den Digitalpakt 
entbürokratisieren. Auch eine 
unbürokratische Kindergrund-
sicherung kommt endlich. Es ist 
klug, dass die Lösung des kom-
munalen Altschuldenproblems 
im Verbund mit den betroffenen 
Ländern gelöst werden soll.“

Als unzureichend wertete Le-
we die Ankündigungen der neu-
en Koalition, bei Aufgabenüber-
tragungen auf die Kommunen 
lediglich „stärker auf die Aus-
gewogenheit zu achten“. Der 
Grundsatz „Wer bestellt, be-
zahlt“ müsse Maßgabe aller Ent-
scheidungen sein.  DK

http://www.bayern-gegen-gewalt.de
http://www.bayern-gegen-gewalt.de
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ABC des Mobilfunknetzausbaus

Rasanter Anstieg  
des Datenvolumens im Mobilfunk

Die Bedeutung von Mobilfunk in unserem 
Alltag lässt sich eindrucksvoll an den Nutzungs-
zahlen ablesen. Die Bundesnetzagentur veröf-
fentlicht dazu jährlich umfangreiche Statisti-
ken. Über die Mobilfunknetze in Deutschland 
wurden im letzten Jahr rund 155 Mrd. abge-
hende Gesprächsminuten geführt. Die Wachs-
tumsrate der Mobiltelefonie beträgt im Coro-
na-Jahr 2020 22 Prozent gegenüber dem Vor-
jahr. 

Noch stärker angestiegen ist allerdings das 
übertragene Datenvolumen im Mobilfunk: Die 
Menschen in Deutschland nutzen ihre Smart-

volumen von knapp 3,1 GB je aktiv genutzter 
SIM-Karte.

Moderne Mobilfunkstandards wie LTE (4G) und 
5G sind die beste Antwort auf die steigende Nach-
frage nach mobiler Datenübertragung. Denn sie 
gehen mit den Ressourcen effizienter um als frü-
here Mobilfunktechnologien, da Datenpakete 
nicht nur schneller, sondern zielgerichteter und 
mit geringerem Energieeinsatz übertragen wer-
den können als dies bisher möglich war. 

Lizenzauflagen beim 5G-Netzausbau

Das Bundesministerium für Verkehr und Infra-
struktur (BMVI) formuliert den Anspruch für die 
Versorgung Deutschlands mit mobiler Kommu-

nikation so: Notwendig sei-
en Mobilfunknetze, in denen 
unterbrechungsfreies Tele-
fonieren und die klassische 
Nutzung von mobilem Inter-
net möglich sind. Daher war 
die Versteigerung der Mo-
bilfunk-Frequenzen 2019 an 
konkrete Versorgungsaufla-
gen gekoppelt: Die Netzbe-
treiber müssen bis Ende 2022 
jeweils 98 Prozent der Haus-
halte je Bundesland und alle 
Bundesautobahnen, die wich-
tigsten Bundesstraßen und 
Schienenwege mit mindes-
tens 100 Mbit/s versorgen. 
Bis Ende 2024 sollen alle üb-
rigen Bundesstraßen mit min-
destens 100 Mbit/s, alle Lan-

des- und Staatsstraßen, die Seehäfen und wich-
tigsten Wasserstraßen und alle übrigen Schienen-
wege mit mindestens 50 Mbit/s versorgt werden. 
Zusätzlich sollen bis Ende 2022 mindestens 500 
Basisstationen in weißen Flecken netzbetreiber-
übergreifend aufgebaut werden. Für neue Netz-

In Kooperation mit dem Informationszentrum Mobilfunk  
www.gemeindezeitung.de/ABC 

GZ KOMMUNAL-

Teil 1: Warum werden die Netze  
weiter ausgebaut?

Weitere Informationen unter:  
www.kommunalinfo-mobilfunk.de und www.informationszentrum-mobilfunk.de.

betreiber gelten abweichende Versorgungsaufla-
gen. Dies hat bei den etablierten Netzbetreibern 
und übergeordnet betrachtet zur Folge, dass der 
Schwerpunkt beim Bau ganz neuer Standorte 
eher im ländlichen Bereich liegt, wo er auch zuvor 
politisch eingefordert wurde.  

Die Netzbetreiber investieren bereits massiv, 
um allen Auflagen und konkreten Kundenanfor-
derungen gerecht zu werden: Ein nahezu flächen-
deckendes 5G-Netz wird Schritt für Schritt auf Ba-
sis der bestehenden Mobilfunknetze ausgebaut. 
Dadurch wird sich auch die Versorgung mit LTE 
verbessern. Mit der LTE-Abdeckung entsteht die 
notwendige Grundlage für eine konsequente Auf-
rüstung der Netze auf 5G. Um dieses Ziel zu er-
reichen, hat die Bundesregierung in der Mobil-
funkstrategie diverse Maßnahmen fixiert oder 
auf den Weg gebracht: Etwa zur Beschleunigung 
von Genehmigungsverfahren oder von Maßnah-
men zur Erläuterung des Nutzens des Mobilfunk-
ausbaus vor Ort. Außerdem sollen vermehrt Ge-
bäude und Flächen des Bundes und der Länder 
für Standorte genutzt werden. Die Einhaltung der 
Versorgungsauflagen wird von der Bundesnetz-
agentur überprüft.

Breitband-Infrastruktur  
als Wettbewerbsvorteil von Kommunen

Für Kommunen ist eine gute Infrastruktur ein 
wichtiger Wettbewerbsvorteil. Ein großer Vorteil 
ist dabei, dass die Bereitstellung schneller mobi-
ler Internetzugänge über 4G und 5G in der Regel 
auch die Versorgung mit Glasfaserleitungen vor-
aussetzt. Denn die stetig wachsenden Datenmen-
gen müssen nicht nur per Funk zu den Endgerä-
ten übertragen werden, sondern auch schnell von 
den Mobilfunk-Basisstationen abgeführt bezie-
hungsweise dorthin angeliefert werden. 

Der Ausbau der mobilen und festnetzgebunde-
nen Breitbandinfrastruktur mit den Komponen-
ten Mobilfunk (4G und 5G) und Glasfaser-Festnetz 
ist für Kommunen ein wichtiger Wettbewerbsvor-
teil. Er unterstützt gleichermaßen die Ansiedlung 
von Gewerbebetrieben wie auch die von jungen 
Familien. Zudem ist eine leistungsfähige Kommu-
nikations-Infrastruktur die Basis dafür, bestehen-
de kommunale Dienstleistungen zu verbessern 
(etwa den öffentlichen Nahverkehr oder das Ret-
tungswesen) oder diese zu digitalisieren. 

5G kann zudem eine Alternative für die soge-
nannte „letzte Meile“ der Festnetzanbindung 
sein: Die Mobilfunkstandorte werden per Glas-
faser angeschlossen und leiten in diesem Fall das 
schnelle Internet dann per 5G-Mobilfunk in Haus-

halte oder Firmenstandorte weiter. Dieses Zu-
sammenwachsen und Zusammenwirken der Net-
ze ist eine wichtige Grundlage für die Gigabit-Ge-
sellschaft.

All dies erfordert den kontinuierlichen Ausbau 
der Kapazitäten. Bestehende Mobilfunkstand-
orte müssen modernisiert und erweitert wer-
den, zur Verbesserung der Versorgung ist aber 
auch die Errichtung neuer Mobilfunkstandorte 
erforderlich. Für die Standort-Planung und -Er-
schließung bedeutet dies: Bestehende Mobil-
funkstandorte müssen mit neuer Technik ausge-
rüstet werden. 

Beabsichtigt ein Netzbetreiber die Erweite-
rung einer vorhandenen Anlage, wird die Kom-
mune darüber schriftlich informiert. Ist – meist 
im Zusammenhang mit der Lizenzerfüllung – die 
Errichtung eines ganz neuen Mobilfunkstandor-
tes notwendig, wird dafür über einen sogenann-
ten Suchkreis das Areal dargestellt, in dem dieser 
platziert werden könnte und das weitere Vorge-
hen mit der Kommune abgestimmt.  

Teil 2 des ABC des Mobilfunknetzausbaus in-
formiert über die kommunale Beteiligung beim 
Netzausbau.  r

Sendeanlage außerorts.  Bild: Informationszentrum Mobilfunk –  Foto: Hendrik Zwietasch

Sendeanlage innerorts.   
 Bild: Informationszentrum Mobilfunk –  Foto: Hendrik Zwietasch

phones neben dem Telefonieren vermehrt für 
die mobile Datenübertragung. Das mobile Da-
tenvolumen stieg 2020 trotz geringerer Mobili-
tät im Pandemiejahr steil an: Es lag Ende 2020 
bei knapp 4 Mrd. GB (2019: 2,8 Mrd. GB). Das 
entspricht einem monatlich genutzten Daten-

Täglich nutzen wir Smartphones und andere mobile Geräte und können uns ein Leben ohne 
mobile Kommunikation kaum mehr vorstellen. Die Technologie entwickelt sich schnell weiter 
und das rasant zunehmende mobil übertragene Datenvolumen belegt wie beliebt die Nutzung 
ist. Aufgrund des Anstiegs des Datenverkehrs ist der weitere Ausbau der Infrastruktur erfor-
derlich. Um eine zukunftsfähige Mobilfunk-Infrastruktur aufzubauen, müssen zusätzliche Mo-
bilfunkanlagen errichtet werden. Im ABC des Mobilfunknetzausbaus erläutern wir, warum die 
Netze weiter ausgebaut werden, wie die kommunale Beteiligung beim Ausbau geregelt ist, wie 
ein Netz geplant wird, was 5G eigentlich ist und welche Auswirkung Mobilfunk auf die Gesund-
heit hat. 

Perspektiven für die Bildungsdekade:

Weniger Präsenz  
und mehr Freiräume

Zunehmende Heterogenität der Schülerinnen und Schüler, Digi-
talisierung, neue pädagogische Arbeitsmethoden – das sind nur 
drei der vielen Herausforderungen, die an Bayerns Schulen ne-
ben den Belastungen durch die Corona-Pandemie bewältigt wer-
den müssen. Im Rahmen einer Expertenanhörung im Bayerischen 
Landtag blickten die Abgeordneten des Bildungsausschusses in 
die Zukunft und diskutierten über Best Practice Beispiele.

Nur unter der Voraussetzung, 
dass sich der Unterricht an Bay-
erns Schulen in den kommen-
den Jahren erheblich ändert, 
können die Erwartungen an 
die Digitalisierung und Gesell-
schaft erfüllt werden. Das war 
die einstimmige Meinung der 
Expertenrunde, die im Bildungs-
ausschuss zum Thema „Bil-
dung 2030 – Perspektiven für 
die kommende Bildungsdeka-
de“ Stellung bezog. Die Fachleu-
te aus Praxis und Wissenschaft 
sprachen sich für moderne Un-
terrichtsformen ohne ständi-
ge Präsenz im Klassenzimmer, 
mehr Zeit und Freiräume für die 
Lehrkräfte, eine spürbare Auf-
rüstung bei der digitalen Aus-
stattung und eine modifizierte 
Lehrerbildung aus.

Lern- statt Lehrkultur

Wie die Schule der Zukunft 
aussehen könnte, schilder-
te Stefan Ruppaner, Schullei-
ter der Alemannenschule im 
württembergischen Wutöschin-
gen. In der mit dem Deutschen 
Schulpreis ausgezeichneten Ge-

samtschule gebe es keine festen 
Klassenzimmer und keine Schul-
bücher, dafür jahrgangs- und 
leistungsübergreifende Klassen 
mit Inklusionskindern, hybridem 
Unterricht und viel Freiraum für 
Lehrkräfte und Schüler inner-
halb festgelegter Regeln, schil-
derte Ruppaner. „Dafür ist das 
Digitale unabdingbar“, sagte er. 
Jeder Schüler habe ein digita-
les Endgerät, die Ausstattung sei 
zu einem großen Teil von Spon-
soren aus der Wirtschaft finan-
ziert. „Wenn man das alles rich-
tig organisiert, ist es sogar güns-
tiger als an herkömmlichen 
Schulen“, berichtete Ruppa-
ner. Man habe den Weg von ei-
ner Lehr- zu einer Lernkultur be-
schritten, die von den Schülern 
mehr selbstorganisiertes Lernen 
verlange. Durch den engen, mit-
unter digitalen Kontakt zu den 
Lehrkräften sei dies ein Erfolgs-
projekt.

Sprachbarrieren überwinden

Ein anderes Beispiel nannte 
Kai Wörner, Seminarrektor an 
der Realschule am Europaka-

nal Erlangen. An seiner Schule 
gebe es seit 2011 „Tablet-Klas-
sen“ und hybriden Förderunter-
richt in Präsenz und über digi-
tale Medien. Auch Wörner be-
tonte, dass dies ohne ein End-
gerät für jeden Schüler nicht 
machbar sei. Voraussetzung sei 
zudem eine neue Lehrerrolle. 
Die Lehrkräfte nehmen die Rol-
len als Moderatoren und För-
derer ein. Um sie darauf vorzu-
bereiten, forderte Wörner eine 
entsprechend ergänzte Lehrer-
aus- und -fortbildung. Dass die 
Digitalisierung auch an Grund-
schulen Vorteile bringen kann, 
schilderte Simone Hell, Leiterin 
der Erich-Kästner-Grundschule 
Neu-Ulm. Mit der Hilfe digitaler 
Medien könne individueller auf 
Leistungsstand und Bedürfnis-
se der Schülerinnen und Schü-
ler eingegangen werden. Auch 
ließen sich Sprachbarrieren von 
Kindern mit Migrationsbiogra-
phie durch digitale Überset-
zungsprogramme leichter über-
winden. Bildung werde zudem 
zeit- und raumunabhängiger.

Digital und analog verbinden

Am besten sei eine „optimale 
Verzahnung von Digitalem und 
Analogem“, erklärte Hell, da vor 
allem jüngere Schüler noch auf 
den direkten Kontakt zur Lehr-
kraft angewiesen seien.

Für Simone Fleischmann, Prä-
sidentin des Bayerischen Leh-
rer- und Lehrerinnenverbandes 

(BLLV), ist die Digitalisierung ei-
ne große Chance für die Schu-
len. Sie schaffe neue Möglichkei-
ten zum selbständigen Lernen 
sowie zur individuellen Wieder-
holung und Vertiefung des Lehr-
stoffes. Das unterstrich auch 
der Eichstätter Didaktik- Profes-
sor Heiner Böttger. „Digitalisie-
rung und Individualisierung sind 
Best Buddies“, sagte er. Ein mo-
derner digitaler Unterricht kön-
ne sich von festen Lernzeiten 
entkoppeln und damit besser 
auf die im Tagesrhythmus un-
terschiedliche Lernbereitschaft 
und Aufnahmefähigkeit von 
Kindern abgestimmt werden.  
Bei entsprechender technischer 
Vollausstattung trage die Digita-
lisierung auch zu mehr Chancen-
gleichheit bei, erläuterte Bött-
ger. Er plädierte für eine indi- 
vidualisierte Leistungserhebung 
und Kompetenzdiagnose. Damit 
ließen sich Kinder besser för-
dern und motivieren. Die Erzie-
hungswissenschaftlerin Gabrie-
le Weigand ergänzte, es brauche 
mit Blick auf die Digitalisierung 
überarbeitete Lehrpläne sowie 
neue Zeitmodelle für Lehrkräfte. 
Deren Einsatz könne sich künf-
tig nicht mehr an einem festen 
Stundendeputat orientieren.

Konkrete Forderungen  
an Politik

An die Politik stellten die Ex-
perten einen Katalog mit kon-
kreten Forderungen. Der Schul-
psychologe Andreas Wohlge-
muth vom Ortenburg- Gymnasi-
um Oberviechtach forderte wie 
Weigand leistungsfähige Inter-
net- Anschlüsse und eine mo-
derne Digitalausstattung für al-
le Schulen. Diese bräuchten zu-

dem kompetente Systembe-
treuer, um die Lehrkräfte von 
technischen Aufgabenstellun-
gen zu entlasten. Digitalisie-
rung dürfe auch nicht dazu füh-
ren, Lehrpersonal einzusparen, 
warnte Wohlgemuth. „Die Auf-
gaben der Lehrkräfte werden 
nicht weniger, sie ändern sich 
nur“, sagte er. Ruppaner plä-
dierte dafür, Schulen und Lehr-
kräften im Rahmen der gesetz-
lichen Vorgaben mehr Freiräu-
me zu lassen. „Ich bin immer 
froh, wenn man mich in Ru-
he arbeiten lässt“, erklärte er. 
Dem pflichtete Fleischmann bei. 
Mit mehr Zeit und Freiraum für 
Schulleitungen und Lehrkräfte 
werde „Innovation möglich“.

Warnung  
vor Lernplankonformität

Abgeordnete der Opposition 
sahen sich in den Aussagen der 
Experten in ihren Forderungen 
an die Staatsregierung bestä-
tigt. Es habe sich gezeigt, dass 
Bildung künftig viel mehr von 
den Schülerinnen und Schü-

ler gedacht werden müsse, er-
klärte Gabriele Triebel (BÜND-
NIS90/DIE GRÜNEN). Für das 
digitale Lernen brauche es im 
Sinne der Chancengleichheit 
endlich landesweit gleiche Rah-
menbedingungen. Dr. Simone 
Strohmayr (SPD) betonte, ein di-
gitales Endgerät müsse für alle 
Schüler zur Normalität werden. 
Wie auch Matthias Fischbach 
(FDP) forderte sie eine entspre-
chende Ausweitung der Lern-
mittelfreiheit. Prof. Dr. Gerhard 
Waschler (CSU) mahnte die 
„Lernplankonformität“ der digi-
talen Unterrichtsformen an. Zu-
dem dürften Lehrerkompetenz 
und -persönlichkeit als Garan-
ten guter Bildung nicht vernach-
lässigt werden. Skepsis äußerte 
Waschler zu individualisierten 
Lernstanderhebungen. Tobias 
Gotthardt (FREIE WÄHLER) deu-
tete auf die Notwendigkeit hin, 
Lehrer- und Elternschaft eng in 
den Prozess der Digitalisierung 
und Modernisierung des Unter-
richts einzubinden. Andernfalls 
werde das Projekt nicht funkti-
onieren. red

Die Alemannenschule Wutöschingen wurde 2019 mit dem Deut-
schen Schulpreis ausgezeichnet.  Bild: Robert Bosch Stiftung/Max Lautenschläger
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Mobilität endet nicht 
an der Landkreisgrenze

Mobilitätskonferenz vernetzt Akteure und Entscheider in der Metropolregion München

Welche innovativen Verkehrssysteme gibt es? Wie können neue 
Formen der Mobilität die Mobilitätssituation in der Metropolregi-
on München verbessern? Dies waren nur zwei der Kernfragen, die 
bei der dritten Mobilitätskonferenz des Europäische Metropolre-
gion München e. V. (EMM e.V.) beleuchtet wurden. Referenten 
aus Forschung, Wirtschaft und Politik zeigten Herangehenswei-
sen, um die Attraktivität der Metropolregion als Wirtschafts- und 
Lebensstandort durch ein zukunftsfähiges Mobilitätsangebot zu 
sichern. Beispielhaft dafür wurden vier Best-Practice-Beispiele 
mit dem Mobilitätspreis 2021 ausgezeichnet.

Schwankende Nutzung des 
ÖPNV, verändertes Mobilitäts-
verhalten, Home Office: Neben  
vielen anderen Lebensbereichen 
wurde auch das Nutzungsver-
halten aller Verkehrsmittel in 
den letzten knapp zwei Jahren 
sehr stark durch die bekann-
ten Rahmenbedingungen beein-
flusst. Doch wie alle Verände-
rungen birgt auch dies die Chan-
ce, die Mobilität der Zukunft 

positiv zu gestalten und die be-
stehenden Herausforderungen  
der Metropolregion München in 
punkto Mobilität anzupacken. 

So ging es bei der diesjährigen 
Mobilitätskonferenz also nicht 
nur um innovative Ansätze, son-
dern, laut Wolfgang Wittmann, 
Geschäftsführer des EMM e. V., 
insbesondere auch darum, ver-
schiedene Akteure der Region 
zu vernetzen und über ihre je-

weiligen Projekte zu informie-
ren. Den verkehrlichen Heraus-
forderungen lässt sich nicht auf 
lokal beschränkter Ebene inner-
halb der Mitgliedslandkreise be-
gegnen, sondern nur gemein-
sam und kooperativ, davon ist 
der EMM e.V. überzeugt. Zwar 
fand die Mobilitätskonferenz 
dieses Jahr Pandemie-bedingt 
nur digital statt, dennoch bot sie 
den rund 200 Teilnehmern aus 
der Metropolregion eine insti-
tutionsübergreifende Plattform 
zur Vernetzung an.

Mobilität ist Schlüssel 
der regionalen Prosperität

Alle Protagonisten zusammen-
bringen und gemeinsam Ideen 
vernetzen, das spielt auch für 
Christoph Göbel, Landrat des 
Landkreises München und Vor-
standsvorsitzender des EMM 
e. V., eine entscheidende Rol-
le, was die zukünftige Mobili-
tät der Region anbelangt. „Aber 
nicht nur das“, betonte Göbel. 
„Wir müssen das Thema Mobili-
tät mit dem Markenkern unserer 
Metropolregion München, der 
Innovationskraft, verbinden.“ Es 
brauche weiterhin zuallererst 
innovative Ideen, um zukunfts-
weisende Projekte vorweisen zu 
können. Und schließlich, so Gö-
bel, sei innovative Mobilität der 
Schlüssel zur Prosperität der Me-
tropolregion München. 

Neben Wittmann und Göbel 
begrüßte auch Georg Dunkel, 
Mobilitätsreferent der Landes-
hauptstadt München und Träger 
der AG Mobilität, alle Teilnehmer 
und kündigte an, die Thematik 
der innovativen Projekte kom-
mendes Jahr bei der AG Mobili-
tät zu vertiefen.

Auch die sieben Referenten 
der Veranstaltung griffen das 
Thema Zukunftsfähigkeit im Rah-
men ihrer Vorträge immer wie-
der auf. Prof. Dr. Klaus Bogen-
berger (TU München), Alexan-
der Kreipl (ADAC Südbayern),  
Dr. Bernd Rosenbusch (MVV), 
Prof. Dr. Gebhard Wulfhorst 
(TU München), Manuel Haas 
(B.A.U.M. Consult), Tobias Kipp 
(Team red Deutschland) und Dr. 
Ulrich Dewald (GEFAK GmbH) in-
formierten unter anderem über 
die Potenziale innovativer Ver-
kehrssysteme, Mobilitätstrends 

oder auch das Thema New Work 
und Arbeitsmobilität.

Vorbild-Projekte für eine  
zukunftsorientierte Mobilität

Im Rahmen der Konferenz wur-
de auch in diesem Jahr der Mo-
bilitätspreis der Metropolregion 
München verliehen. Unter den 
über 30 eingereichten Projek-
ten (über die Mobilitätsda-
tenbank des EMM e. V.) sta-
chen die Ideen des Landkrei-
ses Dachau, des Landkreises Kel-
heim, der Landeshauptstadt Mün 
chen sowie des Münchner Ver-
kehrs- und Tarifverbundes (MVV)  
und der Stadtwerke Augsburg 
(swa) am meisten hervor. Sie er-
hielten deshalb eine Auszeich-
nung. 

Der Landkreis Dachau über-
zeugte insgesamt mit seinen in-
novativen Ideen für Verkehrssys-
teme, darunter unter anderem 
eine Umlaufbahn, eine Standseil-
bahn oder auch das Verkehrssys-
tem „Bögl“. 

„KelRide“ heißt das Projekt, für 
das der Landkreis Kelheim ausge-
zeichnet wurde. Der automati-
sierte Ridesharing-Dienst beför-
dert seine Passagiere mittels ei-
ner hochautomatisierten, in den 
ÖPNV eingebundenen Flotte. 
Das leistungsfähige Gesamtsys-
tem soll jedem Wetter trotzen 
und so auch bei Eis und Schnee 
Funktionalität garantieren.

Automatisiertes Fahren  
im städtischen Kontext

Auch beim dritten Preisträ-
ger spielt Automatisierung ei-
ne Rolle: Der Landeshauptstadt 
München wurde der Mobili-
tätspreis für ihr Projekt „Easy 
Ride“ – automatisiertes Fahren 
im städtischen Kontext – verlie-
hen. Beim Projekt, das bereits 
2018 startete, dient München 
als Modellstadt, in der unter-
sucht wird, welche Auswirkun-
gen das automatisierte Fahren 
auf Mobilität und Verkehr ha-
ben kann.

Der MVV und die swa wurden 
beide für ein sehr ähnliches Pro-
jekt ausgezeichnet, das in Mün-
chen und Augsburg schon an-
gewendet wird: „Swipe + Ride“ 
(München) und „Be-in/Be-out“ 
(Augsburg). Beide Konzepte er-
möglichen es den Passagieren, 
nur genau die Strecken zu be-
zahlen, die sie im ÖPNV auch 
tatsächlich gefahren sind. Die 
zurückgelegte Strecke wird da-
bei von einer App ermittelt und 
schließlich passgenau in Rech-
nung gestellt. r

Für 150 Bahnhöfe in Bayern:

Neue Farbe, mehr Licht 
und höherer Komfort

DB hat 90 Stationen bereits fertig renoviert

Deutlich heller und freundlicher präsentiert sich der Bahnhof Mün-
chen Donnersbergerbrücke jetzt den täglich über 55.000 Reisenden. 
Dank des „Sofortprogramms für attraktive Bahnhöfe“, das die Deut-
sche Bahn (DB) und das Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur (BMVI) zur Konjunkturförderung gestartet haben, hat 
die DB diese wichtige Station für Pendler neu gestaltet. Klaus-Die-
ter Josel, Konzernbevollmächtigter der DB für Bayern, und Andreas 
Scheuer, geschäftsführender Bundesverkehrsminister, machten sich 
vor Ort ein Bild von den ersten Ergebnissen der Renovierung. 

Der Bahnhof München Don-
nersbergerbrücke ist einer von 
90 Bahnhöfen in Bayern, die die 
DB dieses Jahr bereits mit dem 
Sofortprogramm renoviert hat. 
Die Arbeiten an weiteren 60 
Stationen laufen auf Hochtou-
ren. Das klare Ziel: Mit attrakti-
ven Bahnhöfen mehr Menschen 
für das umweltfreundliche Ver-
kehrsmittel Bahn gewinnen, um 
die Mobilitäts- und Klimawende 
weiter voranzutreiben.

Klaus-Dieter Josel, Konzern-
bevollmächtigter der DB für den 
Freistaat Bayern: „Die Offensi-
ve für schönere Stationen zeigt 
hier mitten in der Stadt Mün-
chen Wirkung. Der wichtige 
S-Bahn- und Regionalbahnhof 
Donnersbergerbrücke ist hel-
ler, übersichtlicher und deutlich 
einladender geworden. Das ist 
wichtig. Denn unsere Reisenden 
sollen sich am Bahnhof wohlfüh-
len. Nur so begeistern wir noch 
mehr Menschen für die klima- 
freundliche Bahn. Der Bahnhof 
Donnersbergerbrücke ist einer 
von 150, die wir bis Ende des Jah-
res renovieren.“

Attraktivere Stationen

Andreas Scheuer, geschäfts-
führender Bundesminister für 
Verkehr und digitale Infrastruk-
tur: „Die Zahlen belegen es: Un-
ser Sofortprogramm ist ein ech-
ter Erfolg – für Bayern, das ganze 
Land. Attraktive Bahnhöfe, star-
kes Handwerk und sichere Ar-
beitsplätze in der Heimat – dar-
um geht es. Es sind allein in Bay-
ern weit über 300 Maßnahmen 
an 150 Bahnhöfen, die in Summe 
eine große Wirkung entfalten. 
Sie erleichtern bei uns rund 1,6 
Millionen Reisenden täglich den 
Zugang zum Zug, verbessern die 
Informationslage und machen 
wie hier in München die Statio-
nen insgesamt attraktiver.“

Für den Bahnhof München 
Donnersbergerbrücke haben De-
signer der DB ein modernes Licht- 
und Farbkonzept erstellt, das die 
Reisenden durch die Station lei-
tet. Ein neuer Blickfang ist das 
schwarz-weiße Fliesenbild am 
frisch sanierten Treppenausgang 
Richelstraße. LED-Lampen in den 
erneuerten Decken machen die 
Station heller und sparen Energie. 
Letzte Arbeiten wie das Ausbes-
sern der Böden laufen noch bis 

Ende des Jahres. Insgesamt flie-
ßen rund 400.000 Euro in die Ver-
schönerung dieser Station.

An vielen Stationen hat die DB 
zum Beispiel bereits Malerarbei-
ten durchgeführt, Bodenbeläge 
ausgebessert oder Treppen re-
noviert. Zudem hat die DB zu-
sätzliche Wetterschutzhäuschen 
aufgestellt, zahlreiche Sitzbän-
ke für mehr Aufenthaltskomfort 
und Vitrinen für bessere Reisen-
deninformation ausgetauscht. 
Um Energie einzusparen, rüstet 
die DB die Beleuchtung an insge-
samt sechs Stationen in Bayern 
auf umweltfreundliche LED-Lam-
pen um und investiert dafür rund 
eine Million Euro. Zu den Bahn-
höfen, die 2021 vom Sofortpro-
gramm profitieren, zählen unter 
anderem Ansbach, Aschaffen-
burg Süd, Bobingen, Forchheim, 
Germering-Unterpfaffenhofen, 
Neumarkt (Opf.) und Schwabach.

Bereits im August 2020 starte-
te das BMVI zusammen mit der 
DB das Sofortprogramm für at-
traktive Bahnhöfe. In Bayern hat 
die DB vergangenes Jahr in Zu-
sammenarbeit mit ausführenden 
Handwerksunternehmen insge-
samt 56 Bahnhöfe für rund 6 Mil-
lionen Euro aufgefrischt. Mit ei-
nem Gesamtvolumen im Jahr 
2021 von 120 Millionen Euro aus 
dem Konjunkturprogramm des 
Bundes setzt die DB dieses Jahr 
ihre Offensive fort und packt ins-
gesamt 1.000 Stationen an. 

Bis Jahresende schließt die 
DB die aus dem Konjunkturpro-
gramm des Bundes finanzierten 
Arbeiten ab. Das klare Ziel: Mehr 
Menschen für das umweltfreund-
liche Verkehrsmittel Bahn zu ge-
winnen, um die Mobilitätswende 
weiter voranzutreiben. r

MVV-Projekt P+R 4.0:

Dynamische Anzeiger für eine 
verlässliche Auslastungsprognose 

von P+R-Anlagen
Fahrgäste frühzeitig über die Auslastung von Park-and-Ride-Plätzen 
informieren und so den Umstieg auf den öffentlichen Personennah-
verkehr (ÖPNV) erleichtern: Das ist das Ziel des Projekts „P+R 4.0“ 
des Münchner Verkehrs- und Tarifverbundes (MVV) und des Ver-
kehrsverbundes Großraum Nürnberg (VGN), das vom Freistaat Bay-
ern gefördert wird. Dazu konnten nun dynamische Informationsan-
zeiger an den Pilotstandorten im MVV an den Bahnhöfen Grafing 
Stadt, Grafing Bahnhof, Petershausen und Studentenstadt in Be-
trieb genommen werden. Im Gebiet des VGN wurden die Parkplät-
ze an den S-Bahnhalten Roßtal und Petersaurach-Nord mit Detekti-
onsanlagen und Anzeigern ausgestattet.

Die Idee des Projektes „P+R 
4.0“ ist es, an ausgewählten 
Park-and-Ride-Anlagen die Zu-
fahrten zu erfassen, um daraus 
in einem zentralen Hintergrund-
system Belegungsprognosen zu 
entwickeln. Diese Prognosen 
fließen in die Fahrgastauskunft 
ein und erleichtern den Umstieg 
vom Auto auf den ÖPNV. Zusätz-
lich informieren dynamische An-
zeiger vor Ort über die aktuell 
freien Kapazitäten. 

Bayerns Verkehrsministerin  
Kerstin Schreyer freut sich, 
dass die Anlagen in Betrieb ge-
hen: „Auch beim Parken den-
ken wir an die Zukunft. Es macht 
Sinn, wenn wir die vorhandenen 
Parkflächen möglichst effektiv 
nutzen und dabei Autofahrer 
auch noch zum Umsteigen auf 
den ÖPNV bewegen. Von Sei-
ten des Freistaats fördern wir 
das Projekt P+R 4.0 in München 
und Nürnberg deshalb mit ins-
gesamt einer Million Euro.“

Optimierte 
Auslastung der Anlagen

„Mit den installierten Info-An-
zeigern machen wir auch neue 
Nutzergruppen frühzeitig auf 
das P+R-Angebot und die Mög-
lichkeit zum Umsteigen auf-
merksam” so Dr. Markus Hal-
ler, Prokurist und Bereichslei-
ter Konzeption der MVV GmbH. 
„Bei Überfüllung werden die 
P+R-Nutzenden direkt und oh-
ne unnötige Parksuchverkehre 
auf noch freie Parkplätze umge-
leitet. Dadurch wird wildes Ab-
stellen von Fahrzeugen in An-
wohnerstraßen reduziert und 
die Auslastung der Anlagen op-
timiert.“

Der Geschäftsführer des VGN, 
Andreas Mäder, blickt noch 
weiter in die Zukunft: „Im end-
gültigen Ausbauzustand kön-
nen auch die Navigationssyste-
me der Pkw auf die Echtzeitda-
ten zugreifen. Im Falle von Staus 
oder anderen Behinderungen 
erhalten Autofahrerinnen und 
Autofahrer zusätzlich zu den 
Umleitungsempfehlungen auf 
der Straße auch den nächsten 
P+R-Parkplatz mit freien Kapazi-

täten als Alternative angezeigt. 
P+R ist umweltfreundlich und 
hilft, unsere Innenstädte vom 
Pkw-Verkehr zu entlasten.“

In Abstimmung mit den betei-
ligten Kommunen Petershausen 
und Grafing sowie der P+R Gm-
bH München (P+R Studenten-
stadt) sowie den beiden Stand-
orten im VGN wurden die erfor-
derlichen Maßnahmen geplant. 
Dann wurden Förderanträge 
und Ausschreibungen erstellt 
und in den letzten Monaten De-
tektionseinrichtungen und In-
formationsanzeiger installiert, 
die nun in Betrieb gehen konn-
ten. Diese Installationen sind 
Grundlage für die Erfassung der 
Auslastung und eine verlässliche 
Belegungsprognose in den Aus-
kunftssystemen des MVV.

Von den im Rahmen des Pro-
jektes „P+R 4.0“ installierten 
Sensoren werden an den An-
lagen im MVV insgesamt über 
2.500 Stellplätze detektiert. Für 
die Erfassung und Aufbereitung 
der Daten und die schlussend-
liche Erstellung von Prognosen 
für unterschiedliche Tagestypen 
(wie Werktage, Feiertage, Feri-
en, etc.) wurde ein entsprechen-
des Hintergrundsystem erarbei-
tet. Neben den Echtzeitdaten der 
genannten P+R-Anlagen sowie 
weiterer zehn Anlagen, die schon 
heute detektiert werden, gehen 
auch Zähldaten der noch nicht 
dynamisch erfassten Parkplätze 
im MVV in dieses System ein. 

Die P+R-Belegungsprognose  
wird außerdem in den Aus-
kunftssystemen des MVV (im 
Web unter mvv-auskunft.de 
bzw. in der MVV-App für And-
roid und iOS) zur Verfügung ste-
hen. Sie ergänzt die Suche nach 
Verbindungen und P+R-Fahrten, 
die sowohl in der MVV-Auskunft 
im Internet als auch – jetzt neu 
– in der MVV-App enthalten ist, 
um zusätzliche Informationen. 
Das System kann dann nicht nur 
für die allgemeine Reiseplanung 
vorab, sondern auch kurzfristig 
unterwegs genutzt werden. Die 
Daten sollen außerdem in die 
zentrale Mobilitätsdatenplatt-
form des Freistaats integriert 
werden. r

Ausbau der Radpendelstrecke 
nach Veitshöchheim

Komfortabel mit dem Rad von und nach Veitshöchheim pendeln: 
Dies ermöglicht der neue Radweg zwischen Würzburg und Veits-
höchheim. Dieser neue Radweg ist ein Teil der Hauptradachse 14a.

Der Ausbau des bestehen-
den ca. 700 Meter langen Wirt-
schaftsweges „Schafhofstraße“ 
zum Radweg wurde im Herbst 
2020 durch das Baureferat, FB 
Tiefbau und Verkehrswesen der 
Stadt Würzburg veranlasst. Diese 
Verbindung ist ein wichtiger Teil 
der Hauptradachse 14a aus dem 
vorliegenden Radverkehrskon-
zept der Stadt Würzburg. 

„Wir freuen uns, dass un-
ser neuer Radweg so gut an-
kommt, denn uns ist die Si-
cherheit und die Anbindung 
unserer Radfahrerinnen und 
Radfahrer sehr wichtig“, er-
läutert Adrien Cochet-Wein-
andt, Radverkehrsbeauftragter 
der Stadt Würzburg. Eine all-
tagstaugliche Ertüchtigung und 
Vereinfachung aller Hauptrad- 
achsen ist ebenfalls ein Bestand-
teil des Radverkehrskonzepts. 

„Besonders wichtig ist es uns, 
die Anbindung unserer Stadt zu 
unseren umliegenden Kommu-
nen für Radfahrer in einen gu-
ten Zustand zu versetzen und zu 
erweitern,“ betont Würzburgs 

Oberbürgermeister Christian 
Schuchardt.

Zu diesem Abschnitt der Rad-
verbindung erreichten das Bau-
referat Im Vorfeld sehr viele An-
fragen, Anliegen und Bitten – von 
Bürgerinnen und Bürgern, Inter-
essensverbänden und auch von 
der Gemeinde Veitshöchheim. 
Alle wollten eine alltagstaugli-
che und wetterunabhängige Er-
tüchtigung in der wichtigen Ver-
bindungsroute. „Mit dem Ausbau 
des Radweges rückt das Gewer-
be- und Wohngebiet der Ge-
meinde Veitshöchheim immer 
näher mit dem Ortsteil Ober-
dürrbach der Stadt Würzburg zu-
sammen und vereinfacht die An-
bindung der beiden Standorte,“ 
erklärt Veitshöchheims Bürger-
meister Jürgen Götz.

Darüber hinaus profitieren 
auch viele umliegenden Land-
kreis Gemeinden wie Beispiels-
weise Rimpar und Güntersleben, 
die aufgrund des neuen Radwe-
ges durch das Dürrbachtal nun 
noch besser ins Gewerbegebiet 
kommen, ohne das Auto zu be-

nutzen und somit auch noch et-
was für ihre Gesundheit und die 
Umwelt tun.

Der neue Radweg zwischen Ge-
werbe- und Wohngebiet der Ge-
meinde Veitshöchheim und dem 
Ortsteil Oberdürrbach der Stadt 
Würzburg wird zu den Hauptver-
kehrszeiten sehr rege genutzt. 
Da es sich bei dieser Straße um 
einen Wirtschaftsweg handelt, 
gilt auf dieser Mischverkehrsflä-
che gegenseitige Rücksichtnah-
me zwischen der Landwirtschaft, 
den Radfahrenden und den Fuß-
gängern.

Das Radverkehrskonzept der 
Stadt Würzburg definiert 16 
Hauptradachsen, auf denen der 
Alltagsradverkehr schnell und 
komfortabel gebündelt werden 
soll. Zudem soll es vielen Men-
schen erleichtert werden sicher 
und schnell an ihren Arbeits-
platz oder anderen gewünsch-
ten Orten zu gelangen. r

Neue Fahrradgarage 
in Würzburg

„Aus drei Pkw-Stellplät-
zen werden an dieser Stel-
le 32 überdachte Abstell-
möglichkeiten für Fahrräder 
und E-Bikes“, freut sich Bau-
referent Benjamin Schnei- 
der über die bereits 5. Fahr- 
radgarage in der Würz- 
burger Innenstadt. Die  
Turmgasse wird somit auch  
zu einer vollständigen Mo- 
bilstation. Hier sind Leih-
räder, Carsharing, Ladesta-
tion und Radabstellplätze 
auf engsten Raum mitein-
ander sinnvoll verzahnt. Der 
Standort der Station unweit 
des Congress Centrums ist 
an stark befahrene Verkehr-
sachsen angebunden.

Vor Ort erläuterten Wer-
ner Eirich vom Fachbereich 
Hochbau und Tiefbau-Che-
fin Annette Messerer, dass 
die Realisierung der Garage 
durch die Verwendung und 
Anpassung von Serienmo-
dulen gegenüber den ersten 
Prototypen viel günstiger 
geworden ist. 40.000 Euro 
kostet die aktuelle Ausfüh-
rung mit zwei einander zu-
geneigten Garagenhälften, 
die auf jeweils zwei Ebenen 
die Räder beherbergen. Gas-
federn in den Halterungen 
mit ausziehbaren Führungs-
schienen unterstützen das 
Anheben gerade von schwe-
ren Pedelec-Modellen. r
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VDV fordert Rettungsschirm 
und Planungssicherheit

Bus- und Bahnunternehmen müssen aufgrund der aktuell bereits 
laufenden vierten Corona-Infektionswelle auch im kommenden 
Jahr mit Einnahmerückgängen in Milliardenhöhe rechnen. Darauf 
hat das Präsidium des Verbands Deutscher Verkehrsunternehmen 
(VDV) hingewiesen. Der Verband fordert daher von Bund und Län-
dern, den Rettungsschirm zur finanziellen Unterstützung der Bran-
che weiterhin aufgespannt zu lassen, um die prognostizierten Ver-
luste auszugleichen.

Wie Hauptgeschäftsführer Oli- 
ver Wolff erklärte, „fahren die 
Unternehmen, wie politisch ge-
wünscht, immer noch nahezu 
100 % des Angebots bei aktuell 
70 bis 80 % der üblichen Fahr-
gastzahlen. Wenn wir davon aus-
gehen, dass die Nachfrage in den 
kommenden Wochen und Mo-

sei. Ein starkes ÖPNV-Angebot 
auf Schiene und Straße sei dafür 
Voraussetzung. „Wenn aber die 
Verluste für die Branche unver-
schuldet in die Milliarden gehen, 
dann drohen am Ende sogar An-
gebotseinschränkungen im Nah-
verkehr. Das darf nicht passieren 
und kann auch nicht verkehrspo-
litisches Ziel von Bund und Län-
dern sein“, machte Wolff deut-
lich.

Mobilitätswende vor Ort

Planungssicherheit für die Mo-
bilitätswende vor Ort lautet die 
Devise. Mit Blick auf einen sehr 
hohen Andrang bei den E-Bus- 
Bestellungen betonte VDV-Vi-
zepräsident Werner Overkamp: 
„Die Branche hält Wort und hat 
die Mobilitätswende vor Ort, in 
den Städten und Gemeinden, 
kraftvoll vorbereitet. Sind wir 
bisher davon ausgegangen, dass 
wir jährlich etwa 1.000 neue 
E-Busse auf Deutschlands Stra-
ßen sehen werden, können wir 
mit Blick auf die weitaus höhere 
Zahl an geplanten Fahrzeug-Neu-
bestellungen diese wohl bald er-
freulicherweise nach oben kor-
rigieren.“ Das seien, so Over-
kamp, sehr gute Signale für die 
Dekarbonisierung der Flotten in 
Deutschland, um die CO2-Emissi-

onen der Busse nochmals zu sen-
ken. Allerdings drohe jetzt eine 
Überzeichnung der Fördermittel. 

„Wir machen uns Sorgen, dass 
einige Verkehrsunternehmen ih-
re Bestellpläne wieder rückgängig 
machen könnten, wenn sich ab-
zeichnet, dass die Fördermittel des 

Bundes möglicherweise nicht aus-
reichen oder nicht kurzfristig be-
reitgestellt werden und etwa klei-
nere Unternehmen weniger stark 
berücksichtigt werden“, stellte 
Overkamp fest. „Wir brauchen 
deutschlandweit Planungssicher-
heit, um das Tempo in den großen 
Städten wie im ländlichen Raum 
hochzuhalten.“ Mit den gesetzten 
Zielen – 22,5 Prozent E-Busse bei 
Neubeschaffungen umzusetzen 
– setze sich die ÖPNV-Branche  
an die Spitze des Transformations- 

Oliver Wolff.  Bild: VDV

naten auf diesem Niveau bleibt 
oder sogar wieder leicht sinkt, 
dann fehlen der Branche im 
kommenden Jahr zwischen 1,5 
und 1,7 Milliarden Euro an Fahr-
geldeinnahmen. Dafür brauchen 
wir eine Lösung.“

Laut VDV-Präsidium besteht 
ein breiter gesellschaftlicher 
Konsens, dass dem ÖPNV ei-
ne zentrale Aufgabe beim Kli-
maschutz im Verkehr zugedacht 

prozesses des Verkehrssektors.

Verkehrswende nur  
mit mehr Schienenverkehr

Im Zuge der laufenden Koali-
tionsverhandlungen haben die 
Bahnverbände, darunter der VDV, 
nochmals dazu aufgerufen, ih-
re gemeinsamen Kernforderun-
gen zu berücksichtigen. Von über-
ragender Bedeutung für Deutsch-
land sei die Erreichung der Kli-
maschutzziele bis 2030, was im 

Verkehrssektor nur mit mehr 
Schienenverkehr gelingen kön-
ne. Die Branche müsse mit Blick 
auf die Klimaschutzziele die Fahr-
gastzahlen im Personenverkehr in 
diesem Jahrzehnt verdoppeln und 
den Marktanteil im Güterverkehr 
auf mindestens 25 Prozent erhö-
hen. Es gelte, die Infrastruktur für 
den Deutschlandtakt auszubau-
en, die Digitalisierung der Schie-
ne voranzutreiben und die Ver-
kehrswende zu forcieren. Schließ-
lich bedeute mehr Verkehr auf der 
Schiene mehr Lebensqualität für 
alle: weniger Staus, weniger Abga-
se, weniger Flächenverbrauch und 
weniger Verkehrsopfer.

Zwar seien vor allem in der ver-
gangenen Legislaturperiode die fi-
nanziellen Mittel für den Eisen-
bahnsektor deutlich aufgestockt 
worden, jedoch sei es erforderlich, 
dass die künftige Bundesregierung 
das Tempo jetzt weiter erhöht und 
der Schiene Priorität einräumt, 
heißt es. Alle Parteien hätten sich 
vor der Wahl für eine Stärkung der 
Schiene ausgesprochen. In den bis-
her veröffentlichten Ergebnissen 
der Gespräche zwischen SPD, Grü-
nen und FDP sei bezüglich der Stär-
kung des Eisenbahnverkehrs aber 
noch viel Luft nach oben, monie-
ren die Bahnverbände. DK

LEW E-Mobility-Team setzt 
bislang größten Einzelauftrag um

Die Akkus von E-Bike und Smartphone auch unterwegs an einer Ak-
kuladestation einfach und komfortabel nachladen – immer mehr 
Kommunen und Unternehmen wollen ihren Bürgerinnen und Bür-
gern, Gästen und Mitarbeitenden die Möglichkeit dazu bieten. Ak-
tuell zum Beispiel die Mitgliedskommunen der Arbeitsgemeinschaft 
fahrradfreundlicher Kommunen (AGFK) Sachsen-Anhalt: Seit kur-
zem bieten sie an insgesamt 52 Standorten eine öffentlich zugäng-
liche Möglichkeit zum „Aufladen zwischendurch“. Die Ladestationen 
für Fahrradakkus und elektronische Kleingeräte wurden von der LEW 
Netzservice GmbH gemeinsam mit der LEW Verteilnetz GmbH, bei- 
des Tochterunternehmen der Lechwerke, entwickelt und hergestellt. 
Die über fünfzig Akkuladestationen sind der bisher größte Einzelauf-
trag des LEW E-Mobility-Teams im Bereich E-Bike Ladestationen.

Die LEW-Akkuladestationen ha-
ben eine Standfläche von lediglich 
rund 30 mal 50 Zentimeter. Jede 
der rund etwa 1,8 Meter hohen 
Ladesäulen stellt vier verschließ-
bare Boxen zur Verfügung. Hier 
können E-Fahrradfahrerinnen und 
-fahrer ihren Akku und ihr Ladege-
rät einlegen und an die integrier-
te Steckdose anschließen. Zusätz-
lich ist jede Box mit einer zweiten 
Steckdose und einem USB-Lade-
anschluss zum gleichzeitigen La-
den von Smartphones, Tablets 
oder Kamera-Akkus ausgestattet. 
Die elektrolytisch verzinkten und 
lackierten Gehäuseflächen wer-

den in den Augsburger LEW-Werk-
stätten gefertigt und individuell 
nach Kundenwunsch foliert. Die 
AGFK Sachsen-Anhalt beispiels-
weise informiert darauf über ihre 
landesweite Initiative „FahrRad-
Land Sachsen-Anhalt“.

„Mit ihrer gemeinsamen Aktion 
zur Inbetriebnahme der E-Bike-La-
destationen leisten die Mitglieds-
kommunen der AGFK Sachsen-An-
halt einen beispielgebenden Bei-
trag zur Förderung der umwelt-
freundlichen Mobilität mit dem 
Elektrofahrrad“, erklärt Andreas 
Remmele, Leiter E-Mobility bei der 
LEW Netzservice GmbH. „Die über 

fünfzig Akkuladestationen sind 
der bisher größte Einzelauftrag im 
Bereich E-Bike-Ladeinfrastruktur, 
den das LEW E-Mobility-Team um-
setzen durfte. Aber die individu-
ell für Kommunen oder Unterneh-
men gefertigten LEW-Ladestati-
onen stehen auch in anderen Re-
gionen immer mehr Akku-Nutzern 
und - Nutzerinnen zur Verfügung 
– egal, ob für E-Bike, Smartphone, 
Tablet oder Kamera.“

Die kompakte Säulenvarian-
te ist nur eine der von den LEW 
E-Mobility-Experten angebo-
tenen Ladelösungen. Eine ande-
re ist die zwei Meter breite LEW 
E-Bike-Ladestation mit integrier-
tem Fahrradständer: Bis zu drei 
E-Bikes finden in Aussparungen 
des Gehäuses mit dem Vorderrad 
festen Stand und lassen sich an 
verschweißten Ösen diebstahlsi-
cher anschließen. Zu jedem Fahr-
radabstellplatz gehört zudem ei-
ne geräumige, abschließbare 
Box. Neben Akku-Ladegerät und 
Smartphone kann hier beispiels-
weise auch der Fahrradhelm si-
cher untergebracht werden. 

Einen Extra-Service bietet ei-

ne weitere Variante der LEW-La-
destationen – die DC-Akkula-
destation mit Schrankkorpus: In 
den drei abschließbaren Boxen 
sind hier die Ladekabel inklusive 
Netzteil für die gängigsten Mo-
delle von E-Bike-Akkus bereits in-
tegriert. Der Ladeservice lässt 
sich also auch ohne eigenes La-
degerät nutzen. Zudem stellt das 
Technikerteam in den LEW-Werk-
stätten auch Sonderlösungen  
her – ganz nach Wunsch und An-
forderung von Kommune oder 
Unternehmen. r

https://www.bayern-fahrplan.de/de/auskunft
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Deutlicher Appell beim 4. Wasserforum Oberpfalz:

Tiefengrundwasser 
erhalten und fördern

Wieder in Präsenz fand jüngst das vierte Wasserforum Oberpfalz 
statt, diesmal zum Thema „Herausforderungen und Strategien in 
der Wasserversorgung“. Referenten aus dem kommunalen Be-
reich, von Wasserversorgern, des Bayerischen Landesamtes für 
Umwelt und aus der Industrie informierten über die aktuellen 
Gegebenheiten bzw. konkrete Konzepte und Ansätze.

„Das Thema ist hochaktuell“, 
stellte Regierungspräsident Axel 
Bartelt in seiner Begrüßung im 
Spiegelsaal der Regierung ange-
sichts der Klimaentwicklung fest. 
Er freute sich über die Teilnah-
me von rund 80 Personen aus 
den Kommunen, der Wasserwirt-
schaft und Wasserversorger so-
wie aus der Landwirtschaftsver-
waltung und des Bauernverban-
des. „Wir müssen Hand in Hand 
für den Grundwasserschutz arbei-
ten. Der hohe Standard ist nicht 
selbstverständlich. Das Grund- 
und Trinkwasser ist endlich und 
wertvoll. Wir müssen diesen gu-
ten Status Quo erhalten“, forder-
te der Regierungspräsident. 

Besonders blickte er auf die 
Wasserschutzgebiete, die intakt 
sein müssten, um gutes Trinkwas-
ser zu liefern. In diesem Kontext 
verwies er auch auf unversehrte 

Kanäle und die zuletzt deutlich zu-
rückgehende Grundwasserneubil-
dung. Kooperation mit der Land-
wirtschaft, Beratung und Förde-
rung durch staatliche Stellen, ein 
sorgsamer Umgang mit Wasser 
seitens der Industrie und – letzt-
lich – Engagement jedes einzel-
nen Bürgers waren Bartelts vor-
geschlagene Bausteine für den 
Grundwasserschutz.

Diese Aspekte nahm Dr. Juli-
ane Thimet, Stellvertreterin des 
Geschäftsführenden Präsidialmit-
glieds im Bayerischen Gemeinde-
tag, in ihrem Vortrag „Wasserver-
sorgung als kommunale Pflicht-
aufgabe im Spannungsfeld wach-
sender Nutzungskonkurrenz“ auf: 
Trockenheit, Starkniederschläge, 
Wassermangel usw. Sie rief die 
von Ministerpräsident Dr. Mar-
kus Söder im September 2020 
einberufene „Expertenkommissi-

on Wasser“ in Erinnerung, die nun 
ein erstes Gutachten vorgelegt 
hat. Thimet brachte das Ergebnis 
auf den Punkt: „Die Fläche ist der 
maßgebliche Faktor“, der Boden 
als Grundelement für die Wasser-
neubildung.

Expertenkommission 
benennt Defizite

Die Referentin kritisierte das 
Fehlen des Begriffs „Tiefengrund-
wasser“ im Gutachten, eben-
so das Fehlen der kommunalen 
Spitzenverbände in der Kommis-
sion. Die Expertenkommission 
habe Defizite bei der Landwirt-
schaft (z.B. plattgewalzte Böden), 
zu kleine Wasserschutzgebiete,  
technische Mängel bei Anlagen 
von Kommunen (z.B. Talsperren) 
und zum Teil zu kleine Struktu-
ren bei der Wasserversorgung 
benannt. Mehr interkommunale 
Zusammenarbeit und der Erhalt 
der Wasserkompetenz in kom-
munaler Hand seien nötig. Dar- 
über hinaus müssten die Vertreter 
aus Verwaltung und Planung zum 
Dialog an einen Tisch geholt wer-

den. Einen Aspekt unterstrich die 
Referentin nochmals: den Schutz 
des Tiefengrundwassers, der ei-
sernen Wasserreserve.

Keine Entwarnung

Hier setzte Dr. Benjamin Kopp 
vom Bayerischen Landesamt für 
Umwelt in seinem Referat „Kli-
mawandel und aktuelle Grund-
wassersituation in der Oberpfalz“ 
an. Trotz eines verregneten Som-
mers 2021 gibt es für Kopp „kei-
ne Entwarnung beim Grundwas-
ser“. Auch in der Oberpfalz sei ei-
ne Temperaturzunahme (ca. 1,30° 
Celsius) und eine Abnahme der 
Niederschläge festzustellen – mit 
Konsequenzen für das Grundwas-
ser und dessen Neubildung. Die 
niedrigsten Werte der letzten 20 
Jahre bei den Messstellen seien 
2020 erreicht worden, der nasse 
Sommer 2021 werde keine nen-
nenswerte Erholung bringen. An-
gesichts des weiteren Anstiegs der 
Temperaturen hält Kopp Anpas-
sungsmaßnahmen und Manage-
mentstrategien für alle Grundwas-
sernutzungen für sinnvoll.

Die Herausforderungen in der 
Wasserversorgung erläuterte am 
Beispiel der REWAG Vorstands-
vorsitzender Dr. Torsten Briegel. 
Besonders die Lage der Einrich-
tungen zur Wassergewinnung in 
Überschwemmungsgebieten er-
fordere adäquate Strategien: 
Hochwasserschutz für die Anla-
gen, technische Verbünde, Er-
schließung neuer Gebiete zur 
Wassergewinnung, Vermeidung 
bzw. Verringerung von Stick-
stoff/Nitrat. Außerdem sei die 
Erneuerung der Netzinfrastruk-
tur nötig.

Einen interessanten Einblick, 
wie sich durch kommunales En-
gagement Hand in Hand eine zu-
kunftssichere Wasserversorgung 
aufbauen lässt, bot Alwin Märkl, 
1. Bürgermeister der Gemein-
de Freudenberg, mit seinen Aus-
führungen zur Kooperation zwi-
schen Wasserversorgern – kon-
kret zum „Wasserpakt“ zwischen 
seiner Kommune und den Stadt-
werken Amberg. „Durch innovati-
ve Ideen konnte man zusammen-
finden. Wir sind auf Augenhö-
he unterwegs, der Vertrag bietet 
Vorteile für beide Partner“, bilan-
zierte Märkl.

Den Umgang mit Kanälen in  
Wasserschutzgebieten, deren Sich- 
tung und Prüfung sowie die Ak- 
tion „Schau auf die Rohre“ stellte 
Hardy Loy vom Bayerischen Lan-
desamt für Umwelt vor. Einen in-
teressanten Beitrag aus der Indus-
trie zum Grundwasserschutz lie-
ferte Ulrich Schäfer, Head of Cor-
porate Safety and Security bei der 
Krones AG, zum Thema „Ressour-
censchonender Umgang mit Was-
ser im Betriebsablauf der Krones 
AG“. Eine „konsequente Nach-
haltigkeit“ sei, so Schäfer, eine  
Grundmaxime des Unterneh-
mens. Markus Bauer

Dr. Juliane Thimet bei ihrem Vortrag. In der vorderen Reihe Mitarbei-
ter der Regierung der Oberpfalz, Referenten der Veranstaltung und 
(Dritter von links) Regierungspräsident Axel Bartelt. Bild: Markus Bauer

Hochwasserschutz an 
Donau, Main und Alz

In Zeiten des Klimawandels ist Hochwasserschutz eine zentra-
le Zukunftsaufgabe. Im Rahmen des laufenden Gewässer-Akti-
onsprogramms baut der Freistaat an Donau, Main und Alz den 
Hochwasserschutz weiter aus. Der Startschuss durch Umwelt-
minister Thorsten Glauber erfolgte für Projekte im Polder Sand-
Entau (Landkreis Straubing-Bogen), in Hallstadt-Dörfleins (Land-
kreis Bamberg) und in Burgkirchen a. d. Alz (Landkreis Altötting). 

Der sanfte Donauausbau ist 
Bayerns größtes Hochwasser-
schutzprojekt. Beim offiziellen 
Spatenstich zum Hochwasser-
schutz im Polder Sand-Entau be-
tonte Umweltminister Glauber: 
„Die Donau ist die Lebensader 
Bayerns. Gleichzeitig kann sie 
bei Hochwasser zur Lebensge-
fahr werden. Der Polder Sand-
Entau ist eine Win-Win-Win-
Maßnahme: Wir schützen die 
Menschen vor Ort vor einem 
100-jährlichen Hochwasser. Die 
Baumaßnahme schützt durch 
den Erhalt von natürlichem 
Rückhalteraum gleichzeitig auch 
die Unterlieger. Und auch die 
Natur wird von dem Projekt pro-
fitieren.“  

Der Schutz im Donauabschnitt 
Sand-Entau besteht insbeson-
dere aus Deichrückverlegungen, 
Deicherhöhungen und Deich-
neubauten. Die Baumaßnah-
me hat ein Gesamtvolumen von 
rund 65 Millionen Euro. Sie wird 
vom Freistaat Bayern, der Bun-
desrepublik Deutschland und 
den von den Maßnahmen pro-
fitierenden Kommunen Aiterho-
fen und Irlbach finanziert. 

Ringbedeichungen

Der Hochwasserschutz im Pol-
der Sand-Entau ist Teil des Do-
nauausbaus zwischen Straubing 
und Deggendorf. Kernstück der 
aktuellen Maßnahme in Sand-
Entau bilden die Ringbedeichun-
gen rund um die Siedlungsbe-
reiche Hermannsdorf und Ain-
brach sowie Sophienhof und 
Entau. Die geplanten Deich-
neubauten bzw. -erhöhungen 
haben eine Gesamtlänge von 
rund 14 Kilometern. Neben dem 
Schutz vor einem 100-jährlichen 
Hochwasserereignis wird da-
durch gleichzeitig eine Fläche 
für rund 12 Millionen Kubikme-
tern natürlicher Rückhalteraum 
an der Donau erhalten. Auch in 
den Poldern Sulzbach, Offen-
berg/Metten und Steinkirchen 
laufen die Arbeiten zum Hoch-
wasserschutz bereits auf Hoch-
touren. 

Auch in Hallstadt-Dörfleins 
wird mit Hochdruck am Hoch-
wasserschutz der Zukunft ge-
arbeitet. Glauber zufolge wer-
den damit rund 3.600 Men-
schen und 400 Arbeitsplätze 
wirksam geschützt. „Ein schö-
ner Nebeneffekt: Auf den er-
höhten Deichen kann man künf-
tig radeln und wandern. Und wir 
schaffen umfangreichen ökolo-
gischen Ausgleich, etwa durch 
1,5 Hektar neuen Auwald. Hall-
stadt-Dörfleins gewinnt somit 
Sicherheit, Ökologie und Frei-
zeitwert.“ 

Für die Modernisierung des 
Hochwasserschutzes in Hall-
stadt-Dörfleins werden die be-
stehenden Anlagen an Main und 
Gründleinsbach ertüchtigt. Auf 
einer Länge von 3,8 Kilometern 
werden die vorhandenen Deiche 
erhöht. Rund 540 Meter lang 
sind die neuen Schutzmauern. 
Zudem werden vier Pumpwer-
ke, zwei Kleinpumpwerke und 
eine Flutmulde gebaut. Zu den 
begleitenden landschaftspfle-
gerischen Maßnahmen gehören 
beispielsweise eine Baggersee-
anbindung zum Main, die Neu-
pflanzung eines Auwalds und 
die ökologische Gestaltung des 
Gründleinbachs. In der Nähe 
des Mainschlösschens entsteht 
außerdem eine neue Aussichts-
plattform. Die Baufertigstellung 
ist für 2022 geplant. Die Ge-
samtkosten für das Projekt be-
tragen rund 12,5 Millionen Euro. 
Die Stadt Hallstadt beteiligt sich 
mit etwa 4,7 Millionen Euro, der 
Freistaat Bayern übernimmt 7,8 
Millionen Euro. 

Mehr Sicherheit für rund 200 
Häuser bedeutet der Bau neu-
er Hochwasserschutzanlagen in 
Burgkirchen a.d. Alz. Von dem 
Dreiklang aus Spundwänden, 
Hochwasserschutzwänden und 
Deichen profitiert nicht nur der 
Ortsteil Hirten. Auch die Unter-
lieger werden geschützt. Das 
Konzept zum Schutz des Orts- 
teils Hirten der Gemeinde Burg-
kirchen a.d. Alz entwickelte das 
Wasserwirtschaftsamt Traunstein. 
Die jetzt abgeschlossene Pla-
nung sieht den Schutz vor einem 
100-jährlichen Hochwasser vor. 

Für den Hochwasserschutz in 
Hirten wird ein 900 Meter lan-
ger Deich mit Innendichtung an-
gelegt. Zwischen Staatsstraße 
und Siedlungsbereich soll eine 
Hochwasserschutzwand auf ei-
ner Länge von 200 Metern an 
den Deich anschließen. Das letz-
te Stück bis zum Walder Mühl-
bach ist wieder als Hochwas-
serschutzdeich vorgesehen. Die 
Länge der gesamten Hochwas-
serschutzanlage beträgt 1.350 
Meter. Daneben sorgt beispiels-
wiese ein neues Bauwerk da-
für, dass das auf den Rückhalte-
flächen befindliche Hochwasser 
wieder Richtung Alz abfließen 
kann. Bei der gesamten Pla-
nung wurde auf den Erhalt der 
bestehenden Vegetation geach-
tet. Die Baufertigstellung ist für 
2022 vorgesehen. Die Gesamt-
kosten für das Projekt betra-
gen drei Millionen Euro. Die Ge-
meinde Burgkirchen a.d. Alz be-
teiligt sich mit etwa einer Mil-
lion Euro, der Freistaat Bayern 
übernimmt rund zwei Millionen 
Euro. DK

Wasserversorgung in Bayern – 
Bald ein knappes Gut?

Expertenkommission „Wasserversorgung in Bayern“ sieht großen Handlungsbedarf
Sinkende Grundwasserstände durch niedrige Grundwasserneubil-
dungsraten und Dürresommer sind auch in Bayern längst keine Sel-
tenheit mehr. Der Klimawandel ist spürbar und bedroht auch die 
dauerhafte Sicherstellung der Wasserversorgung. Die Bayerische 
Staatsregierung hat deshalb im vergangenen Jahr die Expertenkom-
mission „Wasserversorgung in Bayern“, bestehend aus acht Profes-
sorinnen und Professoren, einberufen. Auftrag der Kommission war 
es, Empfehlungen, Handlungsoptionen und Lösungsansätze für eine  
sichere Wasserversorgung zu erarbeiten. Der Bericht der Experten-
kommission liegt nun vor und belegt deutlich die Auffassung des  
VBEW: Die leitungsgebundene Wasserverorgung in Bayern steht 
vor großen Aufgaben. 

„Das oberste Ziel der Wasser-
versorger ist es, für Bürger*innen 
und Wirtschaft weiterhin eine 
möglichst bedarfsgerechte Ver-
sorgung mit Trinkwasser zu ge-
währleisten. Dies auch künftig si-
cherzustellen ist ein Job für Pro-
fis und kann nicht mal so eben im 
Nebenamt mit erledigt werden,“ 
stellt Detlef Fischer, Geschäftsfüh-
rer des Verbands der Bayerischen 
Energie- und Wasserwirtschaft 
e.V. – VBEW mit Blick auf die teils 
sehr kleinteilige Wasserversor-
gungsstruktur in Bayern fest.

Wasser wird mancherorts 
knapp (werden)

Der Klimawandel wirkt sich un-
ter anderem zunehmend auf die 
Niederschlagsmengen und -ver-
teilung aus. Das hat Folgen für 
die Grundwasserneubildungsra-
ten. Seit mehreren Jahren sind in 
einigen Regionen Bayerns sinken-
de Grundwasserpegelstände fest-
zustellen. Die Expertenkommissi-
on postuliert, dass durch abneh-
mende Grundwasserneubildungs-

raten in wasserarmen Regionen 
Bayerns, mittelfristig Anpassungs-
maßnahmen, beispielsweise auch 
mit dem Ausbau und Neubau von 
Talsperren, erforderlich werden. 
Die Wasserversorger müssen ihre 
Vorsorge- und Versorgungsstrate-
gie daran ausrichten. Die struktu-
rellen Bedingungen der Wasser-
versorgung in Bayern erschweren 
diese notwendigen Anpassungs-
maßnahmen. 

Die besonders kleinteilige Was-
serversorgungsstruktur in Bay-
ern hat neben Vorteilen – wie der 
räumlichen Begrenzung von Scha-
densereignissen – aufgrund der 
ständig steigenden technischen 
und administrativen Anforderun-
gen eben auch Nachteile. Es gilt 
daher, durch geeignete Formen 
der Kooperation (z. B. durch inter-
kommunale Zusammenarbeit) die 
Vorteile der vorhandenen Struk-
tur mit den Anforderungen an 
eine effiziente und zunehmend 
komplexere Wasserwirtschaft zu 
kombinieren. Wasserschutzgebie-
te zügig und adäquat ausweisen 
Bayern setzt im Vergleich zu ande-

ren Bundesländern auf vergleichs-
weise kleine Wasserschutzgebie-
te, unter der Prämisse des allge-
meinen flächendeckenden Grund-
wasserschutzes. In der Folge sind 
im Bundesdurchschnitt 12 % der 
Landesfläche als Wasserschutzge-
biete ausgewiesen, in Bayern sind 
es weniger als 5 %. Dazu kommt, 
dass dauerhaft mehrere hunderte 
Verfahren zur Überprüfung und 
Neuausweisung von Schutzgebie-
ten offen sind. 

Um auch zukünftig einen anfor-
derungsgerechten Trinkwasser-
schutz gewährleisten zu können, 
müssen diese Verfahren zügiger 
abgeschlossen werden. „Wie will 
ein Land in 19 Jahren klimaneu- 
tral werden, wenn es durch-
schnittlich schon acht Jahre benö-
tigt, um ein Wasserschutzgebiet 
auszuweisen“, fragt sich Detlef Fi-
scher. Ebenso gilt es, die Ressour-
ce Wasser vor einer zunehmen-
den Flächen- und Rohstoffnut-
zungskonkurrenz zu schützen. Ge- 
werbliches, land- und forstwirt-
schaftliches Bauen ist in Wasser-
schutzgebieten zu vermeiden. 
Auch diese Forderungen des 
VBEW unterstützt die Experten-
kommission in ihrem Gutachten.  
Nur durch adäquate Wasser-
schutzgebiete kann die Ressource 
Wasser dauerhaft vor anthropoge-
nen Einflüssen geschützt werden. 

Wassercent mit zweifelhafter 
Lenkungsfunktion

Auf Vorschlag der Experten-
kommission und mit Ankündi-
gung des bayerischen Minister-
präsidenten Dr. Markus Söder in 
seiner Regierungserklärung vom 
21.07.2021, soll in Bayern der so-
genannte Wassercent eingeführt 
werden. Ein Wasserentnahme-
entgelt, über das eine Lenkungs-
funktion hin zu einem sorgsa-
meren Umgang mit der Ressour-
ce Wasser erwirkt werden soll. 
„Grundsätzlich stehen wir der Ein-
führung eines Wassercents kri-
tisch bis ablehnend gegenüber 
und zweifeln vor allem die ange-
strebte Lenkungswirkung, hin zu 
einem sorgsameren Umgang mit 
der Ressource Wasser, an. 

Dies gilt insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass besonders in-
tensive Wassernutzer wie die 
Landwirtschaft und vermutlich 
auch die Industrie durch Ausnah-

men privilegiert werden sollen“, 
erklärt Detlef Fischer. Sollte der 
Wassercent dennoch eingeführt 
werden, müssen die möglichst 
unbürokratisch erhobenen Mit-
tel zielgerichtet für Maßnahmen 
zur Sicherstellung und zum Schutz 
der Trinkwasserressourcen einge-
setzt werden.

Wasser geht uns alle an!

„Wir müssen die Versorgung 
mit Trinkwasser jetzt nachhaltig 
sichern, nicht nur für uns, son-
dern vor allem auch für künftige 
Generationen“, mahnt Detlef Fi-
scher. Das gemeinsame Ziel muss 
eine nachhaltige Nutzung unserer 
Wasserressourcen sein, im priva-
ten Bereich, aber vor allem auch 
in der Landwirtschaft und der In-
dustrie. Dazu muss die Bevölke-
rung für den Wert des Wassers 
und einen sorgsamen Umgang 
mit dieser kostbaren Ressource 
verstärkt sensibilisiert werden. 
Das müsste doch auch ohne eine 
künstliche Verteuerung des Was-
sers hinzubekommen sein. r

Novellierung der Abwasserabgabe
Der Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) 
kritisiert Überlegungen in den derzeit laufenden Koalitionsver-
handlungen zur Einführung einer flächendeckenden vierten Ab-
wasserreinigungsstufe, die über eine novellierte Abwasserabga-
be finanziert werden soll. Damit würde das Verursacherprinzip 
mit Blick auf Gewässerverunreinigungen mit Füßen getreten. 

Hierzu erläutert Martin Wey- 
and, BDEW-Hauptgeschäftsfüh-
rung Wasser/Abwasser: „Mit ei-
ner Novellierung der Abwasser-
abgabe müssten Bürgerinnen und 
Bürger unabhängig vom Einkom-
men allein die Kosten für die Ein-
führung zusätzlicher Reinigungs-
stufen in der Abwasserentsor-
gung zahlen, obwohl sie für die 
Herstellung der zu entfernenden 
Stoffe ursächlich nicht verant-

wortlich sind. Diese Kosten sind 
erheblich: Bei einer flächende-
ckenden Einführung der vierten 
Reinigungsstufe in Deutschland, 
wie sie derzeit in den Koalitions-
verhandlungen diskutiert wird, 
können auf die Bürger Mehrbe-
lastungen von bis zu 20 Prozent 
zukommen. Das wäre zum einen 
unsozial und bedeutet zum ande-
ren für die Hersteller eine „Lizenz 
zur Verschmutzung.“ r
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Gesunder Boden bringt gutes 
Grund- und Trinkwasser 

Feldtage der Kooperation  
Trinkwasserschutz Oberpfälzer Jura 

Der Boden- sowie der Trink- und Grundwasserschutz standen im 
Zentrum der drei Feldtage 2021, die in den Gemeinden Maxhüt-
te-Haidhof und Hemau die Kooperation Trinkwasserschutz Ober-
pfälzer Jura anbot. Landwirte, Vertreter von Wasserversorgern 
und der Landwirtschaftsämter wohnten dabei den Vorträgen und 
den Präsentationen auf den Feldern der drei Projektbetriebe bei.

Der 1. Vorsitzende der Koope-
ration, Franz Herrler, wies auf die 
künftige und ab 2023 verbindli-
che Trinkwasserverordnung hin, 
die mehr Untersuchungen nötig 
machen wird. Ebenso betonte er 
die Bedeutung des Bodens – un-
ter anderem auch für die Grund-
wasserneubildung. 

Ein ausgewiesener Boden-Fach-
mann, Dipl.-Agraringenieur Chris- 
toph Felgentreu (Mitglied des 
Vorstands in der IG gesunder Bo-
den e.V.), beleuchtete den neu-
en Kooperationsvertrag aus fach-
licher Sicht. Er ging besonders 
auf den Bodenschutz und die er-
weiterte Bodenuntersuchung als 
Werkzeug für die Landwirtschaft 
und den Grundwasserschutz ein. 
Die Ziele seien nur „gemeinsam 
mit allen Landwirten“ erreichbar, 
wobei „die individuellen Bedürf-
nisse und Besonderheiten der 
Betriebe“ zu berücksichtigen sei-
en und alle Beteiligten voneinan-
der lernen könnten. 

Felgentreu verwies auf die un-
terschiedlichen geologischen Ge-
gebenheiten und Naturräume, 
auf den Kohlenstoff und dessen 
Bedeutung und auf den Boden-
aufbau bzw. dessen Entwicklung. 
„Der Boden ist ein Organismus, 
der atmet. Ohne Bodenbearbei-
tung geht Landwirtschaft nicht“, 
gab er quasi als Maxime vor. Ne-
ben der Behandlung durch den 
Menschen sei aber auch die Na-
tur, die „Arbeit“ der Tiere im Bo-
den, wichtig – etwa für den Hu-
mus-Aufbau. Angesichts der Re-
duzierung chemischer Produkte 
gewinne die natürliche Abwehr 
von Pflanzen gegen Schädlinge an 
Bedeutung, ebenso die Optimie-
rung des Nährstoffmanagements 
(z.B. durch geeignete Zwischen-
früchte), eine dichtere Durchwur-
zelung des Bodens und die Redu-
zierung von Umweltbelastungen. 

Als zentral sieht der Ingenieur 
die biologischen Prozesse im Bo-
den („Pilze fördern, Humus-Ab-
bau reduzieren!“) und den Einsatz 
entsprechender Technik (pfluglo-
se Systeme). Als weiteren Grund-
satz schrieb er den Zuhörern 
„Qualität vor Ertrag“ ins Stamm-
buch. „Ein langer Atem ist nö-
tig“, fasste Felgentreu zusammen 
und motivierte zu einer stärke- 

ren Be(ob)achtung des Bodens.
Die beim Beratungskonzept der 

Kooperation zu berücksichtigen-
den einzelbetrieblichen  Beson-
derheiten beleuchteten Martin 
Prey und Christian Fuchsgruber 
von der BBVLandSiedlung GmbH. 
Dies betraf Aspekte der Landbe-
schaffenheit und Naturschutzauf-
lagen. „Wir raten, mit kleineren 
Flächen zu beginnen“, gab Prey 
als Tipp. Sein Kollege Fuchsgruber 
rückte die Bodengare, also den 
Idealzustand eines fruchtbaren 
Bodens, in den Mittelpunkt, aber 
auch die Regenwürmer sowie für 
die Neubildung von Grundwas-
ser wichtige Faktoren (Zwischen-
frucht, Versickerung, Bodenbe-
deckung, usw.). „Das Ziel muss 
ein sauberes Grundwasser sein“, 
schloss Fuchsgruber.

Über die hydrogeologischen Zu-
sammenhänge informierten Dip-
lom-Geologin Evi Anders und Di-
plom-Agraringenieur Felix Sch-
mitt. Anhand des im zweiten Teil 
besuchten Feldes beschrieben sie 
die Lage der Brunnen, die enge-
re und weitere Wasserschutzzo-
ne, die örtlichen Besonderheiten 
(Karstgebiet, Dolinen, Oberflä-
chenabfluss und -entwässerung) 
und gaben erste Ratschläge für 
die Bodenbearbeitung.

Den Praxisteil begleiteten wir 
auf dem Feld des Musterbetriebs 
von Josef Höss, der in Grafensta-
del (Stadt Hemau) 50 Hektar (da-
von 30 Hektar Acker) bewirtschaf-
tet. Seit zwei Jahren hat er auf 
biologische Landwirtschaft um-
gestellt und damit auch die Be-
arbeitung seiner unterschiedli-
chen Böden etwas verändert. 
Bei den Zwischenfrüchten wa-
ren seine Erfahrungen noch et-
was durchwachsen. Die Gege-
benheiten eigneten sich aber gut 
für pH-Wert-Messungen von Bo-
denproben mit Erläuterung der 
chemischen Struktur sowie Dün-
gevorschlägen. Ein Katalasetest 
(Bakterienkulturen) stand ebenso 
auf dem Programm wie der Ring-
test (Versickern von Wasser). Au-
ßerdem wurde der aktuelle Stand 
der drei hier angesäten Zwischen-
frucht-Mischungen, welche die 
Kooperation selbst im Angebot 
hat, in Augenschein genommen.
 Markus Bauer

Bauministerium und Wasserwacht-Bayern:

Unterstützung für Kommunen 
beim Schwimmunterricht

120 Millionen Euro Förderung für Sanierung der bayerischen Schwimmbäder

Bayerns Bauministerin Kerstin Schreyer und der Landesvorsit-
zende der Wasserwacht-Bayern, Thomas Huber, unterstützen 
die Kommunen dabei, Schwimmunterricht anzubieten. „Die flä-
chendeckende Versorgung mit Schwimmbädern ist die grundle-
gende Voraussetzung, dass Kinder und Jugendliche gefahrlos das 
Schwimmen erlernen können. Insbesondere für kleine und mitt-
lere Kommunen ist es häufig finanziell eine große Herausforde-
rung, ihre Schwimmbäder zu sanieren und zukunftsfähig her-
zurichten,“ betont die Bauministerin. Der Freistaat stehe dabei 
jedoch eng an der Seite der Städte und Gemeinden. 

Laut Schreyer „haben wir im 
Sonderprogramm Schwimmbad- 
förderung aktuell noch Förder-
gelder, mit denen wir die Kom-
munen bei der Erfüllung dieser 
Herausforderung unterstützen 
können. Ich lade daher die Kom-
munen ein, sich mit den jeweili-
gen Bezirksregierungen für ers-
te Sanierungsgespräche in Ver-
bindung zu setzen.“

Thomas Huber, Landesvorsit-
zender der Wasserwacht-Bayern: 
„Der Bädererhalt in Bayern ist es-
senziell für das überlebensnot-
wendige Schwimmen lernen. Nur 
mit ausreichend vorhandenen 
Schwimmbadkapazitäten können 
Schwimmkurse stattfinden. Die 
Corona-Pandemie hat eine große 
Lücke bei der Schwimmfähigkeit 
der Kinder hinterlassen. Ohne die 
notwendigen Schwimmflächen, 
können wir die große Nachfrage 
an Schwimmkursen nicht bewäl-

tigen - unsere Ausbilderinnen und 
Ausbilder der Wasserwacht-Bay-
ern stehen jedenfalls bereit.“

Sonderprogramm

Die schwierige Situation vieler 
kommunaler Bäder ist der Baye- 
rischen Staatsregierung be- 
wusst. Im Sonderprogramm 
Schwimmbadförderung wurden 
im Jahr 2019 daher insgesamt 
120 Millionen Euro für die Sa-
nierung kommunaler Bäder be-
reitgestellt. Förderfähig sind al-
le Bäder, die in keinem ande-
ren staatlichen Programm ge-
fördert werden können und in 
denen Schulschwimmen oder 
Schwimmkurse angeboten wer-
den. Insbesondere Freibäder 
können so gefördert werden. 
Das Programm läuft vorerst bis 
Ende 2024, im laufenden Jahr 
stehen noch ausreichend Mittel 

zur Verfügung. Die Bezirksregie-
rungen wickeln das Programm 
ab und beraten die Kommunen 
zur Sanierung ihrer Bäder und 
zur Antragsstellung.

Die Förderung beträgt bis zu 
55 Prozent der Sanierungskos-

ten von Schwimmbecken, Um-
kleiden und Technikbereichen, 
je nach finanzieller Leistungs-
fähigkeit der jeweiligen Kom-
mune. Bei einer Kommune mit 
durchschnittlicher Leistungsfä-
higkeit wird ein Viertel der för-
derfähigen Kosten übernom-
men. Interkommunale Lösun-
gen können einen Förderbonus 
von 10 Prozent erhalten. Auch 
Rückbauten und Flächenredu-
zierungen, die die Unterhalts-
kosten senken, werden geför-
dert, nicht aber Sauna- und Gas-
tronomiebereiche oder reine 
Sprung- und Wellenbecken. r

Mehr Freiheit für die  
Fische in der Baunach

Der WWF Deutschland hat in Zusammenarbeit mit dem Wasser-
wirtschaftsamt Kronach das „Leucherhof“-Wehr an der Baunach  
entfernt. Trotz ihres teilweise unberührten Verlaufs leidet die 
Baunach unter Sedimenteinträgen aus den umliegenden Feldern 
und der Zerschneidung durch Querbauwerke. 

Das „Leucherhof“-Wehr wurde 
früher zur Be- und Entwässerung 
von Wiesen genutzt. Eigentlich 
hätte der ursprüngliche Besitzer, 
eine Wiesenbewässerungsge-
nossenschaft, das Wehr abbauen 
müssen, nachdem es nicht mehr 
benötigt wurde. Aber die Genos-
senschaft war schon lange nicht 
mehr aktiv und konnte daher kein 
Geld investieren, um der Natur 
ein Stück Freiheit zurückzugeben.

Mitte September begannen 
daher die vom Wasserwirtschaft-
samt in Auftrag gegebenen und 
vom WWF Deutschland finan-
zierten Baggerarbeiten im Fluss. 
Walter Haderlein vom WWA 
Kronach erklärte hierzu: „Das 
Wehr hatte keinen Nutzen mehr 
und so konnten wir es in Zusam-
menarbeit mit dem WWF entfer-
nen.“ Stein für Stein wurde ab-
getragen, bis die Barriere ver-
schwunden war, und das Wasser 
nach fast 150 Jahren wieder frei 
fließen konnte. Was für ein Ge-
fühl der Freiheit! Freiheit für den 
Fluss, der sich frei entfalten kann. 
Freiheit für die Fische, die nun 
wieder ungehindert wandern 
können. Und auch die Menschen, 
die jetzt am Ufer des Flusses sit-
zen und die natürlichen Verände-
rungen des Lebensraumes und 
seine Wechselwirkung mit der 
Aue beobachten können profi-
tieren von der Maßnahme. „Es ist 
sehr wichtig einmal die Themen 
„Gewässer- und Fischökologie“ in 
die Öffentlichkeit zu bringen“, er-
klärte Dr. Thomas Speierl von der 
Fischereifachberatung des Be-
zirks Oberfranken, welcher eben-
falls die Maßnahme ausdrücklich 
befürwortete.

Man darf gespannt sein, wie 

sich die Strecke künftig entwi-
ckelt: Welche Fischarten profitie-
ren? Welche Libellen stellen sich 
ein? Und wird der Eisvogel bald 
seine Bruthöhlen am steilen Flus-
sufer anlegen?

Gelungene Maßnahme

Nach dem Rückbau ist eine 
freie Fließstrecke von mehr als 
sechs Kilometern entstanden. 
„Wir freuen uns sehr über die-
se gelungene Maßnahme. So 
können wir unsere schöne Na-
tur in und um Baunach weiterhin 
nachhaltig schützen. Außerdem 
sind frei fließende Flüsse immer 
auch ein natürlicher Hochwas-
serschutz“, bekräftigte auch Bür-
germeister Tobias Roppelt das 
Projekt. Mit der Entfernung des 
„Leucherhof“ Wehrs ist erst der 
Anfang gemacht, weitere Rück-
bauten sollen folgen – in Bayern 
und andernorts.

An den bayerischen Flüssen 
gibt es fast 6600 Wehre, von de-
nen über 900 baufällig sind. Ver-
mutlich werden viele dieser bau-
fälligen Barrieren nicht mehr 
genutzt. „Sie könnten die ers-
ten sein, die entfernt werden“, 
meint Sigrun Lange vom WWF 
Deutschland. „Ein staatlicher 
Rückbaufonds wäre dringend 
notwendig, um Barrieren Drit-
ter beseitigen zu können, für die 
niemand belangt werden kann 
oder deren Rückbau nachweis-
lich eine zu hohe Belastung für 
die jeweiligen Eigentümer dar-
stellen würde.“ So bleibt nur zu 
hoffen, dass das Baunach-Pro-
jekt ein Startschuss für Rückbau-
maßnahmen in ganz Bayern bzw. 
Deutschland wird. r

Abwasser-Innovationspreis 
2022: jetzt bewerben!

Die optimale Reinigung von Abwasser und die Sanierung von Ka-
nälen sind ein großes Anliegen des Freistaats. Für die Entwick-
lung und den Einsatz neuer Technologien und Verfahren wird 
jetzt unter der Schirmherrschaft von Umweltminister Thorsten 
Glauber zum sechsten Mal der Abwasser-Innovationspreis aus-
gelobt. Gesucht werden innovative Verfahren und zukunftswei-
sende Konzepte zur Abwasserentsorgung in ganz Bayern. 

Mit dem Abwasser-Innovationspreis 2022 können Projekte 
ausgezeichnet werden, die noch nicht begonnen wurden, de-
ren Realisierung bereits absehbar ist und für die keine weite-
re Förderung beantragt ist. Gemeldet werden können innova-
tive Verfahren aus den Bereichen Kanalsanierung, Misch- und 
Regenwasserbehandlung, Erhöhung der Energieeffizienz auf 
Kläranlagen, Energiegewinnung aus Abwasser, Ertüchtigung 
von Kläranlagen im ländlichen Raum, weitergehende Abwas-
serreinigung in Kläranlagen und Projekte zum weitgehenden 
Regenrückhalt in Siedlungsgebieten („Schwammstadt“).
Interessierte Bewerber können bis zum 1. Juli 2022 Wettbe-
werbsunterlagen einreichen. Bis zu fünf Teilnehmer können ei-
ne baubegleitende Förderung über insgesamt bis zu drei Millio-
nen Euro erhalten. Zusätzlich können bis zu fünf Vorschläge mit 
insgesamt bis zu 20.000 Euro prämiert werden. Die Planer der 
ausgezeichneten Projekte erhalten eine Anerkennungsprämie. 
Weitere Infos: http://www.wasser.bayern.de r

https://www.tvbayernlive.de/
https://www.tvbayernlive.de/
https://www.stmuv.bayern.de/themen/wasserwirtschaft/index.htm
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Jahrestagung des bvse:

Recycling 
ist gelebter Klimaschutz

Mehr als 350 Unternehmer kamen auf der bvse-Jahrestagung in 
Marienfeld/Ostwestfalen-Lippe zusammen, um sich mit der Zu-
kunft der Recyclingbranche zu befassen. „Wir stehen vor einer Zei-
tenwende. Recycling ist gelebter Klimaschutz und eine erfolgreiche 
Volkswirtschaft kann nur als nachhaltige Kreislaufwirtschaft Zu-
kunft haben. Die Recycling-, Sekundärrohstoff- und Entsorgungs-
wirtschaft kann hier einen großen Beitrag leisten“, beschrieb der 
neugewählte Verbandspräsident Henry Forster seine Motivation 
für die Arbeit der kommenden Jahre.

Für Forster, der die Nachfol-
ge von Bernhard Reiling antrat, 
der den mit 980 Mitgliedsun-
ternehmen größten Recycling- 
und Entsorgerverband Europas 
neun Jahre führte, sind die klei-
nen und mittleren Unterneh-
men das Rückgrat und die Zu-
kunft der Branche. Danach wer-
den wir auch in Zukunft unsere 
Arbeit ausrichten“, erklärte der 
frischgewählte Präsident. Klima- 
und Ressourcenschutz sowie die 
Versorgung der Industrie mit Se-
kundärrohstoffen seien zentrale 
Aufgaben einer modernen Kreis-
laufwirtschaft, die weitaus mehr 
als bisher in den Alltag von Wirt-
schaft, Verwaltung und Privat-
haushalten integriert werden 
müsse, so Forster mit Blick auf 
die neue Bundesregierung. Um-
so wichtiger sei es für die Bran-
che, dass die politischen Rah-
menbedingungen verlässlich und 
klug gestaltet werden. „Darauf 
sind unsere Unternehmen ange-

wiesen, die nur dann ihre Innova-
tions- und Schaffenskraft entfal-
ten können.“

Den branchenrelevanten Blick 
auf künftige Herausforderungen 
für Kreislaufwirtschaft und Kli-
maschutz lenkte Dr. Alexander 
Janz, Abteilungsleiter im Um-
weltbundesamt. Janz verwies da-
bei auf einige Umweltprobleme, 
die zum Teil durch menschliches 
Eingreifen weiter verstärkt oder 
in ihrer Belastbarkeit noch nicht 
erkannt und definiert wurden.

Methan-Emissionen  
deutlich gesenkt

Tendenziell befindet man sich 
hierzulande auf dem richtigen 
Weg, um Treibhausgas-Emissio-
nen zu senken, konstatierte Janz. 
Dazu habe unter anderem der 
Abfallsektor seinen Beitrag ge-
leistet. Dessen CO2-Ausstoß sei 
zwischen 1990 und 2020 von 
rund fünf Prozent auf 0,5 Prozent 

gesunken und werde 2030 ver-
mutlich null erreichen. Zudem 
hätten sich in diesem Zeitraum 
die Methan-Emissionen der deut- 
schen Deponien und biologi-
schen Behandlungsanlagen von 
40 auf 10 Millionen Tonnen re-
duziert. Auch habe die Substi-
tution von Primär- durch Sekun-
därstoffe beispielsweise beim 
Schrottrecycling eine Energieein-
sparung von 90 Prozent bewirkt. 

Ein weiterer Themenblock 
drehte sich um das wichtige The-
ma „Design4Recycling“. Gunda 
Rachut, Vorstand der Stiftung 
Zentrale Stelle Verpackungsre-
gister, trug hierzu mit Informa-
tionen zu Status, Planung und 
Ziel der Zentralen Stelle bei, ehe 
der Geschäftsführer der Reclay 
Group, Dr. Fritz Flanderka, Be-
trachtungen zur „Ökologisierung 
von Beteiligungsentgelten an 
Dualen Systemen“ anstellte. Sei-
ner Meinung nach sind Zuschlä-
ge zu Beteiligungsentgelten in je-
dem Fall umsetzbar und zielfüh-
rend und gemeinsam mit Litte-
ring-Abgabe und Plastiksteuer 
eine Herausforderung.

Verpackungsgesetz 
auf dem Prüfstand

In einer Diskussionsrunde unter 
der Moderation von bvse-Haupt-
geschäftsführer Eric Rehbock 
stand abschließend das Verpa-
ckungsgesetz auf dem Prüfstand. 
Die Gastredner Gunda Rachut 
und Dr. Fritz Flanderka sowie bv-
se-Präsident Henry Forster, Vize-
präsident Dr. Herbert Snell und 
der Vorsitzende des Fachverban-
des Glasrecycling, Marc Uphoff,  
lieferten sich dabei einen kon- 
troversen Meinungsaustausch zu 
„mehr Recycling, mehr Qualität 
und mehr Recyclateinsatz“.  DK

Gemeinsam 
für mehr Klimaschutz

TV BAYERN LIVE* wird 50. Partner der Bayerischen Klima-Allianz

Die Bayerische Klima-Allianz wächst weiter: Bayerns Umweltminis-
ter Thorsten Glauber freut sich über TV BAYERN LIVE* als 50. Part-
ner. Glauber betonte heute bei der Unterzeichnung der Beitritts-
erklärung in Augsburg: „Klimaschutz schaffen wir nur gemeinsam. 
Wir brauchen starke Partner. Zusammen wollen wir das Bewusst-
sein für das Thema Klimaschutz stärken, für nachhaltigen Umgang 
mit Ressourcen sensibilisieren und klimafreundliches Verhalten för-
dern. Mit viel Engagement und Überzeugung widmet sich TV BAY-
ERN LIVE* seit mehr als 12 Jahren dem Umwelt- und Klimaschutz. 
Das Magazin erreicht mit seiner Berichterstattung Millionen Men-
schen in Bayern. TV BAYERN LIVE* ist ein regionaler Sender mit 
Herz. Ich freue mich sehr, das bayerische Regionalmagazin als jüngs-
ten Partner der Klima-Allianz zu begrüßen.“

Für Dr. Bernhard Hock, Ge-
schäftsführer von TV BAYERN 
LIVE* und der rt1.media group, 
ist die Aufnahme in die Baye-
rische Klima-Allianz sehr wich-
tig: „Als Partner der Bayerischen 
Klima-Allianz wird TV BAYERN 
LIVE* seinen Beitrag zu den Zie-
len der Bayerischen Staatsre-
gierung im Bereich Klimaschutz, 
Energiewende und Nachhaltig-
keit leisten. 

Aktive Aufklärung über  
Umwelt- und Klimaschutz

TV BAYERN LIVE* selbst strebt 
an, bis 2030 klimaneutral zu wer-
den.“ Der Bedarf an Informati-
onen über Klima, Energie und 
Nachhaltigkeit ist ein Anliegen 
der Zuschauer, dem TV BAYERN 
LIVE* gerne nachkommt. Damit 
trägt das bayerische RTL-Fens-
ter zur aktiven Aufklärung über 
Themen des Umwelt- und Klima-
schutzes bei.

„Unsere Zuschauerinnen und 
Zuschauer sind seit vielen Jah-
ren interessiert an diesen The-
men und wir suchen für sie stets 
nach neuen Ansätzen zum Nach-
machen. Doch nur darüber zu 
berichten ist uns zu wenig – des-
halb setzen wir gemeinsam mit 
den 14 bayerischen Regionalsen-
dern alles daran, unseren ökolo-
gischen Fußabdruck zu minimie-
ren“, so Programmleiter Maxi-
milian von Rossek. TV BAYERN 
LIVE* legt großen Wert auf ener-
gieeffiziente und umweltgerech-
te Ausstattung und Arbeitsweise: 
Dank umfangreicher Home-Of-
fice Möglichkeiten und dezent-
ralen Redaktionen werden Emis-
sionen eingespart. Durch die An-
schaffung von Lastenräder für 
die Anreise zu Drehs innerhalb 
Münchens werden CO2-Emissi-
onen weiter reduziert. Eine fast 
90-prozentige elektronische Ar-
beitsweise spart ebenfalls Roh-
stoffe ein. r

v.l. Maximilian von Rossek, Programmleiter TV BAYERN LIVE*, Jo-
hannes Muhr, Geschäftsführer TV BAYERN GMBH und TV Bayern 
Programmges.mbH, Umweltminister Thorsten Glauber, Horst Rettig, 
Geschäftsführer münchen.tv und TV Bayern Programmges. mbH und 
Sebastian Wutschik, Prokurist bei RT.1 als Vertretung für Dr. Bernhard 
Hock. Bild: TV BAYERN LIVE*

Peißenberg und Fürstenfeldbruck:

„Klimaaktive Kommunen 2021“
Das Bundesumweltministerium hat neun Kommunen als Sieger des 
Wettbewerbs „Klimaaktive Kommune 2021“ ausgezeichnet, darun-
ter die bayerischen Städte Peißenberg und Fürstenfeldbruck. Die 
Siegerehrung fand im Rahmen der Kommunalen Klimakonferenz 
statt, die das BMU dieses Jahr als Hybridveranstaltung unter dem 
Motto „Handlungsdruck trifft Tatkraft – Klimaaktive Kommunen auf 
dem Weg“ durchführte.

Der in der Kategorie „Ressour-
cen- und Energieeffizienz“ aus-
gezeichnete Markt Peißenberg 
zeigt mit seinem Projekt „Ener-
gieautarke Kläranlage“, welche  
Energieeinsparpotenziale in Klär- 
anlagen stecken und wie diese 
genutzt werden können. So wird 
z. B. in einem Blockheizkraftwerk 
aus Faulgas Energie gewonnen: 
Mit dem Strom wird das Elekt-
ro-Dienstfahrzeug aufgeladen,  
mit der Abwärme ein nahgele-
genes Mehrfamilienhaus mit- 
versorgt. 

Co-Vergärung im Visier

Die Beheizung eines Werk-
statt- und Chemikaliengebäu-
des funktioniert ebenfalls mit 
Abwärme, diesmal von Druck-
lufterzeugern der Belebungs-
becken, den größten Energie-
verbrauchern einer Kläranlage. 
Die Zuluft für diese Drucklufter-
zeuger wird über einen unter-
irdischen Erdkanal vorgekühlt, 
was zusammen mit der Abwär-
menutzung und dem Einsatz ei-
nes hocheffektiven Rühr- und 

Belüftungssystems zu großen 
Energieeinsparungen führt. Da-
rüber hinaus setzt man in Pei-
ßenberg auf Co-Vergärung. Da-
bei werden den Fäkalien Bioab-
fälle beigemischt, wie Fette aus 
Fettabscheidern oder der Aus-
stoß aus einer Molkerei. Durch 
diese zusätzliche Nahrungs-
quelle für die Mikroorganismen 
steigert sich die Gasprodukti-
on und der Ertrag an Strom und 
Wärme. 

Innovative Maßnahmen 
zur Effizienzsteigerung

Durch die kontinuierliche Op-
timierung des Eigenverbrauchs 
und innovative Maßnahmen zur 
Effizienzsteigerung ist es in Pei-
ßenberg gelungen, den Strom-
bedarf der Kläranlage zu über 70 
Prozent und den Wärmebedarf 
zu 100 Prozent aus nachhaltiger, 
selbst erzeugter Energie zu de-
cken. Die umgesetzten Maßnah-
men bewirken eine CO2-Einspa-
rung von über 180 Tonnen pro 
Jahr.

Klimafreundliche Mobilität

Die Große Kreisstadt Fürsten-
feldbruck wurde in der Kategorie 
„Klimafreundliche Mobilität“ für 
das Projekt „Lastenräder für alle 
– Verleih und Förderprogramm“ 
geehrt. Mit der Möglichkeit, ein 
Lastenpedelec mehrere Tage 
kostenfrei zu testen, wird ein An-
reiz zur Anschaffung eines eige-
nen Fahrrads als Alternative zum 
Auto geschaffen.

Konkret können seit 2019 Pri-
vathaushalte, gemeinnützige Or-
ganisationen und städtische Ge-
werbebetriebe für die Anschaf-
fung unterschiedlicher Fahrrad-
typen wie Pedelecs, (E-)Dreiräder 
oder Elektro- Kleinkrafträder, 
aber auch Lastenpedelecs, Las-
tenfahrräder sowie Fahrradan-
hänger einen Zuschuss bean-
tragen. Die Stadt übernimmt 25 
Prozent der Anschaffungskosten, 
maximal 1.000 Euro. Wenn das 
geförderte Elektro-Kleinkraftrad 
nachweislich mit Strom aus 100 
Prozent erneuerbaren Energien 
geladen wird, gibt es zudem eine 
einmalige Klimaprämie im Wert 
von 200 Euro.

Um den Umstieg auf ein Las-
tenfahrrad populärer und das 
Förderprogramm noch bekann-
ter zu machen, stehen seit Sep-
tember 2020 zentrumsnah zwei 
mit farbigen Info- Aufklebern 
versehene Lastenräder bereit. 
Bürger und Gäste der Stadt kön-
nen die Räder bis zu drei Tage 
lang kostenfrei ausleihen und 
ausgiebig testen, ein technisches 
Briefing vor Antritt der Fahrt ist 
ebenfalls inklusive. Gern nutzen 
die Mitarbeiter der Stadtverwal-
tung die Lastenräder auch für ih-
re Dienstwege. 

Wie Bundesumweltministerin 
Svenja Schulze betonte, „brau-
chen wir tatkräftige Kommu-
nen, um unsere Klimaschutzzie-
le zu erreichen. Kommunales En-
gagement schützt das Klima und 
bindet Bürgerinnen und Bürger, 
ortsansässige Unternehmen und 
lokale Akteure bei der notwendi-
gen Transformation unserer Ge-
sellschaft ein. Durch herausra-
gende Klimaschutzprojekte ge-
hen Kommunen als Vorbild vor- 
an und leisten einen wichtigen 
Beitrag für mehr Lebensqualität 
vor Ort.“ DK

Die Preisträgerteams aus Fürstenfeldbruck (r.) und Peißenberg mit Gratulierenden. Bilder: Peter Himsel/Difu

Zwei Mitarbeiter des Städtischen Betriebshofs beim Anbringen der 
Pfandring- und Pfandflaschenhalter. Bild: Stadt Kempten

Pfandringe in Kempten
Anfang November hat die Testphase für die Pfandringe in der 
Stadt Kempten begonnen. Es sind drei verschiedene Systeme im 
Einsatz: Sammelkisten, Pfandringhalter, Pizzabox mit Pfandfla-
schenhalter. Folgende Standorte wurden für den Testversuch ge-
wählt: Vier Sammelkisten in der Fußgängerzone, eine Sammel-
kiste am Hildegardplatz und eine an der Kirche St. Ulrich; drei 
Pfandringhalter im Stadtpark an den drei Unterflurabfalleimern; 
jeweils eine Pizzabox mit Pfandflaschenhalter am August-Fi-
scher-Platz und am St.-Mang-Platz.

Statt Pfandflaschen und 
Pfanddosen in den öffentlichen 
Mülleimer zu werfen, können 
Passanten diese ab sofort gut 
sichtbar in die Pfandflaschenhal-
ter stellen. Dadurch soll die Wür-
de der Menschen, die sich durch 
Pfandsammeln ein Zubrot ver-
dienen, geschützt und ihnen das 
Wühlen in den Mülleimern er-
spart werden. 

Die Bürgerinnen und Bürger 
können die Halterungen als so-
ziales Angebot und Ansatz von 
Fürsorglichkeit gegenüber Be-
dürftigen sehen, denn die Halte-
rungen generieren Bewusstsein 
für die Thematik Armut und Be-
dürftigkeit.

Gleichzeitig möchte die Stadt 
Kempten damit auch Verschwen- 
dung vermeiden, weil zu viele 

Ressourcen wie Pfandflaschen 
im Abfall landen. Durch die öf-
fentliche Sichtbarkeit wird deut-
lich, dass Pfandflaschen kein Ab-
fall, sondern durch Ihre Wieder-
verwendung wertvolle Ressour-
cen sind. Die Pizzasammelbox 
dient der Vermeidung von nicht 
nutzbaren Mülleimern, da ein 
quer eingesteckter Pizzakarton 
den gesamten Mülleimer blo-
ckiert.

Testlauf über mehrere Monate

Der Testlauf ist für mehrere 
Monate geplant und dient dazu, 
Erfahrungen zu sammeln, wie 
die Pfandringe und Pizzasam-
melboxen in der Stadt Kempten 
von der Bevölkerung angenom-
men werden. r

Festakt in Landshut: 

20 Jahre Naturschutzgebiet 
Standortübungsplatz

Mit einem Festakt unter freiem Himmel wurde in Lands-
hut das 20-jährige Bestehen des Naturschutzgebiets Stand-
ortübungsplatz gefeiert. Die ehemalige „Panzerwiese“ mit 
rund 280 Hektar Fläche wurde nach dem Abzug der Bundes-
wehr aus der Bezirkshauptstadt zu einem der größten Natur-
schutzgebiete Niederbayerns umgewandelt.

Oberbürgermeister Alexander Putz bezeichnete es als Glücks-
fall, dass dieser bedeutende Teil des Isartals, der 1993 von der 
Bundeswehr aufgegeben wurde, sich zu einem Naherholungs-
zentrum und wertvollen Biotop für den Artenschutz entwickel-
te. Große Teile des Geländes gehören nach den Worten von Paul 
Schröder der Gesellschaft der Deutschen Bundesstiftung Umwelt 
zur Sicherung des Nationalen Naturerbes, kurz DBU Naturerbe 
GmbH. Deren Ziele deckten sich gut mit der jetzigen Nutzung. 
Gemeinsam mit dem Bundesforstamt sollen auch künftig Natur-
schutzmaßnahmen geplant und umgesetzt werden.

Von einem „großen Gemeinschaftswerk“ sprach Hubert Wei-
ger, Ehrenvorsitzender des Bundes Naturschutz in Bayern. Die ex-
tensiv genutzten Reste einer historischen Kulturlandschaft seien 
durch den militärischen Betrieb nicht zerstört worden. Das Ge-
lände sei ein Musterbeispiel für erfolgreichen Naturschutz.

Aufgrund des herausragenden Engagements des früheren 
langjährigen Landshuter BN-Vorsitzenden Paul Riederer war das 
Gelände bereits bei der Auflassung des militärischen Übungsge-
biets Lebensraum für 6.000 Gelbbauchunken und ein Brutgebiet 
der Heidelerche. Auf Riederers Anregung hin hatten die Stadt 
Landshut und die Regierung von Niederbayern die Ausweisung 
des Naturschutzgebietes betrieben. Dass dieser Vorgang eng mit 
der Entwicklung der Stadt verbunden sei, darauf verwies Altober-
bürgermeister Josef Deimer. Ebenso wie Riederer und der dama-
lige Regierungspräsident Walter Zitzelsperger wurde das langjäh-
rige Stadtoberhaupt mit einer Namenswidmung auf einer Stele 
geehrt, die anlässlich des Festakts enthüllt wurde. DK
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V.l.: Klaus Schneider, SHF Steinbruchbetriebe GmbH & Co KG; Michael Reithelshöfer jun., Stefan Köhn, 
Michael Reithelshöfer sen., alle M. Reithelshöfer GmbH; Dr. Bernhard Kling, BIV Baustoffe, Steine und 
Erden e.V.; Dr. Christian Barth, Amtschef Bayerisches Umweltministerium; Dr Stephanie Gillhuber, BIV; 
Dr. Andreas von Lindeiner, LBV; Dr. Thomas Bauer, Regierungspräsident von Mittelfranken; Pascal Bunk, 
Knauf Gips KG; Thomas Herrscher, Franken Schotter.  Bild: Bayerischer Industrieverband Baustoffe, Steine und Erden e.V.

Naturschutz und Rohstoffindustrie:

Gemeinsam für 
den Amphibienschutz

Erste Vertragsabschlüsse in Mittelfranken im Kooperationsprojekt „Natur auf Zeit“

Der LBV hat jetzt auch in Mittelfranken erste Kooperationsverträge mit 
Rohstoffgewinnungsunternehmen zum Schutz von bedrohten Amphi-
bien geschlossen. Bei einem Geländetermin in der Sandgrube in Wol-
kersdorf trafen sich hierfür der Amtschef des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums für Umwelt und Verbraucherschutz Dr. Christian Barth, der 
Regierungspräsident von Mittelfranken Dr. Thomas Bauer, die Vorstän-
din des Bayerischen Naturschutzfonds Ulrike Lorenz, der LBV-Landes-
fachbeauftragte Naturschutz Dr. Andreas von Lindeiner, der Geschäfts-
führer des Bayerischen Industrieverbands Baustoffe, Steine und Erden 
e.V. (BIV) Dr. Bernhard Kling sowie fünf Rohstoffgewinnungsunterneh-
men und die zuständigen Unteren Naturschutzbehörden. 

Mit dem Vertrag nehmen die 
Firmen nun an einem bayern-
weiten Projekt zum Schutz von 
bedrohten Amphibienarten in 
Rohstoffgewinnungsstätten teil.

„Die neue Qualität unseres 
Projektes ist, dass es nun eine 
Verbindlichkeit für alle Beteilig-
ten im Hinblick auf Abbau und 
Artenschutz gibt, die sowohl 
den gefährdeten Amphibienar-
ten als auch den Unternehmern 
nutzt. Die Erfahrungen aus die-
sem Projekt können nun auch 
bundesweit für andere streng 
geschützte Arten in Rohstoff-
gewinnungsstätten übertragen 
werden“, erklärte Dr. Andreas 
von Lindeiner, LBV-Landesfach-
beauftragter Naturschutz.

Mit der engen und vertrag-
lich geregelten Zusammenar-
beit können gemeinsam Schutz- 
und Entwicklungsmöglichkeiten 
für Amphibien in Kies-, Sand- 
oder Lehmgruben beziehungs-

weise Steinbrüchen geschaffen 
werden. „Unsere Unternehmen 
schaffen in ganz Bayern mit ei-
ner Vielzahl an großen und klei-
nen Projekten wertvolle Lebens-
räume für bedrohte Arten. Das 
liegt zum einen an den natür-
lichen Gegebenheiten in Gru-
ben und Brüchen und zum ande-
ren am besonderen Engagement 
der Betreiber“, betonte Dr. Bern-
hard Kling, Geschäftsführer Bay-
erischer Industrieverband Bau- 
stoffe, Steine und Erden e.V. 
(BIV).

Freiwilliger Naturschutz

„Naturschutz und Abbauun-
ternehmen arbeiten Hand in 
Hand zum Schutz von Kreuz-
kröte, Gelbbauchunke, Kamm-
molch und Laubfrosch in Mit-
telfranken. Das ist nicht selbst-
verständlich, sondern eine neue  
Stufe des freiwilligen Natur-

schutzes im Regierungsbezirk, 
daher ist das Projekt ‚Natur auf 
Zeit‘ für mich sensationell“, un-
terstrich Dr. Thomas Bauer, Re-
gierungspräsident Mittelfranken. 
Zu den umgesetzten Maßnah-
men in den Rohstoffgewin- 
nungsstätten zählen zum Bei-
spiel der Erhalt und die Anlage 
von Kleinstrukturen wie Totholz, 
Wurzelstöcke oder Sand- und 
Geröllhaufen beziehungsweise 
der Schutz von Kleingewässern.

Seit 2017 führt der LBV zu-
sammen mit dem BIV und der 
Arbeitsgemeinschaft Bayeri-
scher Bergbau- und Mineralge-
winnungsbetriebe e.V. (ABBM) 
das Pilotprojekt durch. Ziel ist 
die Sicherung und Optimierung 
von Lebensräumen für europa-
weit bedrohte Amphibienarten 
in aktiven Gewinnungsbetrie-
ben. Über die gesamte Laufzeit 
bis Ende 2022 wird das Projekt 
vom bayerischen Naturschutz-
fonds gefördert. 

Den Anlass für das gemein-
same Vorhaben gab ein aktuel-
ler Bericht der Bundesregierung 
über das europäische Schutzge-
bietssystem NATURA 2000. Die-
ser zeigt für sieben besonders be-
drohte Amphibienarten mit eu-
ropaweiter Bedeutung einen un-
günstigen Erhaltungszustand und 
überwiegend einen negativen Ge-
samttrend der Vorkommen auf. r

Bayerische Immissionsschutztage in Augsburg: 

Beiträge zu mehr Klimaschutz
Die Themen Luftreinhaltung, Lärmschutz und Genehmigungsma-
nagement sowie die Umsetzung der 44. Verordnung zur Durch-
führung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchV) stan-
den auf der Agenda der 12. Bayerischen Immissionsschutztage 
des Kompetenzzentrums Umwelt. Die Tagung im Bayerischen 
Landesamt für Umwelt in Augsburg wurde heuer als reine Online-
veranstaltung durchgeführt.

„Wie die Messergebnisse des 
Lufthygienischen Landesüberwa- 
chungssystems Bayern (LÜB) aus 
dem Jahr 2020 zeigen, wird mitt-
lerweile an 45 der 46 Messstati-
onen der Grenzwert für das Jah-
resmittel von Stickstoffdioxid 
eingehalten – ein Erfolg für die 
Umwelt und insbesondere ein 
Erfolg für Luftreinhaltung und 
Gesundheitsvorsorge“, so Bay-
erns Umweltminister Thorsten 
Glauber in seinem Grußwort. 

Basis für die Verbesserung 
der Immissionen sei unter an-
derem der emissionsseitig opti-
mierte Anlagenbetrieb. Grund-
lage hierfür sei die Umsetzung 
der BVT-Schlussfolgerungen in 
die nationalen Regelungswerke 
und damit in den Industrieanla-
genbetrieb. Die Genehmigungs- 
und Fachbehörden vor Ort so-
wie die Anlagenbetreiber leis-
teten in gemeinsamer Anstren-
gung ihren Beitrag, unterstrich 
Glauber. 

Stand der Entwicklungen

Der EU Green Deal und die im 
Bundes-Klimaschutzgesetz fixier-
te Klimaneutralität werden ge-
rade produzierende Industrie- 
unternehmen vor große Heraus-
forderungen stellen. Um die Zie-
le zu erreichen, hat die EU im Ju-
li 2021 etliche Gesetzesvorschlä-
ge auf den Weg gebracht, die 
auf viele gesellschaftliche Berei-
che Einfluss nehmen werden. Ei-
nen Überblick über den aktuel-
len Stand der Entwicklungen gab 
Dr. Renke Deckarm (Europäische 
Kommission). Besondere Bedeu-
tung werden in Zukunft Maßnah-
men zur nachhaltigen Finanzie-
rung, z. B. in der Taxonomie-Ver-
ordnung erhalten, wonach An-
reize zur Investition in grüne und 
nachhaltige Projekte gegeben 

werden sollen. Hier werden sich 
Unternehmen vor ganz neue Her- 
ausforderungen gestellt sehen.  

Ergänzend dazu berichtete  
die besonders energieintensive 
deutsche Zementindustrie über 
ihren Weg zur Klimaneutralität. 
Ein großer Teil wird durch Pro-
zessoptimierungen und durch 
die Substitution von fossilen 
Brennstoffen erreichbar sein. Da 
aber im Herstellungsprozess von 
Zement schon in der stofflichen 
Umsetzung des Vorprodukts Ze-
mentklinkler rund zwei Drittel 
der Menge an CO2 freigesetzt 
wird, werden in Zukunft Techni-
ken zur Abscheidung eingesetzt 
werden müssen. Sonst sind die 
Ziele der Klimaneutralität in die-
ser Branche nicht erreichbar.

Beschleunigte 
Genehmigungsverfahren

Einen Beitrag zu mehr Wirt-
schaftlichkeit, aber auch zum 
Klimaschutz leisten beschleu-
nigte Genehmigungsverfahren. 
Um sowohl bei bestehenden als 
auch neuen Anlagen alle um-
weltrechtlichen Anforderungen 
zuverlässig erfüllen zu können, 
müssen Antragsteller, Planer 
und Gutachter, aber auch die Be-
hörden frühzeitig und konstruk-
tiv zusammenarbeiten. Der Vor-
trag „Genehmigungsrechtlicher 
Vorrang für Klimaschutzprojek-
te?“ von Rechtsanwältin Prof. Dr. 
Andrea Versteyl zeigte auf, dass 
es entscheidend ist, nicht nur ein 
Projekt wie die Tesla-Ansiedlung 
in Brandenburg, sondern Geneh-
migungsverfahren generell zu 
beschleunigen. 

Die Technische Anleitung (TA) 
Luft enthält Vorsorgeanforde-
rungen gegen schädliche Um-
welteinwirkungen durch Emis-
sionen aus Anlagen über den 

Luftpfad. In Deutschland sind 
davon mehr als 50.000 genehmi-
gungsbedürftige Anlagen betrof-
fen, davon allein in Bayern rund 
10.000, wie Dr. Anita Wolf vom 
Bayerischen Staatsministerium 
für Umwelt und Verbraucher-
schutz, München, berichtete. 

Abschließende  
Novellierung der TA Luft

Abgeschlossen wird nun die 
Novellierung der TA Luft aus dem 
Jahre 2002. Damit wird vor allem 
dem fortgeschrittenen Stand der 
Technik Rechnung getragen. Sie 
ist das wesentliche Regelungsin-
strument, wenn es darum geht, 
Umweltbeeinträchtigungen über 
den Luftpfad zu minimieren und 
ein hohes Schutz- und Vorsorge-
niveau zu erreichen. Allerdings 
wird bei der Ersteinstufung von 
Anlagen auf neue, verschärfte 
Grenzwerte ein erheblicher Auf-
wand auf die Verwaltungsbe-
hörden zukommen, der mit dem 
derzeitigen Stand der Ausstat-
tung mit Personal kaum in ad-
äquaten Zeiträumen abzuarbei-
ten sein wird.

Lärmschutz:  
niederfrequente Geräusche

Gasmotorenkraftwerke stellen 
mit ihrer flexiblen Betriebsweise 
unter den aktuellen energiewirt-
schaftlichen Rahmenbedingun-
gen eine hocheffiziente Tech-
nologie zur gekoppelten Erzeu-
gung von Wärme und Strom 
bereit. Von kommunalen Ener-
gieversorgern wurden in den 
vergangenen Jahren aufgrund 
dieser wirtschaftlichen Vorteile 
mehrere Projekte geplant und 
umgesetzt. Im Themenblock 
„Lärmschutz – Niederfrequen-
te Geräusche“ beschrieben Si-
mon Sauter (Kraftanlagen Mün-
chen GmbH) und Armas-Chris-
tian Gottschalk (Müller-BBM 
GmbH, Planegg) beispielhaft, 
welche Herausforderungen be-
stehen und wie diese durch um-
sichtige Planung gemeistert wer-
den können. DK

Ein Tag für die Biodiversität 
in der Landwirtschaft

In Bischofsmais wurde über Naturschutz und Artenerhalt diskutiert
Zu Gast bei Bauernverbands-Kreisobmann Roland Graf infor-
mierten Biodiversitätsberater Martin Graf, Wildlebensraumbe-
raterin Claudia Schreiner-Notzon, Stephanie Lecker vom Amt für 
Landwirtschaft Regen und Hans Weinberger von der Kitzrettung 
Böbrach e.V. gemeinsam über Biodiversität in der Landwirtschaft. 
Zu dem Termin hatten die Verantwortlichen der ILE Grüner Drei-
berg und der Fachstellen eingeladen.

„Alle zehn Minuten stirbt eine 
Art auf dieser Welt aus, wir befin-
den uns gerade im sechsten Mas-
sensterben der Erdgeschichte“: 
Mit diesem Satz begann Claudia 
Schreiner-Notzon, Wildlebens-
raumberaterin am Amt für Ernäh-
rung Landwirtschaft und Forsten 
Regen ihre einführenden Wor-
te. Neben Roland Graf und Mar-
tin Graf war sie eine der Hauptre-
ferentinnen und informiert die 
Teilnehmer vorwiegend über För-
dermöglichkeiten im Kulturland-
schaftsprogramm (KULAP). Auch 
der stellvertretende Landrat Hel-
mut Plenk und Bürgermeister 
Walter Nirschl nahmen sich Zeit. 
Beide betonten die Wichtigkeit 
des Themas Biodiversität und den 
Einsatz, einfach vor Ort mit den 
Möglichkeiten, die jeder einzel-
ne hat, anzufangen. Sie bedank-
ten sich bei ILE-Managerin Stefa-
nie Wölfl für ihren Einsaz und für 
ihre bisherige Arbeit als Projekt-
managerin. Gemeinsam mit Mar-
tin Graf entwickelte Wölfl die 
Idee, einen Tag für die Biodiver-
sität in der Landwirtschaft in der 
ILE zu veranstalten. Diese Veran-
staltung soll der Beginn von wei-
teren Aktionen zum Thema Bio-
diveristät und Klimaschutz sein.

Zu Beginn der Veranstaltung 
wurde das Thema insektenscho-
nende Mahd thematisiert. Martin 
Graf erklärte, dass nicht nur das 
richtige Mähgerät entscheidend 
ist, sondern beispielsweise auch 
die Mahdhöhe oder das „von in-
nen nach außen mähen“ einen 
großen Einfluss auf die Insekten 
hat. Auch die Vor- und Nachtei-
le von Messermähwerken wur-
de diskutiert. Etwas kritisch wur-
de von den Landwirten das The-
ma Altgrasstreifen gesehen. Viele 
Landwirte würden freiwillig klei-
ne Streifen am Wiesenrand ste-
hen lassen, haben aber Angst, 
dass bei Flächenkontrollen dann 
Fördergelder abgezogen werden 
könnten, wenn die Fläche nicht 
„sauber abgemäht“ wird. „Ei-
gentlich wünscht sich der Natur-
schutz, dass man etwas gschlam-
perter wirtschaftet, damit ein 
bisschen mehr Wildnis für Tie-
re und Pflanzen übrigbleibt. An-
dererseits werden die Landwirte 
ein Stück weit angehalten, mög-
lichst sauber zu wirtschaften. Da 
müssen wir aufpassen, dass man 
sich nicht widerspricht“, so Mar-
tin Graf.

Als nächsten Programmpunkt 
stellte Hans Weinberger vom 

Kitzrettung eine Drohne mit Wär-
mebildkamera vor. Die Böbra-
cher Kitzretter befliegen im Früh-
jahr und Sommer kostenlos Flä-
chen kurz vor der Mahd, wodurch 
zahlreiche Kitze vor dem Mähtod 
gerettet werden konnten. „Da-
mit die Wärmebildkamera der 
Drohne die Kitze erkennen kann, 
müssen wir bereits in den frühen 
Morgenstunden fliegen“, meint 
Weinberger. „Wir hoffen vor al-
lem, dass sich viele Nachahmer 
finden, da wir heuer nicht überall 
gleichzeitig helfen konnten, wo 
Anfragen da waren“, so Weinber-
ger weiter. Von den Teilnehmern 
der Veranstaltung erntete Wein-
berger viel Respekt und Anerken-
nung für sein Ehrenamt.

Burggrafenrieder Senke

Danach ging es weiter zur Burg-
grafenrieder Senke, wo Roland 
Graf die von ihm und seiner Fami-
lie bewirtschafteten Flächen vor-
stellte. Die Burggrafenrieder Sen-
ke wurde Ende der 1990er Jahre 
wieder in die landwirtschaftliche 
Nutzung aufgenommen, nach-
dem sie zuvor immer mehr brach 
fiel und zum Teil sogar aufgefors-
tet wurde. Durch die Wieder-
aufnahme der Beweidung konn-
ten seltene Pflanzenarten wie 
Fieberklee und Sumpf-Blutauge 
auf der Fläche erhalten bleiben. 
Nachdem zunächst mit Hoch-
land-Rindern beweidet wurde, 
stehen seit ein paar Jahren die 

Pferde der Familie Graf auf der 
Fläche. Gemeinsam mit Martin 
Graf stellte Roland Graf die Maß-
nahmen und Möglichkeiten des 
Vertragsnaturschutzprogram-
mes (VNP) vor. „Bei Flächen, die 
weniger produktiv sind, sind die 
Fördermöglichkeiten im VNP 
oder auch KULAP durchaus luk-
rativ für die Landwirte“, so Ro-
land Graf.

Schreiner-Notzon erläuterte zu- 
sätzlich die Möglichkeiten im KU-
LAP und stellte das Programm er-
gebnisorientierte Grünlandnut- 
zung vor. Bei diesem Programm 
wird die Bewirtschaftung der 
Wiese an ausgewählten Kenn-
arten angepasst. „Kennarten 
bei dieser Maßnahme sind bei-
spielsweise Margerite, Glocken-
blume oder Nelken. Die Bewirt-
schaftung muss dann so erfolgen, 
dass diese Arten in ausreichender 
Zahl erhalten bleiben“, so Schrei-
ner-Notzon. Nach einem informa-
tiven Vortrag von Stephanie Le-
cker vom AELF Regen zu den The-
men Ökolandbau und Herden-
schutz endete die Veranstaltung 
in Burggrafenried. Landwirte und 
Naturschützer waren sich einig, 
dass man nur durch Zusammen-
arbeit etwas gegen den Arten-
schwund tun kann.

„Für alle geplanten Maßnah-
men ist es wichtig, sich vor Beginn 
der Vorhaben zum Beispiel beim 
Bauernverband oder den Natur-
schutz-Fachstellen zu informie-
ren und das Gespräch mit den Be-
ratern zu suchen. Durch eine ge-
schickte Kombination von Förder- 
und Nutzungsprogrammen kann 
jeder Landwirt das Bestmögliche 
aus seinen Flächen herausholen 
– sowohl aus wirtschaftlicher wie 
auch ökologischer Sicht“, so Ro-
land Graf. r

Startschuss für Bayerisches  
Klimainformationssystem

Dem Klimawandel in Bayern noch gezielter begegnen: Seit 
kurzem stehen Klimadaten regionalisiert bis auf Landkreise-
bene online zur Verfügung. Im neuen Bayerischen Klimain-
formationssystem werden rund 70 Klimakennwerte in Form 
von Karten, Zeitverläufen und Tabellen präsentiert. 

Wie Bayerns Umweltminister Thorsten Glauber beim Start-
schuss betonte, „zeigt das Bayerische Klimainformationssys-
tem detailliert, wie sich das Klima in Bayerns Regionen ent-
wickeln wird. Wir bekommen damit einen Einblick, wie eine 
Zukunft ohne Klimaschutz sein könnte. Wir zeigen aber auch, 
was engagierter Klimaschutz in Bayern bewirken kann. Wich-
tig ist auch: Wir müssen uns an den Klimawandel anpassen. 
Das Bayerische Klimainformationssystem wird uns dabei hel-
fen, die richtigen Stellschrauben vor Ort zu drehen.“

Für die Klimaanpassung sind die Kommunen der wichtigs-
te Akteur. Um die Kommunen im Anpassungsprozess zu un-
terstützen, hat das Klima-Zentrum am Landesamt für Umwelt 
alle verfügbaren Informationen inklusive Praxisbeispielen, 
Maßnahmen und Fördermöglichkeiten im neuen Handbuch 
„Klimaanpassung in Bayern“ zusammengefasst. r
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Mit großer Freude durfte die Firma Henne vergangene Woche einen 
Unimog Geräteträger U 530 L mit gebeiztem Edelstahlstreuer der Fa. 
Aebi Schmidt an den Landkreis Altötting übergeben.
Das Fahrzeug ist u.a. ausgestattet mit: Leistungshydraulik, Heck-
kraftheber mit externer Bedienung, hydraulische Heckzapfwelle, 
LS-Hydraulik, Schleuderketten und Rückfahrkamerasystem mit 
aktivem Abbiegesystem. Damit hat der oberbayerische Landkreis 
Altötting inzwischen vier Unimogs im Einsatz und ist für den Win-
terdienst und anfallende Mäharbeiten im kommenden Jahr gut aus-
gerüstet. Das Bild zeigt v.l. Stefan Winklhofer (Fahrer), Klaus Balda 
(Henne Nutzfahrzeuge GmbH), Günter Klement (Straßenmeister), 
Günter Demlhuber (Fahrer) und Roland Wick (Werkstatt). 
 Bild: Henne Nutzfahrzeuge

Klimawälder  
binden Treibhausgase

Der Landkreis Neu-Ulm hat in zwei Jahren 24.000 Bäume für den Klimaschutz gepflanzt.  
Die jüngste Pflanzaktion ist in Attenhofen angelaufen

Mindestens 100.000 Bäume will der Landkreis Neu-Ulm bis zum 
Jahr 2030 für den Klimaschutz pflanzen. Er liegt dabei gut im Plan, 
denn nach zwei Jahren werden es bald insgesamt 24.000 junge 
Bäumchen sein, die gesetzt worden sind. Die jüngste Pflanzaktion 
mit 4.200 Bäumen und 275 Sträuchern auf 7.500 Quadratmetern 
startete Anfang November, im Flurstück Hinterer Hart im Weißen-
horner Stadtteil Attenhofen.

Der Landkreis verfügt somit 
über sechs neue Klimawälder: 
in Unterroth (Pflanzung im Ok-
tober 2019), Oberhausen (April 

Attenhofen gehört. Der Land-
kreis ist seit vielen Jahren Päch-
ter des bisherigen Wiesengrund-
stücks im weitläufigen Rothtal.

Darauf wachsen von nun an 
2.900 Eichen, 400 Hainbuchen, 
400 Linden und andere bei-

gemischte Arten wie Wildap-
fel und Vogelkirsche. Der neue 
Wald wird pro Jahr etwa neun 
Tonnen des Treibhausgases Koh-
lendioxid (CO2) binden und in 
Sauerstoff umwandeln. 

Landkreis als Vorbild

„Als Landkreis wollen wir Vor-
bild sein und unsere Bürgerin-
nen und Bürger motivieren, un-
serem Beispiel zu folgen“, sagte 
Landrat Thorsten Freudenber-
ger bei dem Ortstermin, den der 

Sie starteten die jüngste Klimawald-Pflanzaktion in Attenhofen v.l.: 
Jutta Kempter (3. Bürgermeisterin, Weißenhorn), Michael Angerer 
(Leiter des Fachbereichs „Naturschutz und Landschaftsplanung im 
Landratsamt Neu-Ulm) und Landrat Thorsten Freudenberger. Im Hin-
tergrund: Christoph Oetinger (2. Vorsitzender der Kreisgruppe Neu-
Ulm des Bayerischen Jagdverbandes). Bild: Jürgen Bigelmayr/Landratsamt Neu-Ulm

Umweltminister Thorsten Glauber: 

Ganz Bayern soll blühen
Blühpakt-Starterkits für 100 Kommunen

Gemeindetag und Städtetag sind Partner der Blühpakt-Allianz

Der Bayerische Gemeindetag und der Bayerische Städtetag sind 
Partner der Bayerischen Blühpakt-Allianz. Bayerns Umweltminis-
ter Thorsten Glauber unterzeichnete in Straubing die Urkunden und 
gab gleichzeitig den Startschuss für das erste gemeinsame Projekt: 
das „Starterkit – 100 blühende Kommunen“. Glauber betonte: „Wir 
wollen Bayerns Kommunen zum Blühen bringen. Dafür stellen wir 
100 Kommunen Blühpakt-Starterkits zur Verfügung und investie-
ren insgesamt 500.000 Euro. Ziel ist es, Kommunen bei der naturna-
hen und insektenfreundlichen Flächengestaltung tatkräftig zu un-
terstützen.“ 

Jedes Starterkit besteht aus ei-
nem Betrag in Höhe von 5.000 
Euro, sowie Hilfe bei der Bera-
tung und der Öffentlichkeitsar-
beit. „Das Starterkit soll eine In-
itialzündung sein für weitere In-
sektenschutzmaßnahmen in un-
seren Kommunen“, so Glauber. 
Insektenschutz ist dann erfolg-
reich, wenn Flächen ökologisch 

hochwertig gestaltet und die 
Menschen dafür begeistert wer-
den – dies ist der Weg, den der 
Blühpakt Bayern mit seinen Alli-
anzpartnern Städtetag und Ge-
meindetag gehen will. Gemein-
detagspräsident Dr. Uwe Brandl: 
„In letzter Zeit sind auf den Dör-
fern viele Blühflächen entstan-
den. Damit die wachsen kön-
nen, bringt der Blühpakt den Ge-
meinden finanzielle Unterstüt-
zung und Know-how.“ „Auch 
und gerade in Siedlungsräumen 
ist Artenvielfalt wichtig. Park- 
und Grünanlagen, Straßen- oder 
Wegesränder werden vielerorts 
schon vorbildlich für unsere hei-
mischen Insekten gepflegt. Mit 
der Allianz können wir die gute 
Praxis in ganz Bayern vernetzen“, 
so Markus Pannermayr, Vorsit-
zender des Bayerischen Städte-
tags.

Bauhofschulungen

Um Kommunen selbständig in 
die Lage zu versetzen, fachlich 
hochwertige Flächen anzulegen, 
wurde bereits im März das Pra-
xis- Handbuch für Bauhöfe mit 
dem Titel „Kommunale Grün- 
flächen: vielfältig – artenreich – 
insektenfreundlich“ vorgestellt. 
Parallel dazu werden Bauhof- 
Schulungen angeboten.

Bayern setzt im Rahmen 
des Blühpakts Bayern vielfäl-
tige Maßnahmen für mehr Ar-
ten- und Insektenschutz um. 
Ziel ist die Schaffung von  
insektenfreundlichem Lebens-
raum durch eine naturnahe Ge-
staltung von Flächen und Au-
ßenanlagen. Neueste Säule im 
Blühpakt sind die Blühpakt-Al-
lianzen für ein breites Partner-
schaftsnetz. Partner sind bislang 
der Bayerische Golfverband, 
der Landesverband der Baye-
rischen Imker und die Evange-
lisch- Lutherische Kirche in Bay-
ern. Seit 2018 wurde der Blüh-
pakt mit verschiedenen Initia-
tiven stetig weiterentwickelt: 
Die Auszeichnung „Blühender 
Betrieb“ und „Blühender Golf-
platz“ vergibt das Bayerische 
Umweltministerium an Institu-
tionen und Golfplätze, die ih-
re Außenflächen mit bienen-
freundlichen Stauden, Hecken, 
Blumenwiesen und vielfältigen 
Überwinterungsstrukturen ge-
stalten sowie auf chemische 
Pflanzenschutzmittel und torf-
haltige Substrate verzichten.

Für das Starterkit können sich 
Kommunen unter www.blueh-
pakt.bayern.de bewerben.  r

2020), Illerberg (Oktober 2020), 
Roggenburg (Oktober 2020), 
Nersingen (Oktober 2021) und 
nun in Attenhofen.

„Das ist eine ganz tolle Idee. 
Deshalb war für uns keine Frage, 
dass wir zustimmen“, sagte das 

Geschwisterpaar Birgit Schuh-
macher und Thomas Hartner, 
dem in Eigentümergemeinschaft 
die neue Aufforstungsfläche in 

Fachbereich „Naturschutz und 
Landschaftsplanung“ des Land-
ratsamtes vorbereitet hat.

Dass die Aufforstung zum Kli-
maschutz dringend notwendig 
ist, machte Weißenhorns 3. Bür-
germeisterin und Kreisrätin, Jut-
ta Kempter, deutlich: Weltweit 
würden pro Minute Waldflä-
chen in der Größe von 27 Fuß-
ballfeldern abgeholzt. Dabei sei-
en Bäume und Wälder „unver-
zichtbar für unser Überleben“: 
„Der Mensch braucht die Er-
de, aber die Erde braucht uns 
nicht“, sagte Kempter. Darum 
sei jede Aktion zum Klimaschutz 
„sinnvoll und gewinnbringend“, 
stellte der Landrat heraus – und 
schritt zur Tat. Zusammen mit 
Jutta Kempter und einigen wei-
teren Teilnehmern pflanzte er 
50 Setzlinge. r

COP26: 

Deutschland braucht  
1 Million Stadtbäume

Der Bund deutscher Baumschulen fordert ein bundesweites So-
fortprogramm zur Anpflanzung von 1 Million Straßenbäumen, 
denn nur mit sofortigem Handeln und einer umfassenden Anpas-
sungsstrategie kann den Auswirkungen des Klimawandels begeg-
net werden. Das für das Sofortprogramm erforderliche Volumen 
beträgt rund 1 Milliarde Euro.

Im Rahmen des 26. UN-Kli-
magipfels (COP26) werden auf 
weltpolitischer Ebene Strategi-
en zum Umgang mit dem Klima-
wandel ausgehandelt. Hierbei 
liegt die Perspektive vornehm-
lich auf langzeitigem Vorgehen 
und oftmals rein technischen 
Lösungsansätzen. Dabei wird je-
doch außer Acht gelassen, dass 
es ergänzende Anpassungsstra-
tegien braucht, die über techni-
sche Aspekte hinausgehen.

Vitale grüne Infrastruktur

„Die Politik muss jetzt han-
deln und den durch den Klima-
wandel entstandenen Heraus-
forderungen aktiv begegnen. 
Damit Städte lebenswert blei-
ben, braucht es eine vitale grü-
ne Infrastruktur. Stadtbäume 
leisten dazu einen unabdingba-
ren Beitrag. Die vergangenen 
Sommer haben dazu geführt, 
dass es einen enormen Be-
darf an neu gepflanzten Stadt-
bäumen gibt, dem rasch nach-
gekommen werden muss.“, so 
Helmut Selders, Präsident des  

Bundes deutscher Baumschulen.
Eine zentrale Bedeutung in 

der Begegnung der Auswirkun-
gen des Klimawandels kommt 
der Aufrechterhaltung und Wei-
terentwicklung der grünen In- 
frastruktur zu. Die bereits spür-
baren klimatischen Veränderun-
gen haben dieser nachhaltig zu-
gesetzt. Die vergangenen au-
ßergewöhnlich trockenen und 
heißen Sommer ließen einige 
heimische Gehölzarten an die 
Grenzen ihrer Leistungs- und Le-
bensfähigkeit kommen. So ge-
hen allein in Berlin jährlich bis 
zu 20.000 Stadtbäume verlo-
ren. Und damit die für das Kli-
ma so wichtige Funktionen wie 
CO2- Bindung, Sauerstoffpro-
duktion, Abkühlung und Schat-
tierung. Hier besteht dringen-
der Handlungsbedarf: Aufgrund 
dessen fordert der Bund deut-
scher Baumschulen ein Sofort-
programm, im Rahmen dessen 
bundesweit eine Mio. Straßen-
bäume gepflanzt werden. Der fi-
nanzielle Bedarf für das Sofort-
programm liegt bei rund einer 
Mrd. Euro. r

Bayreuther Bürgerschaft  
hilft städtischen Bäumen

Der städtische Baumbestand umfasst in Bayreuth derzeit rund 
25.000 Stadtbäume – und jedes Jahr werden es mehr. Allein in die-
sem Herbst pflanzt das Stadtgartenamt wieder über 100 neue junge 
Bäume. Um sich gut entwickeln zu können, bedürfen insbesondere 
die jungen Exemplare einer intensiven und aufmerksamen Pflege. 
Vor diesem Hintergrund hat die Stadt Bayreuth einen Baumpflege-
fonds eingerichtet.
Im Rahmen dieses Pflegefonds können Einwohner und andere Baum-
freunde, die Stadt mit einer Spende unterstützen. Wer sich heute 
engagiert, hilft mit, den Baumbestand von morgen und damit eine 
lebenswerte Stadt für die kommenden Generationen zu sichern.
Für 100 Euro ist es möglich, einen Stadtbaum einen Hitzesommer 
hindurch ausreichend mit dem für ihn lebensnotwendigen Wasser zu 
versorgen. Die in den Baumpflegefonds eingezahlten Gelder werden 
ausschließlich zur Pflege der Bayreuther Stadtbäume verwendet. Das 
Bild zeigt Stadtgartenamtsleiter Robert Pfeiffer. DK/Bild: Stadt Bayreuth

https://www.baywa.de/de/i/entdecken/kommunal-gewerbetechnik/uebersicht-kommunal-gewerbetechnik/
http://www.bluehpakt.bayern.de
http://www.bluehpakt.bayern.de
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Voller Einsatz gegen Schnee und Eis.
Im Winterdienst zählen Schnelligkeit, Zuverlässigkeit 
und Wirtschaftlichkeit. Der Unimog ist in jeder dieser 
Disziplinen ein Profi. Dafür sorgen zum Beispiel innovative 
Eigenschaften wie der synergetische Fahrantrieb EasyDrive, 

der während der Fahrt den Wechsel zwischen mecha nischem 
und stufenlosem Antrieb (0–50 km/h) erlaubt, der 
komfortable Arbeitsplatz mit intuitivem Bedien konzept 
oder modernste Euro-6-Motoren bis 220 kW (299 PS). 

Mehr dazu bei Ihrem Unimog Partner oder unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,            
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de 

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten,Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

ABC der Kommunaltechnik 
Winterdienst: Schneepflüge im Einsatz

Der Winter steht vor der Tür und während die 
weiße Pracht im Tiefland noch auf sich warten 
lässt, ist der erste Schnee in den höheren Lagen 
bereits gefallen. Wenn die Witterungsbedin-
gungen die Sicherheit auf den Straßen bedro-
hen, ist es für das „Team Orange“ wieder Zeit für 
den intensiven Winterdiensteinsatz. Neben der 
Ausbringung von Streumitteln ist vor allem das 
Räumen von Straßen, Geh- und Fahrradwegen 
sowie Kreuzungen und Parkplätzen eine zentra-
le Aufgabe im Winterdienst.

Wichtiges Kriterium:  
Räum- bzw. Durchfahrtsbreite

Beim Schneeschieben kommen die unter-
schiedlichsten Schneepflüge zum Einsatz. Ein 
wichtiges Kriterium für die Bestimmung der rich-
tigen Technik ist die Räum- bzw. Durchfahrtsbrei-
te. Auf Land- und Bundesstraßen sowie auf Auto-
bahnen kommen Pflüge mit Räumbreiten bis zu 
sieben Metern zum Einsatz. Das sind oft mehr-
scharige Schneepflüge, die teilweise sogar über 
hydraulisch teleskopierbare Elemente verfügen. 
Auf Stadtstraßen, Wegen und Plätzen schieben 
oft kleinere Pflüge den Schnee. Für besonders an-
spruchsvolle Flächen eignen sich variable Schnee-
pflüge mit schwenkbaren Scharflügeln. Diese 

können hydraulisch geknickt und somit keilför-
mig, V-förmig und als einseitiger Schneepflug ein-
gesetzt werden.

Neben der maximalen Breite spielen auch das 
Straßenprofil, die Straßenart sowie die Schneebe-
schaffenheit und -menge eine Rolle für die Räum-
technik. Unterschiedliche Anstellwinkel des Schil-
des werden je nach Aggressivität der Räumung 
und nach Fahrgeschwindigkeit gewählt. Der Bo-
denkontakt des Pfluges wird über austauschba-
re Schürfleisten und Gleitkufen oder Stützrollen 
gewährleistet. Schürfleisten sind Verschleißtei-
le und werden je nach Anwendungsfall in diver-
sen Materialien wie Stahl, Gummi, Korund oder 
Neopren ausgeführt. Spezielle Schneepflüge ver-
fügen sogar über ein Doppelschürfleistensystem 
mit zuschaltbarer Stahlschiene.

Abhängig von der Räumbreite und den Anforde-
rungen des Schneepfluges kommen unterschied-
liche Trägerfahrzeuge in Frage. Während brei-
te Pflüge oft an Lkws angebaut sind, eignen sich 
für kleinere Straßen und Flächen leichtere Geräte-
träger und Schmalspurfahrzeuge. Ein Multitalent 
und Allrounder mit hoher Hydraulikleistung und 
besonderen Winterdienst-Eigenschaften, wie ei-
ner Schneepflugentlastung, ist der Unimog. Er re-
alisiert hohe Räumbreiten und bleibt dabei den-
noch wendig und vielseitig im Einsatz.  r

In Kooperation mit Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
www.gemeindezeitung.de/ABC 

GZ KOMMUNAL-Landkreis Schweinfurt  
mäht ökologisch

Die bayerischen Straßenmeister sorgen für Sicherheit und Leich-
tigkeit des Verkehrs auf den Straßen. Zu den Aufgaben gehören 
die drei Bereiche Verkehrssicherung (Beschilderung, Markierung, 
Schutzplanken), Straßeninstandhaltung (Deckenbau, Risse vergie-
ßen und Oberflächennachbehandlung) und Straßenunterhaltung 
(Mähen, Winterdienst, Reinigung der Entwässerungsrinnen und 
Grabenräumung). Als sich eine Änderung im Bayerischen Stra-
ßen- und Wegegesetz (BayStrWG) durch das Volksbegehren „Ar-
tenvielfalt“ abzeichnete, begann Norbert Müller, Hauptstraßen-
meister im Landkreis Schweinfurt und Sprecher der Bayerischen 
Straßenmeister, sich mit dem Thema „Ökologisches Mähen“ zu 
befassen. Mit ihm und seinem Lieferanten, Stefan Dülk von der 
Firma Kurt Herold, sprach die GZ über die Herausforderungen, die 
eine ökologische Flächenbewirtschaftung mit sich bringt.

GZ: Seit wann beschäftigen Sie 
sich mit dem Thema „Ökologi-
sches Mähen“?
Müller: Den Ausschlag gab die 
Diskussion um das Volksbegeh-
ren „Artenvielfalt & Naturschön-

Müller: Ich bin kein Biologe und 
der Beobachtungszeitraum ist 
jetzt noch zu kurz. Aber ich den-
ke schon, dass die Umstellung 
für Insekten und Kleinlebewesen 
eine gute Entscheidung ist. 
GZ: Welche Anschaffungen ha-
ben Sie getätigt und haben Sie 
Tipps, was unsere Leser und Le-
serinnen beachten sollten?
Müller: Wir haben uns für einen 
Mähkopf entschieden, der zu 
unserem bestehenden Zugfahr-
zeug passt. Alle weiteren Gerät-
schaften, wie auch die Absaug-
anlage inklusive Hänger, waren 
bereits vorhanden. 
Dülk: Wer sich heute für einen 
ECO 1200 Grünpflegekopf ent-
scheidet, muss momentan mit 
bis zu neun Monaten Lieferzeit 
rechnen und das bei einem ho-
hen Anschaffungspreis.
GZ: Entlang von Straßen, insbe-
sondere Autobahnen und Bun-
desstraßen, liegt viel Müll. Bis-
her hat das Mähverfahren da-
für gesorgt, dass z.B. Glasfla-
schen sowie sämtlicher anderer 
Abfall in kleinste Splitter zer-
legt dem Grüngut beigemischt 
sind. Das wiederum führt dazu, 
dass das abgemähte und ein-
gesaugte Straßenbegleitgrün 
nicht überall abgeladen werden 
kann. Oft bleibt nur noch die 
Verbrennung als Sondermüll. 
Wenn nun der neue Mähkopf 
das Schnittgut nicht mehr an-
saugt und der Müll ganz bleibt, 
was bedeutet das für die Stra-
ßenmeisterei?

Corona und das Müllproblem

Müller: Der Landkreis Schwein-
furt saugt die Mahd, wie bis-
her auch, komplett ein und lässt 
nichts liegen, um den Nitratein-
trag gering zu halten. Deshalb 
ändert sich für uns nichts. Unser 
Grüngut wird im Anschluss abge-
siebt und untersucht. Sobald ei-
ne Freigabe durch das Landwirt-
schaftsamt erteilt wurde, wird 
der Kompost an die Landwirt-
schaft übergeben. Das übrige 
Siebgut kommt auf die Deponie. 
Das ist eine aufwendige Nachbe-
handlung, aber immer noch bil-
liger, als alles zu verbrennen. Je-
des Frühjahr werden zusätzlich 
alle Straßen abgefahren und der 
Müll per Hand aufgesammelt. 
GZ: Ihrer Erfahrung nach, hat 
der Müll in Coronazeiten zuge-
nommen?
Müller: Nein. Es liegt viel Müll 
am Straßenrand, nach wie vor. 
Nur die Einführung des Dosen- 
und Flaschenpfands hat zu einer 
Verhaltensänderung geführt. 
GZ: Beschäftigt Sie die Müllsitu-
ation?
Müller: Ja. Auch nach 35 Jahren 
Berufserfahrung als Straßen-
meister macht es mich immer 
noch wütend. Jeder will die Um-
welt retten, aber niemand fängt 
bei sich selbst an.
GZ: Ihre Aufgaben erfordern 
ein hohes Maß an Sachkenntnis 
und sind in der Kommunikation 
mit Bürgerinnen und Bürgern 
nicht immer einfach zu vermit-
teln. Haben Sie Schwierigkeiten 
mit dem Fachkräftemangel in 
Ihrem Bereich?

Hauptstraßenmeister Norbert Müller. Bild: privat

im Wechsel gemäht, aber im 
Schachbrettsystem. 
Dülk: Erklären muss man an die-
ser Stelle, dass „konventionell“ 
heißt, dass das Gras abgeschle-
gelt wird und größtenteils lie-

Mähzug mit Randstreifenmäher und Leitpfostenausmäher am Unimog U 400 mit absaugendem 
Heckaufsitzgerät SB 600 und Grasaufnahmeanhänger, Fahrer: Thomas Gößmann  Bilder: Stefan Dülk

heit in Bayern“. Im Sommer 2020 
bestellte der Landkreis Schwein-
furt den Grünpflegekopf ECO 
1200 plus der Firma Mulag und 
seit Frühjahr 2021 ist er im Ein-
satz. Dem war vorausgegangen, 
dass wir uns selbst für das Thema 
sensibilisieren und Abläufe neu-
strukturieren mussten; z.B. ha-
ben wir unser Mähkonzept ange-
passt. 
Dülk: Der Mähkopf hätte von Mu-
lag auf der IFAT 2020 als Weltneu-
heit präsentiert werden sollen. 
Leider konnte die Messe nicht 
stattfinden. In Bayern gehört der 
Landkreis Schweinfurt mit zu den 
ersten Anwendern. 
GZ: Ökologisches Mähen und 
Konventionelles Mähen, können 
Sie den Unterschied skizzieren?

Mähkonzept

Müller: Im Mähkonzept wird un-
terschieden zwischen „Intensi-
ven Flächen“ und „Extensiven 
Flächen“. Zu den „Intensiven Flä-
chen“ gehören Bankette, Sicht-
dreiecke und die straßenseitige 
Grabenböschung. Die Pflege die-
ser Flächen betrifft die Verkehrs-
sicherheit, deshalb werden sie 
weiterhin konventionell mit dem 
Randstreifenmäher zweimal pro 
Jahr abgemäht. Eine Änderung 
gibt es nur bei den „Extensiven 
Flächen“ also bei Böschungen, 
Grabenaußenseiten und Neben-
flächen. Diese, so sieht es unser 
landkreiseigenes Mähkonzept 
vor, werden nur noch im Wech-
sel alle zwei Jahre mit dem neu-
en Mähkopf gemäht. Hier wird 
also 50 Prozent weniger gemäht. 
Wir orientieren uns dabei an 
unserem Straßennetz, so wer-
den dieses Jahr die Extensivflä-
chen der Kreisstraßen im nörd-
lichen und nächstes Jahr die im 
südlichen Landkreisgebiet bear-
beitet. Der Freistaat Bayern hat 
ein anderes Konzept. Auch hier 
werden die extensiven Flächen 

gen bleibt. Das nennt man „mul-
chen“. Mit dem neuen Mäh-
kopf wird, wie in der Landwirt-
schaft auch, das Grüngut mit 
kleinen Messern abgeschnit-
ten. Das Schnittbild beim öko-
logischen Mähen ist ein ande-
res. Bisher wurden zwischen vier 
und acht cm Gras stehengelas-
sen. Jetzt beträgt die Schnitt-
höhe zwischen zehn und 15 cm. 
Da die überrollte Fläche sehr ge-
ring ist, werden am Boden le-
bende Tiere geschützt. Eine ge-
zielte Luftstromführung in ei-
nem geschlossenen Gehäuse er-
möglicht, dass mehr am Boden 
liegen bleibt und nicht mit ab-
gesaugt wird. Das schließt aber 
auch z.B. liegende Gräser mit 
ein, die dann auch nicht mitge-
mäht werden. 
GZ: Hinter der Idee des insek-
tenfreundlichen, ökologischen 
Mähens steckt viel Hand- und 
Aufklärungsarbeit. Werden Sie 
auch gelegentlich angespro-
chen, wann denn endlich wie-
der jemand zum Mähen vor-
beikäme?
Müller: Ökologisch heißt nicht 
unbedingt schöner und natür-
lich kommt auch Kritik, meistens 
aus der Landwirtschaft und teil-
weise auch aus der Bevölkerung. 
Wir alle, Landwirtschaft, Bevöl-
kerung und Fahrer, sind ein sau-
beres Schnittbild gewöhnt, denn 
das haben wir in der Vergangen-
heit abgeliefert. Jetzt sieht es 
anders aus. Zusätzlich kommt 
aus der Landwirtschaft die Be-
fürchtung, durch Aussamung 
von Wildkräutern auf den eige-
nen Flächen einen höheren Auf-
wand betreiben zu müssen. Wir 
alle brauchen Zeit und Verständ-
nis für die Umstellung.
GZ: Wenn Sie heute einen 
Strich unter Ihre Bemühungen 
ziehen, hat sich denn etwas 
verändert? Erkennen Sie z.B. 
ein größeres Nahrungsangebot 
für Insekten?

Müller: Es wird immer schwieri-
ger Fachkräfte zu gewinnen. Das 
ist schade, denn wir haben einen 
schönen Beruf. Wir haben nur 
noch die Möglichkeit, unseren 
Nachwuchs selbst zum Straßen-
wärter auszubilden. 

GZ: Wenn Sie in Bezug auf Ihren 
Verantwortungsbereich einen 
Wunsch freihätten, welcher wä-
re das?
Müller: Ich wünsche mir von der 
Bevölkerung mehr Verständnis 
und Rücksicht auf unsere Mit-

arbeiter in Orange. Viele Ver-
kehrsteilnehmer halten sich we-
der an Beschilderungen noch an 
Geschwindigkeitsbegrenzungen 
und vergessen, dass unsere Ar-
beit nur zum Wohle derer ist, die 
uns anvertraut sind.  CH
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https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/inhalt/blickpunkte/kommunal-abc/3737-gz-21-2021-abc-der-kommunaltechnik
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Ich vertrete die Stadt Gun-
zenhausen mit annähernd 
17.000 Einwohnern. Gunzen-
hausen liegt im Herzen des 
Fränkischen Seenlandes direkt 
am Altmühlsee. 
Wann haben Sie Ihr Amt an-
getreten? 
Das Amt des Ersten Bürger-
meisters der Stadt Gunzenhau-
sen bekleide ich seit Mai 2014. 
In der Wahlperiode von 2008 
bis 2014 war ich bereits Zwei-
ter Bürgermeister.
Was war Ihr persönlicher An-
reiz in die Kommunalpolitik zu 

nes/einer Klimamanager/in.
Des Weiteren investieren wir 
derzeit in die Ertüchtigung der 
Kläranlage und unter ande-
rem in eine Solarklärschlamm-
trocknung. 
Hinzu kommt die Errichtung 
neuer Baugebiete und die 
Schaffung weiterer Kita- und 
Kindergartenplätze.
Dies alles nur exemplarisch. 
Die Liste der Themen, die uns 
aktuell beschäftigen, ist weit-
aus länger.
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 
Einer weiteren Auseinander-

Karl-Heinz Fitz
Erster Bürgermeister der Stadt Gunzenhausen
Bezirksvorsitzender für die kreisangehörigen 

Verbandsmitglieder im Regierungsbezirk  
Mittelfranken des Bayerischen Städtetags

gehen?
Das Kommunalwesen ist von der unmittelbaren 
Nähe zu Bürgerinnen und Bürgern, deren Sor-
gen und Nöte, aber vor allem auch den Heraus-

forderungen und den Gestaltungsmöglichkei-
ten in der Gemeinde geprägt. Einen Beitrag für 
Veränderungen und Entwicklungen leisten zu 
können, war für mich Anreiz, mich in der Kom-
munalpolitik zu engagieren.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 
Zum einen brachte ich als Jurist mit ca. 23jähri-
gen Erfahrung als Rechtsanwalt, aus der Bera-
tung und Vertretung von Kommunen und mei-
ner Spezialisierung unter anderem im Verwal-
tungsrecht, das wichtige Handwerkszeug für 
die Tätigkeit als Bürgermeister mit. Zum ande-
ren war ich durch die Mitgliedschaft im Stadt-
rat, wie auch im Kreistag und als Zweiter Bür-
germeister nicht nur mit den aktuellen Themen 
vertraut, sondern kannte sehr viele Akteure 
persönlich und war sehr gut vernetzt.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Die Herausforderungen lagen darin, dass 
mein Vorgänger viele drängenden Aufgaben 
vor sich hergeschoben oder gar nicht ange-
packt hat. Unmittelbar nach Amtsantritt ha-
be ich unter anderem die Generalsanierung der 
Stadthalle (Kosten ca. 18 Millionen Euro), ei-
nen großen Stauraumkanal nebst Pumpwerk 
(Kosten ca. 13 Millionen Euro), den Hochwas-
serschutz und die Renaturierung der Altmühl 
unmittelbar neben dem Stadtzentrum auf den 
Weg gebracht bzw. umgesetzt. Hinzu kam die 
Schaffung von Kita- und Kindergartenplätzen, 
die Rathaussanierung und ein massiver Digital-
ausbau, um nur einige Beispiele zu nennen.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 
Derzeit beschäftigt mich das Thema des Aus-
baus der Mobilitätsangebote. Hierzu haben 
wir die ÖPNV-Aufgabenträgerschaft vom Land-
kreis übernommen, eine neue Mobilitäts- und 
Verkehrs-GmbH gegründet und den Bahnhof 
erworben, den wir derzeit in ein Mobilitätszen- 
trum umbauen.
Dies wird flankiert vom Ausbau erneuerbarer 
Energien, unter anderem durch die Ausweitung 
von Photovoltaikanlagen und die Einstellung ei-

setzung bedarf die Herausforderung, benötigte 
Grundstücke erwerben und entwickeln zu kön-
nen. Auf der einen Seite ist die Nachfrage nach 
Wohnraum immens, auf der anderen Seite geht 
die Verkaufsbereitschaft der Eigentümer teils 
gegen Null. Hinzu kommt, dass die Anforderun-
gen in der Bauleitplanung aber auch betreffend 
das Flächensparen eine Realisierbarkeit von 
Bauvorhaben teils unmöglich machen.
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für jun-
ge Kolleginnen und Kollegen?
Haben Sie Mut, konsequent Entscheidungen zu 
treffen! 
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?
Den Austausch mit Kolleginnen und Kollegen 
pflege ich in vielen Gremien, beispielsweise 
dem Kreistag, in ILE-Sitzungen oder in Sitzun-
gen der Zweckverbände. 
Wichtig ist mir der Informationsaustausch und 
die Möglichkeit, Erfahrungen aus unserer Pra-
xis im Rahmen des Bay. Städtetages einzubrin-
gen. Dort bin ich als Bezirksvorsitzender für die 
kreisangehörigen Verbandsmitglieder im Re-
gierungsbezirk Mittelfranken tätig und damit 
auch im Vorstand eingebunden.
Bürgerinnen und Bürger beziehe ich unter an-
derem in Bürgerversammlungen, in Workshops 
oder gemeinsamen Planungsveranstaltungen 
mit ein. Hierfür wurden wir beispielsweise für 
unsere vorbildliche Bürgerbeteiligung bei dem 
Hochwasserschutz und der Renaturierung der 
Altmühl in einem bundesweiten Wettbewerb 
vom Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und nukleare Sicherheit mit dem 1. Preis 
ausgezeichnet.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden 
in regelmäßigen Jour-Fixe-Runden und in vielen 
persönlichen Gesprächen in die anstehenden 
Aufgaben und Entscheidungsfindungen einge-
bunden.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Wenn man bedenkt, dass schon jetzt und in 
der Zukunft eine große Anzahl von Dienstleis-
tungen digital angeboten wird, ist die zuneh-
mend starke Bedeutung der Digitalisierung, zu-
mindest für jede Kommunalpolitikerin und je-
den Kommunalpolitiker, klar erkennbar. 
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?
Veränderungen als Chance begreifen.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Als Bürgermeister der anpackt, entscheidet 
und auf dem Weg die Bürgerinnen und Bürger 
mitnimmt. r
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Mitglieder der „including stepps“ mit Jurymitglied Sonja Scheuplein (l.) und OBH-Leiterin Katharina 
Christl (r.) sowie in der hintersten Reihe v.l.: Bürgermeister Eric Leiderer, Behindertenbeauftragte Chris-
tina Feiler, Bezirkstagspräsident Erwin Dotzel, Behindertenbeauftragte Karin Renner, Lebenshilfe-Vor-
standsvorsitzende Kirsten Simon und Landrat Alexander Legler. Bild: Wagenbrenner

Inklusionspreise der Bezirke Mittel- und Unterfranken: 

Einfach teilhaben
Maßnahmen und Projekte, die die Lebenssituation von Menschen 
mit Behinderung im Alltag nachhaltig und konkret verbessern oder 
einen spürbaren Beitrag zu ihrer Teilhabe am Leben in der Gesell-
schaft leisten, sind von den Bezirken Unterfranken und Mittelfran-
ken mit Inklusionspreisen ausgezeichnet worden. Die Verleihung 
übernahmen die Bezirkstagspräsidenten Erwin Dotzel und Armin 
Kroder.

Der Bezirk Unterfranken reich-
te in diesem Jahr in sechs Kate-
gorien insgesamt 15.000 Euro 
aus. In der Kategorie „Arbeit“ 
wurde der Fachbereich „INklu-
siv! Gemeinsam arbeiten“ der 
Mainfränkischen Werkstätten in 
Würzburg geehrt. Mehr als hun-
dert Personen haben in den ver-
gangenen sechs Jahren dank die-
ser Aktion in Kooperationsbe-
trieben eine Beschäftigung, z.B. 
in Handwerksbetrieben oder in 
der Industrie, gefunden. 

Selbstbestimmtes  
Wohnen im Alter

In der Kategorie „Wohnen“ ge-
wann das Schweinfurter Projekt 
„Gemeinsam Wohnen – trotz Al-
ter und Behinderung“. Diese Lo-
sung macht das seit vielen Jahren 
bundesweit diskutierte selbstbe-
stimmte Wohnen im Alter mög-
lich. Betrieben wird das Projekt 
von rund 20 ehrenamtlich tä-
tigen Personen, verwaltet von 
der städtischen Wohnbaugesell-
schaft, und unterstützt von einer 
städtischen Stiftung.

Bei dem Projekt mit derzeit 
insgesamt 16 Wohnungen han-
delt es sich nicht um eine Form 
des betreuten Wohnens, son-
dern um eine Wohngemein-
schaft, in der jeder unabhängig 
lebt und doch nicht allein ist. Im 
Laufe des kommenden Jahres 
sollen weitere Wohnungen dazu-
kommen.

Die Volkshochschule Hammel-
burg, die seit März 2020 mit ih-
ren Kursen für die Verbreitung 
der Gebärdensprache sorgt, be-
hielt in der Kategorie „Bildung 
und Erziehung“ die Oberhand.  
Das VHS-Angebot richtet sich 
auch an Hörende. Von der Ge-
bärdensprachen-Kompetenz 
profitierten somit auch zahlrei-
che Institutionen wie Schulen, 
Kindergärten oder Hospizverei-
ne sowie Angehörige und Freun-
de Nichthörender.

Die Band MIPpies (Musik-In-
klusions-Projekt) aus Lohr am 
Main siegte in der Kategorie 
„Kultur, Natur und Umwelt“. 
Seit 2014 proben Menschen mit 
und ohne Handicap einmal pro 
Woche in der Sing- und Musik-
schule. Zur Band gehörten Men-
schen aus den Wohngruppen 
der Lebenshilfe MSP in Lohr, 
Gemünden und Marktheiden-
feld, Jugendliche und Erwach-
sene des Musikvereins Rup-
pertshütten und Schülerinnen 
und Schüler der Sing- und Mu-
sikschule Lohr.

Bei ihren rund 15 gemeinsa-
men Auftritten pro Jahr und den 
wöchentlichen Proben steht die 
Freude an der Musik im Vorder-
grund. Auftritte hatten die MIP-
pies schon in großen Festzelten, 
der MSP Expo in Lohr, der Lan-

desgartenschau in Würzburg, 
im Kulturspeicher in Würzburg, 
beim Neujahrsempfang der 
Stadt Lohr oder beim Sozialemp-
fang mit der früheren Landtags-
präsidentin Barbara Stamm in 
Gemünden.

Für die einen bringt die Mu-
sik ein wenig Abwechslung in 
den Alltag und verhilft zu mehr 
Selbstwertgefühl, bei den ande-
ren wachsen Toleranz und Ver-
ständnis für die Mitmenschen. 
Vor allem aber verbindet sie ein 
gemeinsames Lebensgefühl: Wir 
sind eins, wir sind gleichberech-
tigt, wir gehören zusammen!

Im wahrsten Sinne etwas auf 
die Beine gestellt, nämlich eine 
Show-Tanz-Formation wie aus 
dem Lehrbuch, hat die inklusive 
Stepptanzgruppe der Lebenshil-
fe Aschaffenburg e. V., Gewinner 
in der Kategorie „Sport und Frei-
zeit“. Bei den „including stepps“ 
tanzen und trainieren Menschen 
mit und ohne Behinderung und 
Menschen jeden Alters gemein-
sam. Die Auftritte der „including 
stepps“ sind in der Regel einge-
bettet in das Gesamtprogramm 
der „Tap Dance Factory“. Die 
Tänzerinnen und Tänzer bereiten 
sich hinter der Bühne gemeinsam 
auf ihre Auftritte vor, üben noch 
einmal gemeinsam die Schritte, 
sprechen sich gegenseitig Mut zu 
und stehen dann beim großen Fi-
nale gemeinsam auf der Bühne. 

Sonderpreis

Einen Sonderpreis für „Inklu-
sion im Sozialraum – Gemein-
schaft leben“ erhielt schließlich 
der Feuerwehrverein Geckenau 
(Landkreis Rhön-Grabfeld). Rund 
20 aktive Mitglieder der Feuer-
wehr engagieren sich in ihrer 
Freizeit, um Menschen mit Han-
dicap in die Arbeit einer Freiwilli-
gen Feuerwehr, in die Vereinsar-
beit und das lebendige Miteinan-
der in einem Dorf einzubinden. 
Da die Feuerwehr der einzige 
Verein des Ortes ist, sind die Flo-
riansjünger auch gefragt, wenn 
zum Beispiel beim Kinderfa-
sching, beim Maibaum-Aufstel-
len oder einer anderen Veran-
staltung in Geckenau tatkräftige 
Hilfe gebraucht wird. So leistet 
jeder seinen Beitrag für die Dorf-
gemeinschaft.

Mit dem diesjährigen Inklusi-
onspreis Mittelfranken, dotiert 
mit 5.000 Euro, wurde die Kin-
derkommission Nürnberg ge-
würdigt. Gemeinsam mit dem 
Jugendamt engagiert sie sich 
für die Stärkung der Kinderrech-
te und gestaltet unter anderem 
die Straße der Kinderrechte im 
Nürnberger Stadtpark zusam-
men mit jungen Menschen in der 
Stadt. Verschiedene Stationen 
bringen hier die Rechte der Kin-
der näher und machen sie erleb-

bar. Eine neue zehnte Station ist 
in Planung und widmet sich dem 
Thema „Inklusion und Teilhabe“. 

54 Artikel umfasst die im Jahr 
1989 verabschiedete UN-Kinder-
rechtskonvention der Vereinten 
Nationen. Bereits 2005 machte 
sich die Kinderkommission Nürn-
berg dafür stark, dass gemein-
sam mit Kindern und Jugendli-
chen nach deren Vorstellungen 
und Ideen eine Straße der Kin-
derrechte entsteht. Dort stehen 
heute neun interessante und er-
fahrbare Skulpturen zu den je-
weiligen Rechten, wie zum Bei-
spiel dem Recht auf eine gewalt-
freie Erziehung oder auch dem 
Recht auf Privatsphäre.  DK

Oberbürgermeister Christian Schuchardt und Mitglieder des Stadt-
rats setzen Zeichen gegen Gewalt an Frauen. Bild: Petra Steinbach

Internationaler Tag gegen Gewalt an Frauen:

Stadtrat setzt Zeichen der Solidarität
„Gewalt an Frauen ist ein gravierendes Problem. Weltweit, in 
Deutschland und auch bei uns in Unterfranken. Dies dürfen 
wir nicht akzeptieren!“, betont Oberbürgermeister Christian 
Schuchardt in seinem Grußwort anlässlich des Internationalen 
Tages gegen Gewalt an Frauen. „Häusliche Gewalt betrifft Frauen 
in allen sozialen Schichten und allen Altersgruppen, mit und ohne 
Migrationshintergrund, mit und ohne Behinderung.“

Wie auch in den Jahren zu-
vor setzt die Stadt Würzburg 
hier ein deutliches Zeichen und 

versichert, hinzusehen und zu 
unterstützen. Gemeinsam mit 
dem Stadtrat, der neuen Vor-

sitzenden der Arbeitsgemein-
schaft Würzburger Frauenorga-
nisationen und Frauen (AWF), 
Freya Altenhöner, und der 
Gleichstellungsbeauftragten 
der Stadt Würzburg, Petra Mül-
ler-März, hisste der Oberbür-
germeister eine Fahne mit der 
Aufschrift „NEIN zu Gewalt ge-
gen Frauen“ vor dem Congress 
Centrum.

Stadt bekennt Farbe

Auch im Wortsinne bekannte 
die Stadt Farbe zu diesem The-
ma und ließ den Grafeneckart 
am Abend in Orange erstrah-
len. In der Domstraße fand eine 
Kundgebung in Form einer Men-
schenkette vom Vierröhrenbrun-
nen bis zum Dom statt. An ihr be-
teiligten sich Vertreterinnen und 
Vertreter zahlreicher Organisati-
onen, die sich für Gleichberech-
tigung und Gewalt gegen Frauen 
einsetzen. r
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Als ob die Menschen der-
zeit keine anderen Sorgen 
hätten, wird die Diskussion 
um das Gendern immer noch 
hitzig und leidenschaftlich ge-
führt. Kaum eine Ausgabe ei-
ner Zeitung wird gedruckt, 
ohne dass berichtet wird, die-
ser/diese habe sich gegen das 
Gendern, jene/jener dafür 
ausgesprochen. Auch ein ak-
tueller Antrag im Stadtrat for-
dert die Verwaltung auf, künftig gegendertes 
Amtsdeutsch zu verwenden.

Es gehört zu den Privilegien des Katzenda-
seins, solche Debatten nicht führen zu müs-
sen. Bei uns gilt „die Katze“ und „der Kater“. 
Im allgemeinen Sprachgebrauch ist allerdings 
fast immer von „der Katze“ die Rede, wenn ei-
gentlich von „dem Kater“ gesprochen werden 
sollte, weil die biologische Weiblichkeit die 
Sprache dominiert. Allein dieses Spiel mit Arti-
kel und Pronomen zeigt, wie verzwickt das mit 

dem Gendern werden kann. Jedenfalls denkt 
jeder (m/w/d) beim Wort „Katze“ automa-
tisch das Männchen mit, während es angeb-
lich undenkbar ist, beim Begriff „Arzt“ auch 
eine weibliche Medizinerin mitzudenken. So 
weit so gut.

Als konservativ sozialisierte Katze (sic!) ar-
beite ich mit Begriffspaaren, wenn Frau und 
Mann gemeint sind. Damen und Herren, Bür-
gerinnen und Bürger, Steuerzahlerinnen und 
Steuerzahler. Letztere könnten gendergemäß 
natürlich auch als Steuerzahlende bezeich-
net werden. Das wäre sogar weniger absurd 
als die epidemisch um sich greifenden Begrif-
fe Mitarbeitende, Studierende und Forschen-
de, da sich das mit dem mitarbeiten ja nach 
acht Stunden erledigt hat, kaum jemand bei 
der Kneipentour oder in der Disco studiert und 
selbst der ambitionierteste Forscher oder die 
fleißigste Forscherin seine/ihre Reagenzglä-
ser beiseite stellt, wenn Großmama zu Besuch 
kommt. Steuern zahlen wir andauernd, jeden-
falls Umsatzsteuer für das Bierchen, den Pina 
Colada oder das schnell besorgte Tortenstück 
für die Oma.

Aber auch die Pärchenbildung hat ihre Tü-
cken, weil zum Beispiel das anekdotische „Mit-
glieder und Mitgliedinnen“ halt wegen des 

grammatikalischen Neutrums 
schlicht albern ist.

Also doch die große Lösung 
mit „*“, Binnen-„I“ oder „_“? 
Hat natürlich den Vorteil, dass 
man sich um grammatikali-
sche Feinheiten nicht zu sche-
ren braucht und Mitglied*in 
flott von der Feder geht. Mit 
etwas Übung und ohne Scheu 
davor, als schwerer Alkoho-
liker_in zu gelten, kann man 

das sogar in die gesprochene Sprache über-
tragen. Zudem hat man auch alle inkludiert, 
die sich selbst nicht vollständig einem biolo-
gischen Geschlecht zuordnen (lassen) wol-
len. Die Frage, ob ein biologisch oder psycho-
logisch anzuerkennendes Anliegen individu-
eller Personen zu einer generellen Änderung 
der Schreib- und Sprechgewohnheiten führen 
muss, bleibt jetzt mal offen.

Aber auch hier müsste es doch Grenzen ge-
ben. So war zu lesen, dass ein Amtsgericht in 
einer Entscheidung von „Vollstreckungsgläubi-
ger*in“ und „Vollstreckungsschuldner*in“ ge-
sprochen hat. Leute, das war ein Parteienpro-
zess. Eine natürliche Person stand gegen ei-
ne andere natürliche Person. In der Regel hat 
eine natürliche Person ein Geschlecht. Wa-
rum deshalb hier inklusive Begriffe verwen-
det wurden (außer es hätten sich zwei diverse 
Personen gegenüber gestanden, was so wahr-
scheinlich ist, wie in einer Woche nacheinan-
der den Eurojackpot zu knacken, zu heiraten 
und Großvater zu werden), kann nur mit dem 
tobenden Kulturkampf erklärt werden.

Womit wir bei „Gott*“ wären, der gegen-
derten Form des Herren der Welt. Das mag ei-
ne konsequente Weiterentwicklung des Kon-
zepts „Gott ist eine Frau“ sein, aber ich frage 
mich mit meinem Katzenverstand warum man 
einem nichtmaterialisierten, höchsten ge-
dachten und verehrten überirdischem Wesen 
unbedingt ein biologisches Geschlecht oder 
eben Nicht-Geschlecht andichten muss. Die 
Tatsache, dass Gott im Christentum als „Va-
ter“ verstanden wird, Christus als sein Sohn 
und nicht als seine transidente Tochter, liegt 
in einer zweitausendjährigen Tradition eben-
so begründet, wie in der Tatsache, dass we-
der das Aramäische noch das Altgriechische 
gegendert wurden. Belassen wir es halt da-
bei und denken an Franz Grillparzer: „Der Ver-
stand und die Fähigkeit, ihn zu gebrauchen, 
sind zwei verschiedene Gaben.“

 Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Der Kater  
ist eine Katze

Creative Bureaucracy Festival:

Jugend entscheidet:  
Von der Straße ins Rathaus

Nicht nur ein Forum für die besten Ideen für die Verwaltung, son-
dern inzwischen auch ein Motor, um diese Ideen auch umzusetzen, 
ist das Creative Bureaucracy Festival. Das größte internationale Fes-
tival für Verwaltungsinnovation wurde in diesem Jahr erneut di-
gital von der Falling Walls Foundation, einer gemeinnützigen Stif-
tung aus Berlin, veranstaltet, und zählte über 18.000 Besucher aus 
94 Ländern. 

In rund 150 englisch- und 
deutschsprachigen digitalen Bei-
trägen mit rund 400 Speakern 
diskutierten die Teilnehmer an 
fünf Tagen über die Herausfor-
derungen und Perspektiven für 
den öffentlichen Sektor. In span-
nenden Sessions wurden zahlrei-
che aktuelle Themen wie grund-
legende Fragen nach dem An-
spruch und der Stärke des Staa-
tes (z. B. „Humble Government“ 
oder soziale Nachhaltigkeit) über 
die Handlungsfähigkeit der Ver-
waltung in außergewöhnlichen 
Situationen (z. B. in Bezug auf 
Krisenresilienz) bis hin zu konkre-
ten Aspekten der aktuellen Ar-
beit in der Politikumsetzung (z. B. 
bei der Beschaffung oder Cyber-
sicherheit) erörtert.

Politisch wirksam  
durch aktive Beteiligung

Zum ersten Mal auf der Fes-
tival-Agenda stand eine Sessi-
on mit dem Thema „Jugend ent-
scheidet: Von der Straße ins Rat-
haus“. Dabei ging es um das Pro-
jekt „Jugend entscheidet – wir 
machen mit“ der gemeinnützi-
gen Hertie-Stiftung, die davon 
überzeugt ist, dass junge Men-
schen mitreden wollen und ihre 
Ideen nicht nur ihnen selbst nüt-
zen, sondern die Demokratie be-
reichern. 

Das Projekt bringt zwei Grup-
pen zueinander, die bislang zu 
wenig Schnittstellen haben: 
Kommunalpolitiker und Jugend-
liche. Aktuell wird die junge Ge-
neration kaum durch politi-
sche Parteien erreicht und häu-
fig fehlt das Verständnis und die 
Wertschätzung für Kommunal-
politik. Mit „Jugend entscheidet“ 
soll das geändert werden: Kom-
munalpolitiker delegieren reale 
Entscheidungen an Jugendliche, 
eingebunden in einen professio-
nell moderierten Prozess. So er-
fahren Jugendliche, dass sie poli-
tisch wirksam sein können, wenn 
sie sich aktiv beteiligen. Gleich-
zeitig lernen Kommunalpoliti-
ker die Bedarfe von Jugendlichen 
besser kennen.

Die Hertie-Stiftung begleitet 
deswegen in diesem Jahr zehn 
Kommunen aus ganz Deutsch-
land, darunter die bayerischen 
Kommunen Bad Hindelang und 
Neu-Ulm, dabei, eine konkrete 
lokalpolitische Entscheidung an 
Jugendliche zwischen 12 und 15 
Jahren abzugeben und Jugend-
beteiligung vor Ort zu verankern. 
Insgesamt hatten sich 115 Städte 
für das Projekt beworben. 

Junge Menschen und Kommu-
nen können ihre Städte und Dör-
fer fit für die Zukunft machen. 
Dafür braucht es mutige Bürger-
meister, die bereit sind, sich auf 
junge Perspektiven einzulassen, 
aber auch innovative Verwaltun-
gen, die sich trauen, neue Wege 
zu gehen. Wie Bad Hindelangs 
Bürgermeisterin Dr. Sabine Rö-
del betont, „müssen die Jugend-
lichen unserer Gemeinde viele 
Konsequenzen der Entscheidun-
gen tragen, die wir auch für sie 
treffen. Daher möchten wir mit 
ihnen gemeinsam ein Konzept 
für die Zukunft entwickeln. Wir 
suchen nach Wegen, wie wir es 
schaffen, die Jugend in Projekte 
wie ‚Unser Bad Hindelang 2030‘, 
aber auch in laufende kommu-
nalpolitische Themen einzubin-
den. Für unsere gelebte Demo-
kratie ist es wichtig, dass bereits 
Jugendliche sich intensiv mit der 
Komplexität der Gesellschaft be-
fassen und erkennen, dass je-

der Einzelne durch seine Stimme 
mitgestalten kann, aber dass je-
de Entscheidung auch mit Kon-
sequenzen verbunden ist. Daher 
hoffen wir, dass durch eine Betei-
ligung der Jugend auf Gemeinde-
ebene Demokratie als unmittel-
barer Prozess erlebbar und das 
Verständnis für den Mitmen-
schen und dessen Bedürfnisse 
gestärkt wird.“

Moderne Interpretation  
von Tradition und Werten

Die Jugendlichen, so Rödel, sol-
len die Möglichkeit bekommen, 
Traditionen und Werte modern 
zu interpretieren und ihre Sicht-
weisen einzubringen. „Nur so 
können wir uns weiterentwickeln 
und die Dinge, die hier wirklich 
schön sind, auch erhalten.“

Auch Neu-Ulms Oberbürger-
meisterin Katrin Albsteiger sieht 
in dem Modellprojekt eine gro-
ße Chance für die Stadt und die 
Jugendlichen: „Wir erhoffen uns 
von ‚Jugend entscheidet‘ neue 
Impulse und neue Perspektiven 
auf Aspekte, an die Erwachsene 
vielleicht gar nicht denken.“ „Als 
junge Stadt passt ‚Jugend ent-
scheidet‘ hervorragend zu uns“, 
unterstreicht Albsteiger: „2019 
haben wir unser 150-jähriges 
Stadtjubiläum gefeiert. Das Mot-
to war: ‚Wir leben neu.‘ In diesem 
Zug wollen wir auch das Thema 
Jugendbeteiligung neu denken. 
Wir wollen das Demokratiever-
ständnis fördern und junge Men-

schen in ihrem Engagement für 
das Gemeinwesen bestärken.“

Für Neu-Ulm ist das Projekt ei-
ne Chance für Jugendliche, sich 
aktiv am Leben und der Entwick-
lung ihrer Stadt zu beteiligen. 
Albsteiger zufolge sollen jun-
ge Menschen die Erfahrung ma-
chen, dass sie die Entwicklung 
der Stadt konkret beeinflussen, 
ihre Ideen präsentieren und ver-
wirklichen können. „Hierdurch 
erhoffen wir uns neue Impul-
se und neue Perspektiven. Viel-
leicht auch Hinweise auf Aspek-
te, an die Erwachsene gar nicht 
denken.“

Wie Ralph Seiffert, Dezernent 
für Bildung, Kultur, Sport und 
Soziales in der Stadtverwaltung 
Neu-Ulm, im Rahmen der Ses-
sion „Jugend entscheidet: Von 
der Straße ins Rathaus“ berich-
tete, formulierten die Jugendli-
chen im Rahmen einer eigenen 
„Stadtratssitzung“ zwölf Anträ-
ge zu den Themen Stadtentwick-
lung, Natur und Umwelt, Frei-
zeitgestaltung und Mobilität, 
wovon vier (Festival der Kultu-
ren, Pumptrack, Stadtbeleuch-
tung, Bolzplatz-Sanierung) in die 
Endrunde kamen. Letztlich müs-
sen sich die Jugendlichen nun für 
ein Projekt entscheiden, das der 
Stadtrat in der Folge positiv be-
scheiden soll und das entspre-
chend auch umgesetzt wird. Seif-
fert erhofft sich von „Jugend ent-
scheidet“, noch mehr Werkzeug 
an die Hand zu bekommen, um 
den Prozess der Jugendbeteili-
gung weiter zu steuern. 

PS: In der nächsten Projekt-
runde im Jahr 2022 werden nach 
Angaben der Hertie-Stiftung 15 
Kommunen betreut. Die Aus-
schreibung hierzu startete am 1. 
Dezember.  DK

Steigende  
Flüchtlingszahlen 

Schwäbische Landräte fordern strukturelle Verbesserung und  
Professionalisierung des Verwaltungshandelns vom Freistaat

Der Regierungspräsident der Regierung von Schwaben, Dr. Erwin 
Lohner, berichtete den Landkreisvertreten bei einer gemeinsamen 
Arbeitstagung von einer akuten Zunahme der Flüchtlingszahlen in 
der zentralen Aufnahmestelle, der sogenannten Ankereinrichtung 
in Schwaben. Dies bedeutet für die einzelnen Landkreise auch ei-
ne deutliche Zunahme an Neuzuweisungen in den kommenden Wo-
chen und Monaten. 

Mit den Erfahrungen, die die 
Landkreisvertreter aufgrund der 
Flüchtlingskrise in den Jahren 
2015 bis 2017 gesammelt haben, 
fordern sie nun eine strukturel-
le Verbesserung und Professio-
nalisierung des Verwaltungshan-
dels vom Freistaat Bayern ein, 
damit die Unterbringung der ge-
flüchteten Personen besser be-
wältigt werden kann. „Gemein-
same Unterbringungskonzepte, 
eine auf alle Landkreise gerech-
te und transparente Verteilung 
der Flüchtlinge sowie die Schaf-
fung von bezahlbarem Wohn-
raum sind für uns zwingend er-
forderliche Grundlagen in der Be-
wältigung der steigenden Flücht-
lingszahlen“, so der Vorsitzende 
des Bezirksverbands Schwaben, 
Landrat Elmar Stegmann.

Valide Datenbasis

Um besser planen zu können, 
fordern die schwäbischen Land-
rätinnen und Landräte transpa-
rente Zahlen, beispielsweise über 
ein regelmäßig aktualisiertes 
Dashboard. „Um die Verteilung 
vor Ort organisieren zu können, 
benötigen wir unbedingt eine va-
lide Datenbasis, die uns nicht nur 
anzeigt wie viele Flüchtlinge bis-
her angekommen sind und wie 
diese auf die einzelnen Landkrei-
se verteilt wurden, sondern auch 
eine Prognose mit wie vielen Ge-

flüchteten in den nächsten Ta-
gen und Wochen zu rechnen ist. 
Es macht einen großen Unter-
schied, ob 30 oder 300 Flücht-
linge in den Unterkünften unter-
gebracht werden müssen“, sagte 
der stellvertretende Vorsitzende 
des Bezirksverbands Schwaben, 
Landrat Thorsten Freudenberger.

Die Landkreisvertreter be-
richteten auch von der großen 
Schwierigkeit bei den ortsüb-
lichen Mietpreisen überhaupt 
noch Unterkünfte für geflüchtete 
Personen zu bekommen. „Es be-
darf gemeinsamer Ansätze und 
Vorgehensweisen für die Akqui-
se, Einrichtung und den Betrieb 
von Unterkünften – dies kann 
nicht fast ausschließlich der un-
tersten Staatsverwaltung über-
lassen werden. In diese Überle-
gungen sollten auch zwingend 
die einzelnen Kommunen einbe-
zogen werden, da wir sonst ei-
ne massive Ungleichverteilung 
von Flüchtlingen auf Einzelkom-
munen befürchten, für die es 
nun noch deutlich weniger Ak-
zeptanz als vor wenigen Jahren 
geben wird. Wir sehen hier sei-
tens der Staatsregierung drin-
genden Handlungsbedarf die ak-
tuelle Rechtslage dahingehend zu 
ändern“, fordern die Sitzungsteil-
nehmer. Gleichzeitig ist es ihnen 
wichtig, dass die Kommunen, in 
denen Flüchtlinge untergebracht 
werden, auch eine spezielle fi-

nanzielle Unterstützung erhalten 
müssen, da sie vor allem in den 
Bereichen Kindertagesstätte und 
Schule eine deutliche Mehrbelas-
tung tragen müssen.

Zudem befürchten die Land-
kreisvertreter auch, dass es im-
mer weniger Ehrenamtliche gibt, 
die die Geflüchteten begleiten 
und bei der Integration unter-
stützen. „Vermehrte Zuweisun-
gen ohne die passende Aufklä-
rung und Unterstützung kön-
nen schnell zur Überforderung 
der noch übrigen Ehrenamtli-
chen führen, sodass auch diese 
ihr Amt aufgeben. Diesem Trend 
gilt es mit gemeinsamen Konzep-
ten entgegenzuwirken“, sind sich 
die Landkreisvertreter einig.  r

Regional einlösbare Arbeitgebergutscheine 
für Altmühlfrankens Mitarbeiter

Als Ergänzung zum bereits bestehenden Onlineportal des Landkrei-
ses, gibt es nun die Möglichkeit für Arbeitgeber ihren Mitarbeitern, 
im Rahmen des steuer- und sozialabgabebefreiten Sachbezugs, Gut-
scheine für die digitale Plattform sowie teilnehmende Geschäfte 
vor Ort zukommen zu lassen. Über 60 Unternehmensvertreter folg-
ten der Einladung der Zukunftsinitiative altmühlfranken, welche in 
Kooperation mit den Stadtmarketingvereinen das neue Arbeitge-
ber-Portal sowie das landkreisweite Gutscheinsystem präsentierte.

Sabine Unterlandstaettner von  
der Zukunftsinitiative altmühl- 
franken lobte die außerordent-
lich gute Zusammenarbeit der 
Stadtmarketingorganisationen 
und Gewerbevereine im Land-
kreis. Alexander Herzog, Vorsit-
zender des Stadtmarketingver-
eins Gunzenhausen sowie als 
Sprecher der Lenkungsgruppe, 
erklärte: „Der Altmühlfranken- 
Gutschein ist physisch in mitt-

lerweile 30 Ausgabestellen im 
Landkreis zu beziehen, genau-
so aber auch online mit indivi-
duellen Gutscheinwerten. In 64 
Akzeptanzstellen kann er beim 
Bummeln und Einkaufen einge-
löst werden, aber eben auch on-
line über ‚www.in-altmuehlfran-
ken.de‘. Technisch ist das nicht 
trivial und nur mit kooperativen 
Systemanbietern wie unserem 
Partner zmlye umsetzbar.“

Seit Einführung des Alt-
mühlfranken- Gutscheins im 
Dezember 2020 bis einschließ-
lich September 2021 wurden 
125.000 Euro in Form von Gut-
scheinen in unterschiedlichen 
Einzelwerten ausgegeben, davon 
etwa die Hälfte als Arbeitgeber- 
Gutscheine. Diese können nach 
wie vor auch ohne elektronisches 
Buchungssystem über die Wirt-
schaftsförderung des Landkrei-
ses oder die einzelnen Stadtmar-
ketingorganisationen bezogen 
werden.

Im kommenden Jahr folgt die 
IT-basierte Lösung durch den 
Dienstleister zmyle, bei welcher 
die Ausgabe der Gutscheine, in 
Höhe von derzeit maximal 44 Eu-
ro pro Mitarbeiter und Monat, 
voll automatisiert abläuft.

Matthias Meyer, treibende 
Kraft der Lenkungsgruppe des 
Onlineportals und Mitglied im 
Vorstand des Stadtmarketings 
Weißenburg, betonte die hohe 
Bedeutung des Systems gerade 
für den inhabergeführten Handel 
vor Ort: „Durch Werkzeuge wie 
diese regionalen Gutscheinsyste-
me kann die Kaufkraft bestens in 
der Region gehalten werden.“

Das neu eingerichtete Arbeit-
geberportal ist eng mit dem land-
kreisweiten Gutscheinsystem ver- 
zahnt. Auch Akzeptanz- oder Aus-
gabestellen können mit wenigen 
Klicks beitreten und so die be-
triebseigenen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter mit getrennt ab-
gerechneten Arbeitgeber- Gut-
scheinen versorgen.

2022 wird das System durch 
zahlreiche Funktionen barriere-
freier. Dazu zählen insbesondere 
die automatische monatliche Ar-
beitgeber- Gutscheinabrechnung 
inklusive DATEV-Schnittstelle und 
eine Mitarbeiterdatenbank, in 
der die Zuweisung der steuerbe-
freiten Sachzuwendung seitens 
des Betriebes exakt kontrolliert 
und gesteuert werden kann.

Nach wie vor können teilneh-
mende Unternehmen aber auch 
physische Gutscheinkarten be-
ziehen. Mithilfe des neuen Ar-
beitgeberportals wird es aber er-
möglicht, den Arbeitgeber-Bonus 
auf direktem Weg digital zu ver-
senden, etwa per E-Mail mit ent-
sprechendem QR-Code bzw. ein-
deutiger Nummer oder für das 
Smartphone-Wallet. r

http://www.in-altmuehlfranken.de
http://www.in-altmuehlfranken.de


Z U  G U T E R  L E T Z T16 GZ2. Dezember 2021

Vorschau auf GZ 24
In unserer Ausgabe Nr. 24, die am 16. Dezember 2021 er-
scheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• IT, E-Government, Breitband, Mobilfunk
• Kommunale Finanzthemen
•  Kommunaler Bau
• Schulen, Kindergärten, Horte, Spielplätze

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt  die der GZ Wandkalender 2022 bei.  
Wir bitten um freundliche Beachtung.  r

Abzeichen

Energiedienstleistung

Energiebeschaffung

Bau

Kommunalfahrzeuge

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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T 08773 18-0
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Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Kommunale IT

www. .de

erdgas-schwaben.de

enplus-pellets.de/ausschreibungsvorlage

Kostenfreie  
Ausschreibungs-
vorlagen!
Für hochwertige Pellets  
und Hackschnitzel.

Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten
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Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

+ keim- und schadstoffübertragungsfreie Wärme-
rückgewinnung durch getrennte Luftströme

+ Ersatzleistung für Heizkessel, Kältemaschine
und Rückkühlwerk

+ kurze Amortisation, sicherer Betrieb
+ Neubau oder Sanierung im Bestand
+ Wegfall von Rückkühlwerken möglich

SEW® GmbH  |  47906 Kempen  |  Tel. 02152 91560
www.sew-kempen.de

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Kliniken in Augsburg, Bamberg, Bayreuth, Murnau, Schwein-
furt • Universitäten in Regensburg und Würzburg • FH Aschaf-
fenburg • Saturn Arena Ingolstadt • München: Baureferat, Dt. 
Flugsicherung, Klinikum Großhadern, Muffathalle, O2-Tower, 
The Charles Hotel, TUM, Villa Stuck • div. Polizeistationen etc.

HYGIENISCH EINWANDFREIE
WÄRMERÜCKGEWINNUNG

Vorteile für Ihre Lüftungsanlage:

  100 % Außenluft 
  umluftfrei
  betriebssicher
  energieef zient

Multifunktionale
Wärmerückgewinnung

Recyclingbaustoffe

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung / 
Brunnenregenerierung 

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Simone Brunswig · 06732/9657-2328 ·  
energieprojekte@juwi.de · www.juwi.de 

Erneuerbare Energien

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale  
Immobilienentwicklung

Sitzmöbelhersteller

www.baustoffrecycling-bayern.de

GemeindeZeitung auf folgenden 
Social Media Kanälen:
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Informationssicherheit /  
Datenschutz

Abonnieren Sie unseren  
KOSTENFREIEN NEWSLETTER:  

www.gemeindezeitung.de/newsletter

Franz Sedlmeier GmbH 
Wolfratshauser Straße 9a 
82049 Pullach im Isartal
Telefon:  (089) 74 44 24 98 
Fax:  (089) 74 44 24 99 
eMail:  info@l-r-service.de 
Internet: www.l-r-service.de

Wartung und Reinigung von: 
• 
• 
• 

„Wenn wir gehen 

Wartung und Reinigung von 
Lüftungs- und Klimaanlagen

Kommunalfinanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

Fahnenmasten / Fahnen

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

GZ Akademie
Termine unter:
www.gemeindezeitung.de/ 
akademie

Oberfränkischer Integrationspreis 2021:

Fuß fassen in der Region
Initiativen, die sich erfolgreich dafür einsetzen, dass Menschen 
mit ausländischen Wurzeln in der Region Fuß fassen und Einhei-
mische mit fremden Kulturen vertraut gemacht werden, sind von 
der Regierung von Oberfranken mit dem Integrationspreis ausge-
zeichnet worden. Regierungspräsidentin Heidrun Piwernetz ver-
lieh in Bayreuth die drei Preise an den Verein Freund statt fremd 
in Bamberg, an Valentina-Amalia Dumitru sowie an den Kulmba-
cher Literaturverein. 

Seit vielen Jahren engagiert 
sich der Verein Freund statt 
fremd für die in Bamberg le-
benden Menschen mit Migrati-
onshintergrund, zum Beispiel in  
dem interkulturellen Begeg-
nungs- und Kulturzentrum Lui20. 
Hier bietet der Verein zahlreiche 
Aktivitäten an: von Deutsch- 

Kursen für Erwachsene, die das 
A1 Niveau abgeschlossen ha-
ben, über ein Sprachcafé für al-
le Interessierten bis hin zu ge-
meinsamen Koch- oder Mu-
sik-Events. Seit Sommer 2021 
werden diese Tätigkeiten in ei-
nem neuen Domizil fortgesetzt. 
Geflüchteten bietet der Verein 

praktische Hilfe zur Bewältigung 
des Lebensalltags und rund um 
die Themen Ausbildung, Beruf 
und Studium an. Und auch in 
der ANKER- Einrichtung Ober-
franken am Behördenstandort 
Bamberg ist der Preisträger prä-
sent. So hat er dort unter an-
derem ein Spielzimmer für Kin-
der und Jugendliche geschaffen, 
das „Café Willkommen“ eröff-
net und eine Fahrradwerkstatt 
eingerichtet.

Gesundheitskompetenz  
fördern

Im Jahr 2003 wurde das bun-
desweite Projekt „Mit Migranten 
für Migranten (MiMi) – Interkul-
turelle Gesundheit in Deutsch-
land“ gestartet und zwischen-
zeitlich an mehr als 70 Standor-
ten, davon 14 in Bayern, etab-
liert. Durch kultursensible und 
mehrsprachige Aufklärung soll 
die Gesundheitskompetenz von 
Migranten gefördert werden.

Die Stadt Bayreuth ist seit 
2019 einer der 15 örtlichen 
Projektpartner in Bayern. Die 
Standortkoordination hat Va-
lentina-Amalia Dumitru über-
nommen. 

Interkulturelle  
Gesundheitsmediatoren

Sie konnte insgesamt 22 
Migranten aus 13 Nationen für 
das Projekt gewinnen, die in ei-
ner 50-stündigen Schulung zu 
interkulturellen Gesundheits-
mediatorinnen und -mediato-
ren ausgebildet wurden. Die 
Schulung umfasste die verschie-
densten Gesundheitsthemen 
wie zum Beispiel das deutsche 
Gesundheitssystem, Ernährung 
und Bewegung, Kindergesund-
heit, Gefahren des Alkoholkon-
sums, Diabetes und Impfschutz.

Durch das MiMi-Projekt ler-
nen Menschen mit Migrations-
hintergrund nicht nur, wie das 
deutsche Gesundheitssystem 
funktioniert, sie können dieses 
Wissen auch an ihre Landsleu-
te weitergeben. Die Bayreuther 
Mediatoren beispielsweise füh-

ren Veranstaltungen in ihrer 
Muttersprache durch und infor-
mieren in einer eigenen Whats-
App- Gruppe und in Podcasts zu 
Corona-relevanten Themen wie 
Maskenpflicht und Abstandsre-
geln.

Deutschkenntnisse  
durch Sprachpaten

Bei der „Schreibwerkstatt 
Grenzenlos“ handelt es sich 
um ein Begegnungs- und Aus-
tauschprojekt im Landkreis 
Kulmbach. Die Trägerschaft hat 
der Kulmbacher Literaturver-
ein übernommen. Über die Hel-
ferkreise im Landkreis Kulm-
bach wurden zunächst mehrere 
Sprachpaten gewonnen. Durch 
deren persönliche Ansprache ist 
es anschließend gelungen, zahl-
reiche Geflüchtete zu finden, 
die durch die Teilnahme am nun 

ausgezeichneten Projekt ihre 
Deutschkenntnisse verbessern 
wollen.

Im „Café Clatsch“ in Kulmbach 
finden jetzt regelmäßig „Redak-
tionstreffen“ statt, an denen 
zwischen 20 und 30 Geflüchte-
te teilnehmen. Diese kommen 
dort mit ihren Sprachpaten zu-
sammen und tragen ihre selbst 
geschriebenen Texte zu Themen 
oder Erfahrungen, die ihnen 
wichtig sind, vor. Regelmäßige 
Schreibübungen und ein intensi-
ver Austausch der Anwesenden 
über das Gehörte tragen zum 
Erlernen der deutschen Spra-
che bei. Als Ergebnis all dieser 
Aktivitäten und zugleich Sprach-
rohr für geflüchtete Menschen 
im Landkreis Kulmbach hat 
der Kulmbacher Literaturver-
ein nach der Zeitschrift „Bunt-
schau“ heuer das „Buch ohne 
Grenzen“ herausgegeben.  DK
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Neujahr

Heilige Drei Könige

Tag der Arbeit

Christi Himmelfahrt

Heiliger Abend

1. Weihnachtsfeiertag

2. Weihnachtsfeiertag

Silvester

Allerheiligen

Tag der Deutschen Einheit

Mariä Himmelfahrt

Pfingstsonntag

Pfingstmontag

Fronleichnam

Karfreitag

Ostersonntag

Ostermontag
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Kommunalforum 
Alpenraum, Kundl, AT

2Do
13. Bayerisches
EnergieForum

13Do 9. Bayerisches
BreitbandForum

Landesparteitag
FDP Bayern, Hirschaid

Landkreisversammlung,
Bayerischer Landkreistag,
Landkreis Rosenheim

Vollversammlung 
Bayerischer Bezirketag

Landrätetagung

SCHNELLES 
INTERNET FÜR 
BAYERN!
Aus der Region. Für die Region.

L EO N E T. D E

Heute schon an morgen denken:
Mit einem Nahwärmenetz die
kommunale Energiewende gestalten!

ENERPIPE ist Ihr Partner bei der Konzeption eines Nah-oder Fernwärmenetzes.
Außerdem stellen wir alle Komponenten für die Wärmeversorgung bereit:
Rohr-und Verbindungstechnik, Übergabetechnik usw.

Mehr Informationen bei unseren kostenlosen Online-Seminaren!
Jetzt anmelden unter smarte-nahwaerme.de!

www.enerpipe.de

Heute schon an morgen denken:
Themenportal
KOMMUNAL-
POLITIK

www.hss.de
www.hss.de

GRUNDLAGEN KOMMUNALER 
HAUSHALTSFÜHRUNG

Band 3Kommunalpolitischer Leitfaden

www.hss.de

RECHNUNGSPRÜFUNG

Band 4Kommunalpolitischer Leitfaden

www.hss.de

BAURECHT 
IN DER GEMEINDE

Band 2Kommunalpolitischer Leitfaden

www.hss.de

RECHTLICHE GRUNDLAGEN 
KOMMUNALER 
SELBSTVERWALTUNG

Band 1Kommunalpolitischer Leitfaden

Leitfäden, Themen und Seminare – 
alles rund um die Kommunalpolitik

uwww.hss.de/kommunalpolitik

Partner der Sparkassen 
und des ö�entlichen 
Dienstes:

Ihr Direktkontakt
Volker Eisele
Leiter Vertriebsdirektion 
Banken und Kooperationen 
T 089 6787-9278
volker.eisele@
diebayerische.de

Bayernweit – 
Gemeinsam für mehr 
Geschwindigkeit

Bayernweit – 
Gemeinsam für mehr 
Geschwindigkeit

Bayernweit – 
Gemeinsam für mehr 
Geschwindigkeit

breitbandausbau@m-net.de
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Echt fair für Ihre Zukunft 
erdgas-schwaben.de

Energie für 
heute und 
morgen
Mein ÖkoGas –
 100 % CO2-neutral

Zinsgünstige Kommunalkredite und spezielle Förder-
kredite für Ihre Investitionen. Näheres erfahren Sie unter 

O bayernlabo.de oder über die Kommunal-Hotline 
+49 89 2171-22004

Zukunft gestalten.
Fortschritt fördern.

Das Förderinstitut der BayernLB

blabo_AZ_b-gemeindezeitung_wandkalender_80x80mm_2021-10-05_v01_ks.indd   105.10.2021   15:02:13

GEWERBEBAU
Sie planen ein neues Projekt?  Wir setzen es für Sie um.

Fragen Sie unverbindlich bei uns an. 

Rudolf Hörmann GmbH & Co. KG | www.hoermann-gewerbebau.com

.PLANEN

.FERTIGEN

.AUSFÜHREN




